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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 
Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 

§ 2. … Der Präsident und der Vizepräsident leisten die Angelobung vor dem 
Bundespräsidenten, die übrigen Mitglieder vor der Vollversammlung.

§ 2. … Der Präsident und der Vizepräsident leisten die Angelobung vor dem 
Bundespräsidenten, die sonstigen Mitglieder vor der Vollversammlung.

§ 3. (1) Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes, bei denen ein 
Ausschließungsgrund nach Art. 134 Abs. 4 B-VG eintritt, sind für die Dauer 
dieser Ausschließung außer Dienst gestellt. Sie verbleiben im Genuß des zuletzt 
als Richter bezogenen Diensteinkommens; die außer Dienst zugebrachte Zeit ist 
für die Vorrückung in höhere Bezüge und für die Bemessung des Ruhegenusses 
anrechenbar.

§ 3. (1) Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes, bei denen ein 
Ausschließungsgrund nach Art. 134 Abs. 5 B-VG eintritt, sind für die Dauer 
dieser Ausschließung außer Dienst gestellt. Die Zeit der Außerdienststellung 
bleibt für die Vorrückung in höhere Bezüge und für die Bemessung des 
Ruhegenusses anrechenbar. 

(2) Im übrigen dürfen Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes nur in den 
für Richter sonst vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen und auf Grund eines 
gerichtlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt oder wider ihren Willen an eine 
andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden.

(2) Im Übrigen dürfen Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes nur in den 
für Richter sonst vom Gesetz vorgeschriebenen Fällen und auf Grund eines 
gerichtlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt oder wider ihren Willen an eine 
andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden.

§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) …
(3) Zur Entgegennahme von Eingaben kann eine gemeinsame Einrichtung 

mit dem Verfassungsgerichtshof geschaffen werden.
 

Vollversammlung Vollversammlung 
§ 10. (1) … § 10. (1) …

(2) Der Vollversammlung obliegt, abgesehen von ihrer Tätigkeit als 
Disziplinargericht (§ 7 Abs. 2), die Beschlußfassung über

(2) Der Vollversammlung obliegt, abgesehen von ihrer Tätigkeit als 
Disziplinargericht (§ 7 Abs. 2), die Beschlussfassung über

 1. die Dreiervorschläge für die Ernennung von Mitgliedern (Art. 134 Abs. 2 
B-VG);

 1. die Dreiervorschläge für die Ernennung von Mitgliedern (Art. 134 Abs. 4 
B-VG);

 2. bis 4. … 2. bis 4. …
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Senate Senate 
§ 11. (1) … § 11. (1) …
(2) Jedem nach diesem Bundesgesetz zu bildenden Senat muss wenigstens 

ein Mitglied angehören, das die Befähigung zum Richteramt hat. Den Senaten, 
die mit Angelegenheiten der Finanzverwaltung befasst sind, muss ferner ein 
Mitglied mit der Befähigung zum höheren Finanzdienst, allen anderen Senaten 
ein Mitglied mit der Befähigung zum Dienst in der allgemeinen staatlichen 
Verwaltung oder mit einer diese Befähigung ersetzenden früheren Verwendung 
angehören.

 

(3) Vor Ablauf jedes Jahres hat die Vollversammlung für die Dauer des 
nächsten Jahres die Vorsitzenden und die übrigen Mitglieder der Senate gemäß 
Abs. 1, die zur Verstärkung eines Senates heranzuziehenden Mitglieder und die 
Ersatzmitglieder sowie die Reihenfolge, in der diese einzutreten haben, zu 
bestimmen und die Geschäfte unter die Senate im voraus zu verteilen. …

(2) Vor Ablauf jedes Jahres hat die Vollversammlung für die Dauer des 
nächsten Jahres die Vorsitzenden und die sonstigen Mitglieder der Senate gemäß 
Abs. 1, die zur Verstärkung eines Senates heranzuziehenden Mitglieder und die 
Ersatzmitglieder sowie die Reihenfolge, in der diese einzutreten haben, zu 
bestimmen und die Geschäfte unter die Senate im Voraus zu verteilen. …

(4) … (3) … 
(5) … (4) … 
§ 12. (1) Senate, die nur aus dem Vorsitzenden, dem Berichter und dem 

rangältesten der übrigen Mitglieder des Fünfersenates bestehen (Dreiersenate), 
haben zu entscheiden 

§ 12. (1) Senate, die nur aus dem Vorsitzenden, dem Berichter und dem 
rangältesten der sonstigen Mitglieder des Fünfersenates bestehen (Dreiersenate), 
haben zu entscheiden

 1. a) über die Zurückweisung von Beschwerden und von Anträgen, die 
nicht durch den Berichter zu erledigen sind (§ 14 Abs. 2);

 1. a) über die Zurückweisung von Revisionen und Anträgen, die nicht 
durch den Berichter zu erledigen sind (§ 14 Abs. 2);

 b) … b) … 
 c) über Fristsetzungsanträge;
 d) bis g) … d) bis g) …
 2. auf Antrag des Vorsitzenden oder des Berichters über Beschwerden, in 

denen die Rechtsfrage besonders einfach oder durch die bisherige 
Rechtsprechung klargestellt ist.

 2. auf Antrag des Vorsitzenden oder des Berichters über Revisionen, in 
denen die Rechtsfrage besonders einfach oder durch die bisherige 
Rechtsprechung klargestellt ist.

(2) und (3) … (2) und (3) …
(4) Wurde über die Beschwerde oder über den Antrag bereits im Fünfersenat 

beraten, so bleibt dieser zur Entscheidung auch in den Fällen des Abs. 1 und in 
Verwaltungsstrafsachen zuständig. 

(4) Wurde über die Revision oder über den Antrag bereits im Fünfersenat 
beraten, so bleibt dieser zur Entscheidung auch in den Fällen des Abs. 1 und in 
Verwaltungsstrafsachen zuständig.
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Berichter Berichter 
§ 14. (1) … § 14. (1) …
(2) Anordnungen prozeßleitender Art im Vorverfahren und Verfügungen, die 

nur zur Vorbereitung der Entscheidung dienen, ferner Entscheidungen und 
Verfügungen, die sich nur auf die Verfahrenshilfe beziehen (§ 61), sowie 
Entscheidungen über den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung 
zuzuerkennen, trifft der Berichter ohne Senatsbeschluß.

(2) Verfahrensleitende Anordnungen im Vorverfahren, verfahrensleitende 
Anordnungen, die nur zur Vorbereitung der Entscheidung dienen, sowie 
verfahrensleitende Anordnungen und Entscheidungen betreffend die 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung und die Verfahrenshilfe (§ 61) trifft 
der Berichter ohne Senatsbeschluss.

(3) und (4) … (3) und (4) …
Beratung und Abstimmung Beratung und Abstimmung 

§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) …
(3) Der Vorsitzende kann die Beratung und Beschlussfassung in den Fällen 

des § 12 Abs. 1 Z 1 lit. a, b und f und Z 2 durch Einholung der Zustimmung der 
anderen Mitglieder des Dreiersenates im Umlaufweg ersetzen, wenn keines dieser 
Mitglieder widerspricht. Die Zustimmung kann nur schriftlich erteilt werden. Die 
gefassten Umlaufbeschlüsse sind in der Niederschrift über die nächste Beratung 
des Dreiersenates anzuführen. 

(4) Der Vorsitzende kann die Beratung und Beschlussfassung in den Fällen 
des § 12 Abs. 1 Z 1 lit. a, b, c und f und Z 2 durch Einholung der Zustimmung der 
anderen Mitglieder des Dreiersenates im Umlaufweg ersetzen, wenn keines dieser 
Mitglieder widerspricht. Die Zustimmung kann nur schriftlich erteilt werden. 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen über Beschwerden Allgemeine Bestimmungen 

Parteien Parteien 
§ 21. (1) Parteien im Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof sind § 21. (1) Parteien im Verfahren über eine Revision gegen das Erkenntnis 

eines Verwaltungsgerichtes wegen Rechtswidrigkeit gemäß Art. 133 Abs. 1 Z 1 
B-VG (Revision) sind

 1. der Beschwerdeführer, 1. der Revisionswerber;
 2. die belangte Behörde,  2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht, gegen 

dessen Erkenntnis oder Beschluss Revision erhoben wird 
(Revisionsgegner);

 3. in den Fällen des § 22 zweiter Satz auch der Bundesminister oder die 
Landesregierung, 

 

 4. bei Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde gemäß 3. die Personen, die durch das vom Verwaltungsgerichtshof zu treffende 
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Art. 131 B-VG auch die Personen, die durch die Aufhebung des 
angefochtenen Bescheides in ihren rechtlichen Interessen berührt werden 
(Mitbeteiligte). 

Erkenntnis in ihren Rechten berührt werden (Mitbeteiligte).

(2) Auch wenn in der Beschwerde Mitbeteiligte nicht bezeichnet sind, ist 
von Amts wegen darauf Bedacht zu nehmen, daß alle Mitbeteiligten gehört 
werden und Gelegenheit zur Wahrung ihrer Rechte erhalten.

(2) Auch wenn in der Revision Mitbeteiligte nicht bezeichnet sind, ist von 
Amts wegen darauf Bedacht zu nehmen, dass alle Mitbeteiligten gehört werden 
und Gelegenheit zur Wahrung ihrer Rechte erhalten.

 (3) Partei im Verfahren über einen Antrag auf Fristsetzung wegen 
Verletzung der Entscheidungspflicht durch ein Verwaltungsgericht gemäß 
Art. 133 Abs. 1 Z 2 B-VG (Fristsetzungsantrag) ist der Antragsteller.

§ 22. In Angelegenheiten der Bundesverwaltung kann der zuständige 
Bundesminister, in Angelegenheiten der Landesverwaltung die zuständige 
Landesregierung an Stelle eines anderen beschwerdeführenden staatlichen Organs 
oder einer anderen belangten Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. Dies 
gilt nicht 

§ 22. Wird die Revision von einem staatlichen Organ erhoben oder ist eine 
andere Behörde Revisionsgegner, so kann in einer Rechtssache in den 
Angelegenheiten der Bundesverwaltung der zuständige Bundesminister und in 
den Angelegenheiten der Landesverwaltung die Landesregierung an Stelle dieses 
Organs bzw. dieser Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. Dies gilt nicht, 
wenn

 1. wenn in einer Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches eines 
Selbstverwaltungskörpers ein Organ dieses Selbstverwaltungskörpers 
belangte Behörde ist oder 

 1. in einer Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 
oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers ein Organ des 
Selbstverwaltungskörpers oder

 2. wenn die belangte Behörde oder deren Mitglieder in Ausübung ihres 
Amtes an keine Weisungen gebunden sind.

 2. ein weisungsfrei gestelltes Organ 

 Revisionsgegner ist. 
§ 23. (1) Die Parteien können, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes 

bestimmt, ihre Sache vor dem Verwaltungsgerichtshof selbst führen oder sich 
durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. …

§ 23. (1) Die Parteien können, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt, ihre Rechtssache vor dem Verwaltungsgerichtshof selbst führen oder 
sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. …

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
Schriftsätze Schriftsätze 

§ 24. (1) Die Beschwerden und sonstigen Schriftsätze sind unmittelbar beim 
Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Von jedem Schriftsatz samt Beilagen sind 
so viele gleichlautende Ausfertigungen beizubringen, daß jeder vom 
Verwaltungsgerichtshof zu verständigenden Partei oder Behörde eine 
Ausfertigung zugestellt und überdies eine für die Akten des Gerichtshofes 
zurückbehalten werden kann. Sind die Beilagen sehr umfangreich, so kann die 

§ 24. (1) Bis zur Vorlage der Revision an den Verwaltungsgerichtshof sind 
die Schriftsätze beim Verwaltungsgericht, ab Vorlage der Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof sind die Schriftsätze unmittelbar beim 
Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Der Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe ist unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Von 
jedem Schriftsatz samt Beilagen sind so viele gleichlautende Ausfertigungen 
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Beigabe von Ausfertigungen unterbleiben. Beilagen gemäß § 28 Abs. 5 sind nur 
in einfacher Ausfertigung beizubringen. 

beizubringen, dass jeder vom Verwaltungsgerichtshof zu verständigenden Partei 
oder Behörde eine Ausfertigung zugestellt und überdies eine für die Akten des 
Gerichtshofes zurückbehalten werden kann. Sind die Beilagen sehr umfangreich, 
so kann die Beigabe von Ausfertigungen unterbleiben. Beilagen gemäß § 28 
Abs. 5 sind nur in einfacher Ausfertigung beizubringen.

(2) Die Beschwerden und die Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
und auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§§ 45 und 46) sind durch einen 
bevollmächtigten Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) 
einzubringen. Dies gilt nicht für 

(2) Die Revisionen, Fristsetzungsanträge und Anträge auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind durch einen 
bevollmächtigten Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) abzufassen 
und einzubringen (Anwaltspflicht). Dies gilt nicht für

 1. Beschwerden und Anträge, die vom Bund, von einem Land, von einer 
Stadt mit eigenem Statut oder von einer Stiftung, einem Fonds oder einer 
Anstalt, die von Organen dieser Gebietskörperschaften oder von 
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von 
Organen dieser Gebietskörperschaften bestellt sind, oder von deren 
Behörden oder Organen eingebracht werden;

 1. Revisionen und Anträge, die vom Bund, von einem Land, von einer Stadt 
mit eigenem Statut oder von einer Stiftung, einem Fonds oder einer 
Anstalt, die von Organen dieser Gebietskörperschaften oder von 
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von 
Organen dieser Gebietskörperschaften bestellt sind, oder von deren 
Behörden oder Organen eingebracht werden;

 2. Beschwerden und Anträge in Dienstrechtssachen von dem Dienst- oder 
Ruhestand angehörenden rechtskundigen Bediensteten des Bundes, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes.

 2. Revisionen und Anträge in Dienstrechtssachen von dem Dienst- oder 
Ruhestand angehörenden rechtskundigen Bediensteten des Bundes, eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes.

(2a) ... (2a) ... 
(3) Für Eingaben einschließlich der Beilagen ist nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten:
(3) Für Eingaben einschließlich der Beilagen ist nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten:
 1. Die Gebührenpflicht besteht 1. Die Gebührenpflicht besteht
 a) für Beschwerden, Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und 

Anträge auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand; 
 a) für Revisionen, Fristsetzungsanträge und Anträge auf 

Wiederaufnahme des Verfahrens und auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand;

 b) ... b) ... 
 2. Die Gebühr beträgt 220 Euro. Der Bundeskanzler und der 

Bundesminister für Finanzen sind ermächtigt, die Eingabengebühr im 
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates durch 
Verordnung neu festzusetzen, sobald und soweit sich der von der 
Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte Verbraucherpreisindex 
2005 oder ein an dessen Stelle tretender Index gegenüber der für Jänner 
2008 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten 

 2. Die Gebühr beträgt 240 Euro. Der Bundeskanzler und der 
Bundesminister für Finanzen sind ermächtigt, die Eingabengebühr im 
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates durch 
Verordnung neu festzusetzen, sobald und soweit sich der von der 
Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2010 oder ein an dessen Stelle tretender Index 
gegenüber der für Jänner 2013 verlautbarten und in der Folge gegenüber 

420M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - V
erw

altungsgerichtsbarkeits-A
usführungsgesetz 2012- T

extgegenüberstellung
5 von 116

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  6 von 116 
 

 

 

 

Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 10% geändert hat. 
Der neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten Betrag im 
Verhältnis der Veränderung der für Jänner 2008 verlautbarten Indexzahl 
zu der für die Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu berechnen, 
jedoch auf ganze zehn Euro auf- oder abzurunden. 

der der letzten Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 
10% geändert hat. Der neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten 
Betrag im Verhältnis der Veränderung der für Jänner 2013 verlautbarten 
Indexzahl zu der für die Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu 
berechnen, jedoch auf ganze zehn Euro kaufmännisch auf- oder 
abzurunden.

 3. und 4. … 3. und 4. …
 5. ... Die Einlaufstelle hat den Beleg dem Beschwerdeführer (Antragsteller) 

auf Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen deutlichen 
Sichtvermerk anzubringen und auf der im Akt verbleibenden 
Ausfertigung der Eingabe zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung 
durch Vorlage des Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. …

 5. ... Die Einlaufstelle hat den Beleg dem Revisionswerber (Antragsteller) 
auf Verlangen zurückzustellen, zuvor darauf einen deutlichen 
Sichtvermerk anzubringen und auf der im Akt verbleibenden 
Ausfertigung der Eingabe zu bestätigen, dass die Gebührenentrichtung 
durch Vorlage des Zahlungsbeleges nachgewiesen wurde. …

 6. und 7. ... 6. und 7. ...
Akteneinsicht Akteneinsicht 

§ 25. (1) Die Parteien können beim Verwaltungsgerichtshof in die ihre 
Rechtssache betreffenden Akten Einsicht nehmen und sich von Akten oder 
Aktenteilen an Ort und Stelle Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten 
Kopien oder Ausdrucke erstellen lassen. Soweit der Verwaltungsgerichtshof die 
die Rechtssache betreffenden Akten elektronisch führt, kann der Partei auf 
Verlangen die Akteneinsicht in jeder technisch möglichen Form gewährt werden. 
Entwürfe zu Erkenntnissen und Beschlüssen des Verwaltungsgerichtshofes und 
Niederschriften über seine Beratungen und Abstimmungen sind von der 
Akteneinsicht ausgeschlossen. 

§ 25. Die Parteien können beim Verwaltungsgerichtshof in die ihre 
Rechtssache betreffenden Akten Einsicht nehmen und sich von Akten oder 
Aktenteilen an Ort und Stelle Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten 
Kopien oder Ausdrucke erstellen lassen. Soweit der Verwaltungsgerichtshof die 
die Rechtssache betreffenden Akten elektronisch führt, kann der Partei auf 
Verlangen die Akteneinsicht in jeder technisch möglichen Form gewährt werden. 
Entwürfe zu Erkenntnissen und Beschlüssen des Verwaltungsgerichtshofes und 
Niederschriften über seine Beratungen und Abstimmungen sind von der 
Akteneinsicht ausgeschlossen.

(2) Die Behörden können bei der Vorlage von Akten an den 
Verwaltungsgerichtshof verlangen, daß bestimmte Akten oder Aktenteile im 
öffentlichen Interesse von der Akteneinsicht ausgeschlossen werden. Hält der 
Berichter das Verlangen für zu weitgehend, so hat er die Behörde über seine 
Bedenken zu hören und allenfalls einen Beschluß des Senates einzuholen. Doch 
darf ohne Zustimmung der belangten Behörde die Einsicht in jene Akten oder 
Aktenteile nicht gewährt werden, die die Behörde im Verwaltungsverfahren der 
Parteieneinsicht zu entziehen nach geltender Vorschrift berechtigt war. Die 
belangte Behörde hat die in Betracht kommenden Stellen im Vorlagebericht zu 
bezeichnen.
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 Revision 
 § 25a. (1) Das Verwaltungsgericht hat im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG 
zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

 (2) Gegen folgende Beschlüsse ist eine Revision nicht zulässig:
 1. Beschlüsse betreffend die Akteneinsicht;
 2. Beschlüsse gemäß § 30a Abs. 1;
 3. Beschlüsse gemäß § 30b Abs. 1 und 3;
 4. Beschlüsse gemäß § 30c Abs. 3;
 5. XXX. 

 (3) Gegen verfahrensleitende Beschlüsse ist eine abgesonderte Revision 
nicht zulässig. Sie können erst in der Revision gegen das die Angelegenheit 
erledigende Erkenntnis angefochten werden.

Ablehnung  
§ 33a. Der Verwaltungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde 

gegen einen Bescheid eines unabhängigen Verwaltungssenates, des unabhängigen 
Finanzsenates oder einer Behörde gemäß Art. 20 Abs. 2 Z 2 oder 3 B-VG durch 
Beschluss ablehnen, wenn die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 
der Bescheid von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, 
eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der 
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 
beantwortet wird, in Verwaltungsstrafsachen und Finanzstrafsachen jedoch nur 
dann, wenn eine Geldstrafe von höchstens 1500 Euro verhängt wurde.

(4) In Verwaltungsstrafsachen und in Finanzstrafsachen ist eine Revision 
nicht zulässig, wenn in einer Rechtssache 
 1. in den Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Landessache sind, oder 
 2. in den Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Bundessache sind, und die 

in die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes oder des 
Bundesfinanzgerichtes fällt, 

eine Geldstrafe von höchstens 1 500 Euro verhängt wurde. 

Beschwerdefrist Revisionsfrist 
§ 26. (1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer 

Verwaltungsbehörde gemäß Art. 131 B-VG oder gegen eine Weisung gemäß 
Art. 81a Abs. 4 B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt

§ 26. (1) Die Frist zur Erhebung einer Revision gegen ein Erkenntnis eines 
Verwaltungsgerichtes (Revisionsfrist) beträgt sechs Wochen. Sie beginnt 

 1. in den Fällen des Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid 
dem Beschwerdeführer zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, 
wenn der Bescheid dem Beschwerdeführer bloß mündlich verkündet 

 1. in den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG dann, wenn das Erkenntnis 
dem Revisionswerber zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, 
wenn das Erkenntnis dem Revisionswerber nur mündlich verkündet 
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wurde, mit dem Tag der Verkündung; wurde, jedoch mit dem Tag der Verkündung;
  2. in den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG dann, wenn das Erkenntnis 

der belangten Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht 
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung;

 2. in den Fällen des Art. 131 Abs. 1 Z 2 B-VG dann, wenn der Bescheid auf 
Grund der Verwaltungsvorschriften dem zuständigen Bundesminister 
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, 
zu dem der zuständige Bundesminister von dem Bescheid Kenntnis 
erlangt hat;

 3. in den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 3 B-VG dann, wenn das Erkenntnis 
dem zuständigen Bundesminister zugestellt wurde, mit dem Tag der 
Zustellung; 

 3. in den Fällen des Art. 131 Abs. 1 Z 3 B-VG dann, wenn der Bescheid auf 
Grund der Verwaltungsvorschriften der zuständigen Landesregierung 
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, 
zu dem die zuständige Landesregierung von dem Bescheid Kenntnis 
erlangt hat;

 

 4. in den Fällen des Art. 131 Abs. 2 B-VG dann, wenn der Bescheid auf 
Grund der Verwaltungsvorschriften dem zur Erhebung der Beschwerde 
befugten Organ zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, sonst mit 
dem Zeitpunkt, zu dem dieses Organ von dem Bescheid Kenntnis erlangt 
hat;

 

 5. im Falle einer Beschwerde gegen eine Weisung gemäß Art. 81a Abs. 4 
B-VG mit dem Zeitpunkt, zu dem die Schulbehörde, an die die Weisung 
gerichtet ist, von dieser Kenntnis erlangt hat.

 4. in den Fällen des Art. 133 Abs. 6 Z 4 B-VG dann, wenn das Erkenntnis 
der Schulbehörde zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung. 

(2) Die Beschwerde kann auch erhoben werden, bevor der Bescheid dem 
Beschwerdeführer zugestellt oder verkündet worden ist. Für das Verfahren vor 
dem Verwaltungsgerichtshof gilt in diesem Falle der Bescheid als an dem Tag 
zugestellt, an dem der Beschwerdeführer von seinem Inhalt Kenntnis erlangt hat.

(2) Ist das Erkenntnis bereits einer anderen Partei zugestellt oder verkündet 
worden, kann die Revision bereits ab dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem der 
Revisionswerber von dem Erkenntnis Kenntnis erlangt hat. 

(3) Hat die Partei innerhalb der Frist zur Erhebung der Beschwerde die 
Bewilligung der Verfahrenshilfe beantragt (§ 61), so beginnt für sie die Frist zur 
Erhebung der Beschwerde mit der Zustellung des Bescheides über die Bestellung 
des Rechtsanwaltes an diesen. Der Bescheid ist durch den 
Verwaltungsgerichtshof zuzustellen. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf 
Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, so beginnt die Frist zur Erhebung 
der Beschwerde mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei.

(3) Hat die Partei innerhalb der Revisionsfrist die Bewilligung der 
Verfahrenshilfe beantragt (§ 61), so beginnt für sie die Revisionsfrist mit der 
Zustellung des Bescheides über die Bestellung des Rechtsanwaltes an diesen. Der 
Bescheid ist durch den Verwaltungsgerichtshof zuzustellen. Wird der rechtzeitig 
gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, so beginnt die 
Revisionsfrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei. 
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 (4) Auf die Beschlüsse der Verwaltungsgerichte sind die für ihre 
Erkenntnisse geltenden Bestimmungen dieses Paragraphen sinngemäß 
anzuwenden. 

Inhalt der Beschwerde Inhalt der Revision 
§ 28. (1) Die Beschwerde hat zu enthalten § 28. (1) Die Revision hat zu enthalten

 1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides (der angefochtenen 
Weisung), 

 1. die Bezeichnung des angefochtenen Erkenntnisses oder des 
angefochtenen Beschlusses,

 2. die Bezeichnung der Behörde, die den Bescheid (die Weisung) erlassen 
hat (belangte Behörde), 

 2. die Bezeichnung des Verwaltungsgerichtes, das das Erkenntnis bzw. den 
Beschluss erlassen hat,

 3. den Sachverhalt, 3. den Sachverhalt,
 4. die bestimmte Bezeichnung des Rechtes, in dem der Beschwerdeführer 

verletzt zu sein behauptet (Beschwerdepunkte),
 4. die Bezeichnung der Rechte, in denen der Revisionswerber verletzt zu 

sein behauptet (Revisionspunkte),
 5. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 5. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
 6. ein bestimmtes Begehren, 6. ein bestimmtes Begehren,
 7. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde 

rechtzeitig eingebracht ist. 
 7. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Revision 

rechtzeitig eingebracht ist.
 (2) Hat das Verwaltungsgericht im Erkenntnis oder Beschluss 

ausgesprochen, dass die Revision nicht zulässig ist, so hat die Revision auch 
gesondert die Gründe zu enthalten, warum, entgegen dem Ausspruch des 
Verwaltungsgerichtes, die Revision für zulässig erachtet wird (außerordentliche 
Revision). 

(2) Bei Beschwerden gegen Bescheide nach Art. 131 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie 
Abs. 2 B-VG, bei denen gemäß den in Betracht kommenden Bundes- oder 
Landesgesetzen die Behauptung der Verletzung eines Rechtes des 
Beschwerdeführers nicht in Betracht kommt, und bei Beschwerden gegen 
Weisungen nach Art. 81a Abs. 4 B-VG tritt an die Stelle der Beschwerdepunkte 
die Erklärung über den Umfang der Anfechtung.

(3) Bei Revisionen gegen Erkenntnisse, die nicht wegen Verletzung in 
Rechten erhoben werden, und bei Revisionen gegen Erkenntnisse über 
Weisungen nach Art. 81a Abs. 4 B-VG tritt an die Stelle der Revisionspunkte die 
Erklärung über den Umfang der Anfechtung. 

(4) In den Fällen des § 26 Abs. 1 Z 2 bis 4, wenn der Bescheid nicht 
zugestellt worden ist, sowie im Falle des § 26 Abs. 2 ist es dem 
Beschwerdeführer gestattet, die Begründung der Rechtswidrigkeit im 
Vorverfahren nachzutragen. 

(4) Im Fall des § 26 Abs. 2 kann der Revisionswerber die Begründung der 
Rechtswidrigkeit im Vorverfahren nachzutragen. 
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(5) Beschwerden nach Art. 131 B-VG ist eine Ausfertigung, Abschrift oder 
Kopie des angefochtenen Bescheides anzuschließen, wenn dem 
Beschwerdeführer der Bescheid zugestellt worden ist. Beschwerden gegen eine 
Weisung (Art. 81a Abs. 4 B-VG) ist eine Ausfertigung, Abschrift oder Kopie der 
angefochtenen Weisung anzuschließen, wenn sie schriftlich ergangen ist.

(5) Der Revision ist eine Ausfertigung, Abschrift oder Kopie des 
angefochtenen Erkenntnisses anzuschließen, wenn es dem Revisionswerber 
zugestellt worden ist. 

 (6) Auf die Beschlüsse der Verwaltungsgerichte sind die für ihre 
Erkenntnisse geltenden Bestimmungen dieses Paragraphen sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 29. Ist die belangte Behörde in einer Angelegenheit der Bundesverwaltung 
nicht ein Bundesminister, in einer Angelegenheit der Landesverwaltung nicht die 
Landesregierung, so ist außer den sonst erforderlichen Ausfertigungen der 
Beschwerde samt Beilagen noch eine weitere Ausfertigung für den zuständigen 
Bundesminister oder die zuständige Landesregierung beizubringen. 

§ 29. Ist Revisionsgegner in einer Rechtssache in den Angelegenheiten der 
Bundesverwaltung nicht der zuständige Bundesminister oder in den 
Angelegenheiten der Landesverwaltung nicht die Landesregierung, so ist außer 
den sonst erforderlichen Ausfertigungen der Revision samt Beilagen noch eine 
weitere Ausfertigung für den Bundesminister bzw. die Landesregierung 
anzuschließen. 

Aufschiebende Wirkung Aufschiebende Wirkung 
§ 30. (1) Den Beschwerden kommt eine aufschiebende Wirkung kraft 

Gesetzes nicht zu. Dasselbe gilt für einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand wegen Versäumung der Beschwerdefrist.

§ 30. (1) Die Revision hat keine aufschiebende Wirkung. Dasselbe gilt für 
den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Revisionsfrist. 

(2) Der Verwaltungsgerichtshof hat jedoch auf Antrag des 
Beschwerdeführers die aufschiebende Wirkung mit Beschluß zuzuerkennen, 
insoweit dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 
Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der 
mit Bescheid eingeräumten Berechtigung durch einen Dritten für den 
Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. Wenn sich 
die Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die aufschiebende Wirkung 
der Beschwerde maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf Antrag 
einer Partei neu zu entscheiden. Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
bedarf nur dann einer Begründung, wenn die Interessen Dritter berührt werden. 

(2) Bis zur Vorlage der Revision hat das Verwaltungsgericht, ab Vorlage der 
Revision hat der Verwaltungsgerichtshof jedoch auf Antrag des Revisionswerbers 
die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem nicht 
zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung aller 
berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der mit dem 
Erkenntnis eingeräumten Berechtigung durch einen Dritten für den 
Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. Die 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung bedarf nur dann einer Begründung, 
wenn durch sie Interessen Dritter berührt werden. Wenn sich die 
Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die aufschiebende Wirkung der 
Revision maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf Antrag einer 
Partei neu zu entscheiden.

 (3) Der Verwaltungsgerichtshof kann ab Vorlage der Revision Beschlüsse 
gemäß Abs. 2 von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei aufheben oder 
abändern, wenn er die Voraussetzungen der Zuerkennung der aufschiebenden 
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Wirkung nicht gegeben findet oder wenn sich die Voraussetzungen, die für die 
Entscheidung über die aufschiebende Wirkung der Revision maßgebend waren, 
wesentlich geändert haben.

(3) Beschlüsse gemäß Abs. 2 sind allen Parteien zuzustellen. Im Falle der 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung hat die Behörde den Vollzug des 
angefochtenen Bescheides aufzuschieben und die hiezu erforderlichen 
Verfügungen zu treffen; der durch den angefochtenen Bescheid Berechtigte darf 
die Berechtigung nicht ausüben. 

(4) Beschlüsse gemäß Abs. 2 und 3 sind den Parteien zuzustellen. Wird die 
aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen 
Erkenntnisses aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Anordnungen zu 
treffen; der durch das angefochtene Erkenntnis Berechtigte darf diese 
Berechtigung nicht ausüben.

 Einstweilige Verfügungen 
 § 30a. (1) Bis zur Vorlage der Revision kann das Verwaltungsgericht, ab 

Vorlage der Revision kann der Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss zur 
Sicherung der rechtlichen Interessen einer Partei auf Antrag einstweilige 
Verfügungen treffen.

 (2) Die §§ XXX der Exekutionsordnung – EO, RGBl. Nr. 79/1896, sind 
sinngemäß anzuwenden.

 (3) Der Verwaltungsgerichtshof kann ab Vorlage der Revision Beschlüsse 
gemäß Abs. 1 von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei aufheben oder 
abändern, wenn er die Voraussetzungen einstweiliger Verfügungen nicht gegeben 
findet oder wenn sich die Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die 
einstweiligen Verfügungen maßgebend waren, wesentlich geändert haben.

 Vorentscheidung durch das Verwaltungsgericht 
 § 30b. (1) Revisionen, die sich wegen Versäumung der Einbringungsfrist 

oder wegen offenbarer Unzuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes außer 
wegen Nichterfüllung der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur 
Behandlung eignen oder denen offenbar die Einwendung der entschiedenen Sache 
oder der Mangel der Berechtigung zu ihrer Erhebung entgegensteht, sind ohne 
weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen.

 (2) Revisionen, denen keiner der im Abs. 1 bezeichneten Umstände 
entgegensteht, bei denen jedoch die Vorschriften über die Form und den Inhalt 
(§§ 23, 24, 28, 29) nicht eingehalten wurden, sind zur Behebung der Mängel unter 
Setzung einer kurzen Frist zurückzustellen; die Versäumung dieser Frist gilt als 
Zurückziehung. Dem Revisionswerber steht es frei, einen neuen, dem 
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Mängelbehebungsauftrag voll Rechnung tragenden Schriftsatz unter 
Wiedervorlage der zurückgestellten unverbesserten Revision einzubringen.

 (3) Das Verwaltungsgericht hat über den Antrag auf Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung unverzüglich mit Beschluss zu entscheiden.

 (4) Hat das Verwaltungsgericht in seinem angefochtenen Erkenntnis oder 
Beschluss ausgesprochen, dass die Revision zulässig ist, hat es dem 
Revisionsgegner und allfälligen Mitbeteiligten Ausfertigungen der Revision samt 
Beilagen mit der Aufforderung zuzustellen, binnen einer mit längstens acht 
Wochen festzusetzenden Frist eine Revisionsbeantwortung einzubringen. Nach 
Ablauf dieser Frist hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof die 
Revision bzw. den Fristsetzungsantrag unter Anschluss der Akten des Verfahrens 
und der Revisionsbeantwortungen unverzüglich vorzulegen.

 (5) Hat das Verwaltungsgericht in seinem angefochtenen Erkenntnis oder 
Beschluss ausgesprochen, dass die Revision unzulässig ist, hat das 
Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof die Revision bzw. den 
Fristsetzungsantrag unter Anschluss der Akten des Verfahrens vorzulegen und 
Ausfertigungen der Revision samt Beilagen dem Revisionsgegner und allfälligen 
Mitbeteiligten zuzustellen.

 Vorlageantrag 
 § 30c. (1) Soweit das Verwaltungsgericht die Revision bzw. den 

Fristsetzungsantrag als unzulässig zurückweist, kann jede Partei binnen zwei 
Wochen nach Zustellung des Beschlusses beim Verwaltungsgericht den Antrag 
stellen, dass die Revision bzw. der Fristsetzungsantrag dem 
Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag).

 (2) Das Verwaltungsgericht hat dem Verwaltungsgerichtshof den 
Vorlageantrag und die Revision bzw. den Fristsetzungsantrag unter Anschluss der 
Akten des Verfahrens vorzulegen und den sonstigen Parteien die Vorlage des 
Antrages mitzuteilen. In der Mitteilung ist darauf hinzuweisen, dass die 
Schriftsätze ab Vorlage unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen 
sind.

 (3) Unzulässige Vorlageanträge sind vom Verwaltungsgericht mit Beschluss 
zurückzuweisen.
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Befangenheit Befangenheit 
§ 31. (1) Mitglieder des Gerichtshofes und Schriftführer haben sich unter 

Anzeige an den Präsidenten der Ausübung ihres Amtes wegen Befangenheit zu 
enthalten

§ 31. (1) Mitglieder des Gerichtshofes und Schriftführer haben sich unter 
Anzeige an den Präsidenten der Ausübung ihres Amtes wegen Befangenheit zu 
enthalten 

 1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen (§ 36a AVG) 
oder einer ihrer Pflegebefohlenen beteiligt sind;

 1. in Rechtssachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen (§ 36a 
AVG) oder einer ihrer Pflegebefohlenen beteiligt sind;

 3. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren 
oder bestellt sind; 

 2. in Rechtssachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt 
waren oder bestellt sind;

 4. wenn sie in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof 
vorausgegangenen Verfahren mitgewirkt haben;

 3. wenn sie in einem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof 
vorangegangenen Verfahren mitgewirkt haben;

 5. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, in ihre volle 
Unbefangenheit Zweifel zu setzen.

 4. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, in ihre volle 
Unbefangenheit Zweifel zu setzen.

(2) Aus den im Abs. 1 angeführten Gründen können Mitglieder des 
Gerichtshofes und Schriftführer auch von den Parteien, und zwar spätestens zu 
Beginn der Verhandlung, abgelehnt werden. Stützt sich die Ablehnung auf Abs. 1 
Z 5, so hat die Partei die hiefür maßgebenden Gründe glaubhaft zu machen. …

(2) Aus den im Abs. 1 angeführten Gründen können Mitglieder des 
Gerichtshofes und Schriftführer auch von den Parteien, und zwar spätestens zu 
Beginn der Verhandlung, abgelehnt werden. Stützt sich die Ablehnung auf Abs. 1 
Z 4, so hat die Partei die hiefür maßgebenden Gründe glaubhaft zu machen. … 

Klaglosstellung, Zurückziehung Einstellung 
§ 33. (1) Wenn in irgendeiner Lage des Verfahrens offenbar wird, daß der 

Beschwerdeführer klaglos gestellt wurde, ist nach dessen Einvernahme die 
Beschwerde in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluß als gegenstandslos 
geworden zu erklären und das Verfahren einzustellen. Dasselbe gilt, wenn die 
Beschwerde zurückgezogen wurde. 

§ 33. (1) Wenn in irgendeiner Lage des Verfahrens offenbar wird, dass der 
Revisionswerber klaglos gestellt wurde, ist die Revision nach Anhörung des 
Revisionswerbers in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss als gegenstandslos 
geworden zu erklären und das Verfahren einzustellen. Dasselbe gilt, wenn die 
Revision zurückgezogen wurde.

(2) Beruht die Beschwerde auf einer Rechtsansicht, die der bisherigen 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes widerspricht, so kann der 
Berichter den Beschwerdeführer mit Zustimmung des Vorsitzenden unter 
Hinweis auf die einschlägigen Erkenntnisse oder Beschlüsse des 
Verwaltungsgerichtshofes und unter Setzung einer angemessenen Frist 
auffordern, die Beschwerde durch Angabe der Gründe zu ergänzen, aus denen er 
die der bisherigen Rechtsprechung zugrunde liegende Rechtsansicht für unrichtig 
hält; die Versäumung dieser Frist gilt als Zurückziehung.

(2) Beruht die Revision auf einer Rechtsansicht, die der bisherigen 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes widerspricht, so kann der 
Berichter den Revisionswerber mit Zustimmung des Vorsitzenden unter Hinweis 
auf die einschlägigen Erkenntnisse oder Beschlüsse des Verwaltungsgerichtshofes 
und unter Setzung einer angemessenen Frist auffordern, die Revision durch 
Angabe der Gründe zu ergänzen, aus denen er die der bisherigen Rechtsprechung 
zugrunde liegende Rechtsansicht für unrichtig hält; die Versäumung dieser Frist 
gilt als Zurückziehung.

Zurückweisung Zurückweisung 
§ 34. (1) Beschwerden, die sich wegen Versäumung der Einbringungsfrist § 34. (1) Revisionen, die sich wegen Versäumung der Einbringungsfrist oder 
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oder wegen offenbarer Unzuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes nicht zur 
Behandlung eignen oder denen offenbar die Einwendung der entschiedenen Sache 
oder der Mangel der Berechtigung zur Erhebung der Beschwerde entgegensteht, 
sind ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluß 
zurückzuweisen.

wegen offenbarer Unzuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes nicht zur 
Behandlung eignen oder denen offenbar die Einwendung der entschiedenen Sache 
oder der Mangel der Berechtigung zu ihrer Erhebung entgegensteht, sind ohne 
weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

(2) Beschwerden, denen keiner der im Abs. 1 bezeichneten Umstände 
entgegensteht, bei denen jedoch die Vorschriften über die Form und den Inhalt 
(§§ 23, 24, 28, 29) nicht eingehalten wurden, sind zur Behebung der Mängel unter 
Setzung einer kurzen Frist zurückzustellen; die Versäumung dieser Frist gilt als 
Zurückziehung. Dem Beschwerdeführer steht es frei, einen neuen, dem 
Mängelbehebungsauftrag voll Rechnung tragenden Schriftsatz unter 
Wiedervorlage der zurückgestellten unverbesserten Beschwerde einzubringen.

(2) Revisionen, denen keiner der im Abs. 1 bezeichneten Umstände 
entgegensteht, bei denen jedoch die Vorschriften über die Form und den Inhalt 
(§§ 23, 24, 28, 29) nicht eingehalten wurden, sind zur Behebung der Mängel unter 
Setzung einer kurzen Frist zurückzustellen; die Versäumung dieser Frist gilt als 
Zurückziehung. Dem Revisionswerber steht es frei, einen neuen, dem 
Mängelbehebungsauftrag voll Rechnung tragenden Schriftsatz unter 
Wiedervorlage der zurückgestellten unverbesserten Revision einzubringen.

(3) Ein Beschluß nach Abs. 1 ist in jeder Lage des Verfahrens zu fassen. (3) Ein Beschluss nach Abs. 1 ist in jeder Lage des Verfahrens zu fassen. 
(4) Auf Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und auf 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind die Abs. 1 bis 3 sinngemäß 
anzuwenden.

(4) Auf Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind die Abs. 1 bis 3 sinngemäß 
anzuwenden. 

Vorverfahren Vorverfahren 
§ 35. (1) Beschwerden, deren Inhalt erkennen läßt, daß die vom 

Beschwerdeführer behauptete Rechtsverletzung nicht vorliegt, sind ohne weiteres 
Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung als unbegründet abzuweisen.

§ 35. (1) Revisionen, deren Inhalt erkennen lässt, dass die vom 
Revisionswerber behaupteten Rechtsverletzungen nicht vorliegen, sind ohne 
weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung als unbegründet abzuweisen. 

(2) Ergibt sich schon aus dem angefochtenen Bescheid, daß die in der 
Beschwerde behauptete Rechtsverletzung vorliegt, so ist er, wenn dem Verfahren 
keine Mitbeteiligten beizuziehen wären und die belangte Behörde innerhalb einer 
ihr zu setzenden angemessenen Frist nichts vorbringt, was geeignet ist, das 
Vorliegen dieser Rechtsverletzung als nicht gegeben erkennen zu lassen, ohne 
weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung aufzuheben. 

(2) Das angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss sind ohne 
weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung aufzuheben, wenn 
 1. dem Verfahren keine Mitbeteiligten beizuziehen sind, 
 2. sich schon aus dem Erkenntnis oder dem Beschluss ergibt, dass eine der 

in der Revision behaupteten Rechtsverletzungen vorliegt, und 
 3. der Revisionsgegner in einer Revisionsbeantwortung oder innerhalb einer 

ihm zu setzenden angemessenen Frist nichts vorgebracht hat, was 
geeignet ist, das Vorliegen dieser Rechtsverletzung als nicht gegeben 
erkennen zu lassen.

(3) In allen übrigen Fällen, in denen sich die Beschwerde zur weiteren 
Behandlung als geeignet erweist, ist das Vorverfahren einzuleiten.

(3) In allen übrigen Fällen, in denen sich die Revision zur weiteren 
Behandlung als geeignet erweist, ist das Vorverfahren einzuleiten.

§ 36. (1) Ausfertigungen der Beschwerde samt Beilagen sind der belangten § 36. (1) Ist das Verwaltungsgericht nicht gemäß § 30b Abs. 4 vorgegangen, 
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Behörde und den etwaigen Mitbeteiligten mit der Aufforderung zuzustellen, 
binnen einer mit längstens acht Wochen festzusetzenden Frist eine Gegenschrift 
einzubringen. Gleichzeitig ist der belangten Behörde die Vorlage der Akten des 
Verwaltungsverfahrens aufzutragen. 

sind der Revisionsgegner und allfällige Mitbeteiligte aufzufordern, binnen einer 
mit längstens acht Wochen festzusetzenden Frist eine Revisionsbeantwortung 
einzubringen. 

(3) Ist die belangte Behörde in einer Angelegenheit der Bundesverwaltung 
nicht ein Bundesminister, in einer Angelegenheit der Landesverwaltung nicht die 
Landesregierung, so hat der Verwaltungsgerichtshof gleichzeitig mit der 
Mitteilung an die belangte Behörde eine Ausfertigung der Beschwerde samt 
Beilagen unter Bekanntgabe der für die Einbringung der Gegenschrift gesetzten 
Frist auch dem zuständigen Bundesminister oder der zuständigen 
Landesregierung zu übermitteln. 

(2) Ist Revisionsgegner in einer Rechtssache in den Angelegenheiten der 
Bundesverwaltung nicht der zuständige Bundesminister oder in den 
Angelegenheiten der Landesverwaltung nicht die Landesregierung, so hat der 
Verwaltungsgerichtshof gleichzeitig mit der Mitteilung an den Revisionswerber 
eine Ausfertigung der Revision samt Beilagen unter Bekanntgabe der für die 
Einbringung der Revisionsbeantwortung gesetzten Frist auch dem Bundesminister 
bzw. der Landesregierung zu übermitteln.

(5) Eine Ausfertigung der Gegenschrift samt Beilagen ist den anderen 
Parteien zuzustellen. 

(3) Eine Ausfertigung der Revisionsbeantwortung samt Beilagen ist den 
anderen Parteien zuzustellen.

(6) Ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens, daß der 
angefochtene Bescheid auf einer Rechtsansicht beruht, die der bisherigen 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes widerspricht, und sind weder im 
Bescheid noch in einer Gegenschrift Gründe angeführt, aus denen die belangte 
Behörde oder ein Mitbeteiligter die bisherige Rechtsprechung für unrichtig hält, 
so kann der Berichter die belangte Behörde und die Mitbeteiligten unter Hinweis 
auf die einschlägigen Erkenntnisse oder Beschlüsse des Verwaltungsgerichtshofes 
und Setzung einer angemessenen Frist auffordern, diese Gründe in einem 
besonderen Schriftsatz darzulegen. 

 

(7) In den Fällen des Art. 132 B-VG kann dem Beschwerdeführer 
aufgetragen werden, zur Gegenschrift binnen einer mit höchstens sechs Wochen 
festzusetzenden Frist eine schriftliche Gegenäußerung zu erstatten. Wird dieser 
Auftrag nicht befolgt, so gilt die Beschwerde als zurückgezogen. Die 
Gegenäußerung ist der belangten Behörde zuzustellen.

 

(8) Der Verwaltungsgerichtshof kann die Parteien auffordern, binnen 
angemessener Frist auch noch weitere schriftliche Äußerungen und 
Gegenäußerungen zu erstatten. Die Parteien können auch unaufgefordert 
schriftliche Äußerungen und Gegenäußerungen erstatten.

(4) Der Verwaltungsgerichtshof kann die Parteien auffordern, binnen 
angemessener Frist weitere Schriftsätze einzubringen oder sich zu Schriftsätzen 
der gegnerischen Parteien zu äußern. Die Parteien können solche Schriftsätze 
auch unaufgefordert einbringen.

(9) In den Fällen des Art. 132 B-VG kann der Verwaltungsgerichtshof das 
zur Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes erforderliche 
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Ermittlungsverfahren durch die von ihm selbst zu bestimmende Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde durchführen oder ergänzen lassen.

§ 38. (1) Das Verfahren ist auch dann fortzuführen, wenn die im § 36 Abs. 1 
und 8 angeführten Schriftsätze nicht eingebracht oder die Akten nicht vorgelegt 
wurden.

(5) Das Verfahren ist auch dann fortzuführen, wenn 
Revisionsbeantwortungen und die im Abs. 4 genannten Schriftsätze nicht 
eingebracht wurden.

(2) Die belangte Behörde hat die Akten vorzulegen. Unterlässt sie dies, so 
kann der Verwaltungsgerichtshof, wenn er die belangte Behörde auf diese 
Säumnisfolge vorher ausdrücklich hingewiesen hat, auf Grund der Behauptungen 
des Beschwerdeführers erkennen. 

 

§ 37. (1) Wurde nach § 28 Abs. 4 die Begründung der Rechtswidrigkeit des 
angefochtenen Bescheides für das Vorverfahren vorbehalten, so hat der 
Verwaltungsgerichtshof zunächst eine Ausfertigung der Beschwerde samt 
Beilagen der belangten Behörde zu übermitteln und dem Beschwerdeführer 
mitzuteilen, daß ihm die Akteneinsicht bei der belangten Behörde freisteht. 
Gleichzeitig ist er aufzufordern, binnen einer mit längstens sechs Wochen 
festzusetzenden Frist die Begründung der Rechtswidrigkeit des angefochtenen 
Bescheides nachzutragen; wird die Frist versäumt, so gilt die Beschwerde als 
zurückgezogen.

§ 37. (1) Wurde nach § 28 Abs. 4 die Begründung der Rechtswidrigkeit des 
angefochtenen Erkenntnisses oder Beschlusses dem Vorverfahren vorbehalten, so 
hat der Verwaltungsgerichtshof zunächst eine Ausfertigung der Revision samt 
Beilagen dem Verwaltungsgericht zu übermitteln und dem Revisionswerber 
mitzuteilen, dass ihm die Akteneinsicht beim Verwaltungsgericht freisteht. 
Gleichzeitig ist er aufzufordern, binnen einer mit längstens sechs Wochen 
festzusetzenden Frist die Begründung der Rechtswidrigkeit des angefochtenen 
Erkenntnisses oder Beschlusses nachzutragen; wird die Frist versäumt, so gilt die 
Revision als zurückgezogen.

(2) Hat der Beschwerdeführer die Begründung der Rechtswidrigkeit des 
angefochtenen Bescheides rechtzeitig nachgetragen, so findet das weitere 
Verfahren wie sonst statt. 

(2) Hat der Revisionswerber die Begründung der Rechtswidrigkeit des 
angefochtenen Erkenntnisses oder Beschlusses rechtzeitig nachgetragen, so findet 
das weitere Verfahren wie sonst statt.

 Fristsetzungsantrag 
§ 27. (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht 

(Säumnisbeschwerde) nach Art. 132 B-VG kann erst erhoben werden, wenn die 
oberste Behörde, die im Verwaltungsverfahren, sei es im administrativen 
Instanzenzug, sei es im Wege eines Antrages auf Übergang der 
Entscheidungspflicht, oder der unabhängige Verwaltungssenat, der nach 
Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges, sei es durch Berufung oder im 
Wege eines Antrages auf Übergang der Entscheidungspflicht, angerufen werden 
konnte, von einer Partei angerufen worden ist und nicht binnen sechs Monaten, 
wenn aber das das einzelne Gebiet der Verwaltung regelnde Gesetz für den 
Übergang der Entscheidungspflicht eine kürzere oder längere Frist vorsieht, nicht 
binnen dieser in der Sache entschieden hat. Die Frist läuft von dem Tag, an dem 

§ 38. (1) Ein Fristsetzungsantrag kann erst gestellt werden, wenn das 
Verwaltungsgericht die Rechtssache nicht binnen jener Frist entschieden hat, 
innerhalb der es diese spätestens zu entscheiden gehabt hätte. 
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der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er 
einzubringen war.

(2) Die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof gemäß 
Art. 139, 139a, 140 oder 140a B-VG oder eines Vorabentscheidungsverfahrens 
vor dem Gerichtshof der Europäischen Union ist in die Entscheidungsfrist nach 
Abs. 1 nicht einzurechnen. Solange ein solches Verfahren anhängig ist, kann eine 
Säumnisbeschwerde nicht erhoben werden.

 

[§ 28.] (3) Bei Säumnisbeschwerden nach Art. 132 B-VG entfallen die 
Angaben nach Abs. 1 Z 1, 2, 5 und 7. Als belangte Behörde ist die oberste 
Behörde oder der unabhängige Verwaltungssenat, deren Entscheidung in der 
Rechtssache verlangt wurde, zu bezeichnen. Ferner ist glaubhaft zu machen, dass 
die Frist zur Erhebung der Säumnisbeschwerde gemäß § 27 Abs. 1 abgelaufen ist.

(2) Der Fristsetzungsantrag hat zu enthalten: 
 1. die Bezeichnung des Verwaltungsgerichtes, dessen Entscheidung in der 

Rechtssache begehrt wird, 
 2. den Sachverhalt, 
 3. das Begehren, dem Verwaltungsgericht für die Entscheidung eine Frist 

zu setzen, 
 4. die Angaben, die erforderlich sind, um glaubhaft zu machen, dass die 

Antragsfrist gemäß Abs. 1 abgelaufen ist.
[§ 36.] (2) Bei Säumnisbeschwerden nach Art. 132 B-VG ist der belangten 

Behörde aufzutragen, innerhalb einer Frist bis zu drei Monaten den Bescheid zu 
erlassen und eine Abschrift des Bescheides dem Verwaltungsgerichtshof 
vorzulegen oder anzugeben, warum eine Verletzung der Entscheidungspflicht 
nicht vorliegt. Die Frist kann einmal verlängert werden, wenn die belangte 
Behörde das Vorliegen von in der Sache gelegenen Gründen nachzuweisen 
vermag, die eine fristgerechte Erlassung des Bescheides unmöglich machen. Wird 
der Bescheid erlassen oder wurde er vor Einleitung des Vorverfahrens erlassen, 
so ist das Verfahren über die Säumnisbeschwerde einzustellen. 

(3) Auf Fristsetzungsanträge sind die §§ 33 Abs. 1, 34 Abs. 1 bis 3 und 35 
Abs. 1 und 3 sinngemäß anzuwenden. In allen übrigen Fällen ist dem 
Verwaltungsgericht aufzutragen, innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten 
das Erkenntnis oder den Beschluss zu erlassen und eine Ausfertigung, Abschrift 
oder Kopie desselben dem Verwaltungsgerichtshof vorzulegen oder anzugeben, 
warum eine Verletzung der Entscheidungspflicht nicht vorliegt. Die Frist kann 
einmal um nicht mehr als drei Monate verlängert werden, wenn das 
Verwaltungsgericht das Vorliegen von in der Sache gelegenen Gründen 
nachzuweisen vermag, die eine fristgerechte Erlassung des Erkenntnisses oder 
Beschlusses unmöglich machen. Wird das Erkenntnis oder der Beschluss 
erlassen, so ist das Verfahren über den Fristsetzungsantrag einzustellen.

Gleichartige Rechtsfragen in einer erheblichen Anzahl von Verfahren Gleichartige Rechtsfragen in einer erheblichen Anzahl von Verfahren 
§ 38a. (1) Ist beim Verwaltungsgerichtshof eine erhebliche Anzahl von 

Verfahren über Beschwerden gegen Bescheide nach Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG 
anhängig, in denen gleichartige Rechtsfragen zu lösen sind, oder besteht Grund 
zur Annahme, dass eine erhebliche Anzahl solcher Beschwerden eingebracht 
werden wird, so kann der Verwaltungsgerichtshof dies mit Beschluss 
aussprechen. Ein solcher Beschluss hat zu enthalten:

§ 38a. (1) Ist beim Verwaltungsgerichtshof eine erhebliche Anzahl von 
Verfahren über Revisionen anhängig, in denen gleichartige Rechtsfragen zu lösen 
sind, oder besteht Grund zur Annahme, dass eine erhebliche Anzahl solcher 
Revisionen eingebracht werden wird, so kann der Verwaltungsgerichtshof dies 
mit Beschluss aussprechen. Ein solcher Beschluss hat zu enthalten: 
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 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. die Angabe, welche der Beschwerden der Verwaltungsgerichtshof 

behandeln wird. 
 3. die Angabe, welche der Revisionen der Verwaltungsgerichtshof 

behandeln wird.
…. …

(2)… (2)… 
(3) Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses gemäß Abs. 1 

treten folgende Wirkungen ein: 
(3) Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses gemäß Abs. 1 

treten folgende Wirkungen ein:
 1. in Rechtssachen, in denen eine zur Entscheidung in oberster Instanz 

berufene Verwaltungsbehörde die im Beschluss genannten 
Rechtsvorschriften anzuwenden und eine darin genannte Rechtsfrage zu 
beurteilen hatte oder hat: 

 1. in Rechtssachen, in denen ein Verwaltungsgericht die im Beschluss 
genannten Rechtsvorschriften anzuwenden und eine darin genannte 
Rechtsfrage zu beurteilen hat: 

 a) Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen 
und Verfügungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die 
die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

 a) Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen 
und Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die 
die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten. 

 b) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gemäß § 26 beginnt nicht zu 
laufen; eine laufende Beschwerdefrist wird unterbrochen.

 b) Die Revisionsfrist beginnt nicht zu laufen; eine laufende 
Revisionsfrist wird unterbrochen.

 c) Die Frist zur Erhebung einer Säumnisbeschwerde gemäß § 27 Abs. 1 
sowie in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden 
Gesetzen vorgesehene Entscheidungsfristen werden gehemmt.

 c) Die Frist zur Stellung eines Fristsetzungsantrages sowie in den die 
einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden Gesetzen vorgesehene 
Entscheidungsfristen werden gehemmt.

 2. in allen beim Verwaltungsgerichtshof anhängigen Verfahren gemäß 
Abs. 1, die im Beschluss gemäß Abs. 1 nicht genannt sind:

 2. in allen beim Verwaltungsgerichtshof anhängigen Verfahren gemäß 
Abs. 1, die im Beschluss gemäß Abs. 1 nicht genannt sind:

Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen 
und Verfügungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen und 
Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

(4) ... Mit Ablauf des Tages der Kundmachung beginnt eine unterbrochene 
Beschwerdefrist neu zu laufen und enden die sonstigen Wirkungen des Abs. 3.

(4) ... Mit Ablauf des Tages der Kundmachung beginnt eine unterbrochene 
Revisionsfrist neu zu laufen und enden die sonstigen Wirkungen des Abs. 3.

Einholung einer Vorabentscheidung des Gerichtshofes der Europäischen 
Union 

Einholung einer Vorabentscheidung des Gerichtshofes der Europäischen 
Union 

§ 38b. (1) ... Hat der Verwaltungsgerichtshof einen solchen Beschluss 
gefasst, so darf er bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche 

§ 38b. (1) ... Hat der Verwaltungsgerichtshof einen solchen Beschluss 
gefasst, so darf er bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche 
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Handlungen vornehmen und nur solche Entscheidungen und Verfügungen treffen, 
die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

Handlungen vornehmen und nur solche Anordnungen und Entscheidungen 
treffen, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können oder 
die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

(2) … (2) … 
Verhandlungen Verhandlungen 

§ 39. (1) Über die Beschwerde ist nach Abschluß des Vorverfahrens eine 
Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshof durchzuführen, wenn

§ 39. (1) Über die Revision ist nach Abschluss des Vorverfahrens eine 
Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshof durchzuführen, wenn

 1. der Beschwerdeführer innerhalb der Frist zur Erhebung der Beschwerde 
oder die belangte Behörde oder eine mitbeteiligte Partei innerhalb der 
Frist zur Erstattung der Gegenschrift die Durchführung der Verhandlung 
beantragt hat. Ein solcher Antrag kann nur mit Zustimmung der anderen 
Parteien zurückgezogen werden;

 1. der Revisionswerber innerhalb der Revisionsfrist oder eine andere Partei 
innerhalb der Frist zur Erstattung der Revisionsbeantwortung die 
Durchführung der Verhandlung beantragt hat. Ein solcher Antrag kann 
nur mit Zustimmung der gegnerischen Parteien zurückgezogen werden; 

 2. ... 2. ... 
(2) Der Verwaltungsgerichtshof kann ungeachtet eines Parteiantrages nach 

Abs. 1 Z 1 von einer Verhandlung absehen, wenn
(2) Der Verwaltungsgerichtshof kann ungeachtet eines Parteiantrages nach 

Abs. 1 Z 1 von einer Verhandlung absehen, wenn
 1. das Verfahren einzustellen (§ 33) oder die Beschwerde zurückzuweisen 

ist (§ 34);
 1. das Verfahren einzustellen (§ 33) oder die Revision zurückzuweisen ist 

(§ 34);
 2. der angefochtene Bescheid wegen Rechtswidrigkeit infolge 

Unzuständigkeit der belangten Behörde aufzuheben ist (§ 42 Abs. 2 Z 2); 
 2. das angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss wegen 

Rechtswidrigkeit infolge Unzuständigkeit des Verwaltungsgerichtes 
aufzuheben ist (§ 42 Abs. 2 Z 2);

 3. der angefochtene Bescheid wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung 
von Verfahrensvorschriften aufzuheben ist (§ 42 Abs. 2 Z 3); 

 3. das angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss wegen 
Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften 
aufzuheben ist (§ 42 Abs. 2 Z 3);

 4. der angefochtene Bescheid nach der ständigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes 
aufzuheben ist; 

 4. das angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss nach der 
ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wegen 
Rechtswidrigkeit seines Inhalts aufzuheben ist;

 5. weder die belangte Behörde noch etwaige Mitbeteiligte eine Gegenschrift 
eingebracht haben und der angefochtene Bescheid aufzuheben ist; 

 5. keine gegnerische Partei eine Gegenschrift eingebracht hat und das 
angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss aufzuheben 
ist; 

 6. die Schriftsätze der Parteien des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
und die dem Verwaltungsgerichtshof vorgelegten Akten des 
Verwaltungsverfahrens erkennen lassen, daß die mündliche Erörterung 

 6. die Schriftsätze der Parteien und die Akten des Verfahrens vor dem 
Verwaltungsgericht erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine 
weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt und einem Entfall 
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eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten läßt und wenn nicht 
Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, dem entgegensteht. 

der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 
30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

(3) ... (3) ... 
§ 40. (1) bis (3) … § 40. (1) bis (3) …
(4) Die Verhandlung ist öffentlich. Aus Gründen der Sittlichkeit oder der 

öffentlichen Ordnung kann der Senat die Öffentlichkeit durch Beschluß 
ausschließen; in einem solchen Fall kann jede Partei verlangen, daß drei Personen 
ihres Vertrauens der Zutritt gestattet werde. 

(4) Die Verhandlung ist öffentlich. Die Öffentlichkeit darf von der 
Verhandlung nur so weit ausgeschlossen werden, als dies aus Gründen der 
Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit, der 
Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sowie im Interesse des 
Schutzes Jugendlicher oder des Privatlebens einer Partei, eines Opfers, eines 
Zeugen oder eines Dritten geboten ist.

 (4a) Der Ausschluss der Öffentlichkeit erfolgt durch Beschluss des Senates 
entweder von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei oder eines Zeugen.

 (4b) Unmittelbar nach der Verkündung des Beschlusses über den Ausschluss 
der Öffentlichkeit haben sich alle Zuhörer zu entfernen, doch können die Parteien 
verlangen, dass je drei Personen ihres Vertrauens die Teilnahme an der 
Verhandlung gestattet wird.

 (4c) Wenn die Öffentlichkeit von einer Verhandlung ausgeschlossen wurde, 
ist es soweit untersagt, daraus Umstände weiterzuverbreiten, als dies aus den in 
Abs. 4 angeführten Gründen geboten ist.

(5) bis (8) … (5) bis (8) …
Prüfung des angefochtenen Bescheides Prüfung des angefochtenen Erkenntnisses oder Beschlusses 

§ 41. (1) Der Verwaltungsgerichtshof hat, soweit er nicht Rechtswidrigkeit 
wegen Unzuständigkeit der belangten Behörde oder wegen Verletzung von 
Verfahrensvorschriften gegeben findet (§ 42 Abs. 2 Z 2 und 3) und nicht § 38 
Abs. 2 anwendbar ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund des von der 
belangten Behörde angenommenen Sachverhaltes im Rahmen der geltend 
gemachten Beschwerdepunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) oder im Rahmen der Erklärung 
über den Umfang der Anfechtung (§ 28 Abs. 2) zu überprüfen. Ist er der Ansicht, 
daß für die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des Bescheides in einem der 
Beschwerdepunkte oder im Rahmen der Erklärung über den Umfang der 

§ 41. Der Verwaltungsgerichtshof hat, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen 
Unzuständigkeit des Verwaltungsgerichtes oder wegen Verletzung von 
Verfahrensvorschriften vorliegt (§ 42 Abs. 2 Z 2 und 3), das angefochtene 
Erkenntnis oder den angefochtenen Beschluss auf Grund des vom 
Verwaltungsgericht angenommenen Sachverhalts im Rahmen der geltend 
gemachten Revisionspunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) oder im Rahmen der Erklärung 
über den Umfang der Anfechtung (§ 28 Abs. 2) zu überprüfen. Ist er der Ansicht, 
dass für die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des Erkenntnisses oder 
Beschlusses in einem der Revisionspunkte oder im Rahmen der Erklärung über 
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Anfechtung Gründe maßgebend sein könnten, die einer Partei bisher nicht 
bekanntgegeben wurden, so hat er die Parteien darüber zu hören und, wenn nötig, 
eine Vertagung zu verfügen. 

den Umfang der Anfechtung Gründe maßgebend sein könnten, die einer Partei 
bisher nicht bekannt gegeben wurden, so hat er die Parteien darüber zu hören und 
erforderlichenfalls eine Vertagung anzuordnen.

(2) …
Erkenntnisse Erkenntnisse 

§ 42. (1) Der Verwaltungsgerichtshof hat alle Rechtssachen, soweit dieses 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, mit Erkenntnis zu erledigen. Das 
Erkenntnis hat, abgesehen von den Fällen der Säumnisbeschwerden (Art. 132 B-
VG), entweder die Beschwerde als unbegründet abzuweisen, den angefochtenen 
Bescheid aufzuheben oder in der Sache selbst zu entscheiden.

§ 42. (1) Der Verwaltungsgerichtshof hat alle Rechtssachen, soweit in 
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, mit Erkenntnis zu erledigen. Mit 
dem Erkenntnis ist entweder die Revision als unbegründet abzuweisen, das 
angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss aufzuheben oder in der 
Sache selbst zu entscheiden.

(2) Der angefochtene Bescheid ist aufzuheben (2) Das angefochtene Erkenntnis oder der angefochtene Beschluss ist 
aufzuheben 

 1. wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes, 1. wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes,
 2. wegen Rechtswidrigkeit infolge Unzuständigkeit der belangten Behörde,  2. wegen Rechtswidrigkeit infolge Unzuständigkeit des 

Verwaltungsgerichtes,
 3. wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften, 

und zwar weil 
 3. wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften, 

und zwar weil
 a) der Sachverhalt von der belangten Behörde in einem wesentlichen 

Punkt aktenwidrig angenommen wurde oder
 a) der Sachverhalt vom Verwaltungsgericht in einem wesentlichen Punkt 

aktenwidrig angenommen wurde oder
 b) der Sachverhalt in einem wesentlichen Punkt einer Ergänzung bedarf 

oder
 b) der Sachverhalt in einem wesentlichen Punkt einer Ergänzung bedarf 

oder
 c) Verfahrensvorschriften außer acht gelassen wurden, bei deren 

Einhaltung die belangte Behörde zu einem anderen Bescheid hätte 
kommen können. 

 c) das Verwaltungsgericht bei Einhaltung der verletzten 
Verfahrensvorschriften zu einem anderen Erkenntnis oder Beschluss 
hätte kommen können.

(3) Durch die Aufhebung des angefochtenen Bescheides nach Abs. 2 tritt die 
Rechtssache in die Lage zurück, in der sie sich vor Erlassung des angefochtenen 
Bescheides befunden hatte. 

(3) Durch die Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses oder Beschlusses 
nach Abs. 2 tritt die Rechtssache in die Lage zurück, in der sie sich vor Erlassung 
des angefochtenen Erkenntnisses bzw. Beschlusses befunden hat.

(3a) Der Verwaltungsgerichtshof kann in der Sache selbst entscheiden, wenn 
sie entscheidungsreif ist und die Entscheidung in der Sache selbst im Interesse der 
Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Kostenersparnis liegt. 

[§ 41.] (2) In den Fällen, in welchen der Verwaltungsgerichtshof in der 
Sache selbst entscheidet, hat er den Sachverhalt unter Bedachtnahme auf § 36 

(4) Der Verwaltungsgerichtshof kann in der Sache selbst entscheiden, wenn 
sie entscheidungsreif ist und die Entscheidung in der Sache selbst im Interesse der 
Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Kostenersparnis liegt. 

In diesem Fall hat er den maßgeblichen Sachverhalt festzustellen und kann 
zu diesem Zweck auch das Verwaltungsgericht mit der Ergänzung des 
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Abs. 9 festzustellen. Ermittlungsverfahrens beauftragen.
(4) In den Fällen des Art. 132 B-VG kann der Verwaltungsgerichtshof sein 

Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner maßgebender Rechtsfragen 
beschränken und der belangten Behörde auftragen, den versäumten Bescheid 
unter Zugrundelegung der hiemit festgelegten Rechtsanschauung binnen 
bestimmter, acht Wochen nicht übersteigender Frist zu erlassen. Macht der 
Verwaltungsgerichtshof von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch oder kommt die 
belangte Behörde dem Auftrag nicht nach, so entscheidet er über die 
Säumnisbeschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei er auch das 
sonst der Verwaltungsbehörde zustehende freie Ermessen handhabt.

§ 42a. Ist das Verwaltungsgericht seiner Entscheidungspflicht nicht 
nachgekommen, so hat ihm der Verwaltungsgerichtshof aufzutragen, das 
Erkenntnis oder den Beschluss innerhalb einer von ihm festzusetzenden 
angemessenen Frist nachzuholen. 

§ 42a. (1) Der Verwaltungsgerichtshof hat angefochtene Weisungen 
(Art. 81a Abs. 4 B-VG) im Rahmen der Erklärung über den Umfang der 
Anfechtung (§ 28 Abs. 2) zu überprüfen und entweder die Beschwerde als 
unbegründet abzuweisen oder die angefochtene Weisung aufzuheben. § 41 Abs. 1 
letzter Satz gilt sinngemäß. 

 

(2) Durch die Aufhebung der angefochtenen Weisung tritt jener 
Rechtszustand ein, der vor der Erlassung der Weisung bestanden hat; infolge der 
Weisung aufgehobene Verordnungen treten jedoch dadurch nicht wieder in Kraft.

 

§ 44. Eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder Beschlusses ist 
in den Fällen des § 36 Abs. 3 auch dem zuständigen Bundesminister oder der 
zuständigen Landesregierung zuzustellen.

§ 44. Eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder Beschlusses ist 
in den Fällen des § 36 Abs. 2 auch dem zuständigen Bundesminister oder der 
zuständigen Landesregierung zuzustellen.

Wiederaufnahme des Verfahrens Wiederaufnahme des Verfahrens 
§ 45. (1) Die Wiederaufnahme eines durch Erkenntnis oder Beschluß 

abgeschlossenen Verfahrens ist auf Antrag einer Partei zu bewilligen, wenn
§ 45. (1) Die Wiederaufnahme eines durch Erkenntnis oder Beschluss 

abgeschlossenen Verfahrens ist auf Antrag einer Partei zu bewilligen, wenn
 1. bis 4. … 1. bis 4. …
 5. das Verfahren vor dem Gerichtshof wegen Klaglosstellung oder wegen 

einer durch Klaglosstellung veranlaßten Zurückziehung der Beschwerde 
eingestellt, die behördliche Maßnahme, die die Klaglosstellung bewirkt 
hatte, jedoch nachträglich behoben wurde.

 5. das Verfahren vor dem Gerichtshof wegen Klaglosstellung oder wegen 
einer durch Klaglosstellung veranlassten Zurückziehung der Revision 
eingestellt wurde und der Grund für die Klaglosstellung nachträglich 
weggefallen ist.

(2) bis (5)… (2) bis (5)…
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

§ 46. (1) … § 46. (1) …
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(2) Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Beschwerdefrist ist auch dann zu bewilligen, wenn die Beschwerdefrist versäumt 
wurde, weil der anzufechtende Bescheid fälschlich ein Rechtsmittel eingeräumt 
und die Partei das Rechtsmittel ergriffen hat. 

(2) Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 
Revisionsfrist und der Frist zur Stellung eines Vorlageantrages ist auch dann zu 
bewilligen, wenn die Frist versäumt wurde, weil das anzufechtende Erkenntnis, 
der anzufechtende Beschluss oder die anzufechtende Revisionsvorentscheidung 
fälschlich einen Rechtsbehelf eingeräumt und die Partei den Rechtsbehelf 
ergriffen hat oder keine Belehrung zur Erhebung einer Revision oder zur Stellung 
eines Vorlageantrages, keine Frist zur Erhebung einer Revision oder zur Stellung 
eines Vorlageantrages oder die Angabe enthält, dass kein Rechtsbehelf zulässig 
sei.

(3) Der Antrag ist beim Verwaltungsgerichtshof in den Fällen des Abs. 1 
binnen zwei Wochen nach Aufhören des Hindernisses, in den Fällen des Abs. 2 
spätestens zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides zu stellen, der das 
Rechtsmittel als unzulässig zurückgewiesen hat. Die versäumte Handlung ist 
gleichzeitig nachzuholen. 

(3) Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist in den Fällen des Abs. 1 bis zur 
Vorlage der Revision beim Verwaltungsgericht, ab Vorlage der Revision beim 
Verwaltungsgerichtshof binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses 
zu stellen. In den Fällen des Abs. 2 ist der Antrag binnen zwei Wochen 
 1. nach Zustellung eines Bescheides oder einer gerichtlichen Entscheidung, 

der bzw. die den Rechtsbehelf als unzulässig zurückgewiesen hat, bzw. 
 2. nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der Zulässigkeit der Erhebung 

der Revision bzw. der Stellung eines Antrages auf Vorlage Kenntnis 
erlangt hat 

beim Verwaltungsgericht zu stellen. Die versäumte Handlung ist gleichzeitig 
nachzuholen. 

(4) Über den Antrag ist in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluß zu 
entscheiden. 

(4) Bis zur Vorlage der Revision hat über den Antrag das 
Verwaltungsgericht zu entscheiden. § 30a Abs. 1 zweiter Satz ist sinngemäß 
anzuwenden. Ab Vorlage der Revision hat über den Antrag der 
Verwaltungsgerichtshof in nichtöffentlicher Sitzung durch Beschluss zu 
entscheiden. Das Verwaltungsgericht oder der Verwaltungsgerichtshof können 
dem Antrag auf Wiedereinsetzung aufschiebende Wirkung zuerkennen.

(5) und (6) … (5) und (6) …
Kosten Kosten 

§ 47. (1) … § 47. (1) …
(2) Unbeschadet der folgenden Bestimmungen ist im Sinne des Abs. 1 (2) Unbeschadet der folgenden Bestimmungen ist im Sinne des Abs. 1

 1. der Beschwerdeführer obsiegende, die belangte Behörde unterlegene 
Partei im Fall der Aufhebung des angefochtenen Bescheides oder der 

 1. der Revisionswerber obsiegende, der Revisionsgegner unterlegene Partei 
in den Fällen der Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses oder 
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Entscheidung in der Sache selbst; Beschlusses oder der Entscheidung in der Sache selbst;
 2. die belangte Behörde obsiegende, der Beschwerdeführer unterlegene 

Partei im Falle der Abweisung der Beschwerde.
 2. der Revisionsgegner obsiegende, der Revisionswerber unterlegene Partei 

im Fall der Abweisung der Revision.
(3) Mitbeteiligte sind in keinem Falle als unterlegene Partei anzusehen; als 

obsiegende Partei sind sie im Falle des Obsiegens der belangten Behörde neben 
dieser anzusehen.

(3) Mitbeteiligte sind in keinem Fall als unterlegene Partei anzusehen; als 
obsiegende Partei sind sie im Fall des Obsiegens des Revisionsgegners neben 
diesem anzusehen.

(4) In den Fällen des Art. 81a Abs. 4 und des Art. 131 Abs. 1 Z 2 und 3 
sowie Abs. 2 B-VG findet für den Beschwerdeführer und die belangte Behörde 
kein Aufwandersatz statt. 

(4) In den Fällen des Art. 133 Abs. 8 B-VG findet für den Revisionswerber 
und den Revisionsgegner kein Aufwandersatz statt. 

(5) Der auf Grund dieses Bundesgesetzes von der belangten Behörde zu 
leistende Aufwandersatz ist von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen 
sie in der Beschwerdesache gehandelt hat oder handeln hätte sollen. Diesem 
Rechtsträger fließt auch der Aufwandersatz zu, der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes an die belangte Behörde zu leisten ist. 

(5) Der auf Grund dieses Bundesgesetzes vom Revisionsgegner zu leistende 
Aufwandersatz ist von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen die 
Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verwaltungsverfahren gehandelt hat. Diesem Rechtsträger fließt auch der 
Aufwandersatz zu, der auf Grund dieses Bundesgesetzes dem Revisionsgegner zu 
leisten ist. 

§ 48. (1) Der Beschwerdeführer hat als obsiegende Partei Anspruch auf 
Ersatz 

§ 48. (1) Der Revisionswerber hat als obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz 

 1. … 1. … 
 2. des Aufwandes, der für ihn mit der Einbringung der Beschwerde durch 

einen Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) verbunden 
war (Schriftsatzaufwand); 

 2. des Aufwandes, der für ihn mit der Einbringung der Revision durch einen 
Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) verbunden war 
(Schriftsatzaufwand);

 3. und 4. … 3. und 4. …
(2) Die belangte Behörde hat als obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz (2) Der Revisionsgegner hat als obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz

 1. des Aufwandes, der für sie mit der Vorlage der Akten des 
Verwaltungsverfahrens an den Verwaltungsgerichtshof verbunden war 
(Vorlageaufwand); 

 

 2. des Aufwandes, der für sie mit der Einbringung der Gegenschrift 
verbunden war (Schriftsatzaufwand);

 1. des Aufwandes, der für ihn mit der Einbringung der 
Revisionsbeantwortung verbunden war (Schriftsatzaufwand);

 3. der Reisekosten (Fahrt- und Aufenthaltskosten), die für sie mit der 
Wahrnehmung ihrer Parteirechte in Verhandlungen vor dem 
Verwaltungsgerichtshof verbunden waren;

 2. der Reisekosten (Fahrt- und Aufenthaltskosten), die für ihn mit der 
Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem 
Verwaltungsgerichtshof verbunden waren;

 4. des sonstigen Aufwandes, der für sie mit der Wahrnehmung ihrer 3. des sonstigen Aufwandes, der für ihn mit der Wahrnehmung seiner 
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Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgerichtshof 
verbunden war (Verhandlungsaufwand).

Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgerichtshof 
verbunden war (Verhandlungsaufwand).

(3) Ein Mitbeteiligter hat als obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz (3) Ein Mitbeteiligter hat als obsiegende Partei Anspruch auf Ersatz
 1. … 1. … 
 2. des Aufwandes, der für ihn mit der Einbringung einer Gegenschrift durch 

einen Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) verbunden 
war (Schriftsatzaufwand); 

 2. des Aufwandes, der für ihn mit der Einbringung einer 
Revisionsbeantwortung durch einen Rechtsanwalt (Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer) verbunden war (Schriftsatzaufwand);

 3. und 4. … 3. und 4. …
(4) Hat es die belangte Behörde nach ausdrücklicher Aufforderung durch 

den Verwaltungsgerichtshof unterlassen, entscheidungserhebliche 
Rechtsvorschriften fristgerecht vorzulegen und fallen durch die deshalb an Ort 
und Stelle vorzunehmende notwendige Einsichtnahme des 
Verwaltungsgerichtshofes in diese Rechtsvorschriften Barauslagen an, so sind 
diese – unabhängig vom Ausgang des Verfahrens – der belangten Behörde 
aufzuerlegen.

 

§ 49. (1) … § 49. (1) …
(2) Als Ersatz für den Vorlage-, den Schriftsatz- und den 

Verhandlungsaufwand gemäß § 48 Abs. 2 Z 1, 2 und 4 sind Pauschalbeträge zu 
zahlen, deren Ausmaß vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuß des Nationalrates durch Verordnung in einem Ausmaß 
festzustellen ist, das dem durchschnittlichen Aufwand der Behörden für diese 
Parteihandlungen entspricht. Die Höhe der Pauschalbeträge für den Schriftsatz- 
und für den Verhandlungsaufwand darf jedoch die Hälfte der Pauschalbeträge 
nicht übersteigen, die auf Grund des Abs. 1 als Ersatz für den Schriftsatzaufwand 
gemäß § 48 Abs. 1 Z 2 bzw. für den Verhandlungsaufwand gemäß § 48 Abs. 1 
Z 4 festgestellt werden. 

(2) Als Ersatz für den Vorlage-, den Schriftsatz- und den 
Verhandlungsaufwand gemäß § 48 Abs. 2 Z 1 und 3 sind Pauschalbeträge zu 
zahlen, deren Ausmaß vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuss des Nationalrates durch Verordnung in einem Ausmaß 
festzustellen ist, das dem durchschnittlichen Aufwand der Behörden für diese 
Parteihandlungen entspricht. Die Höhe der Pauschalbeträge für den Schriftsatz- 
und für den Verhandlungsaufwand darf jedoch die Hälfte der Pauschalbeträge 
nicht übersteigen, die auf Grund des Abs. 1 als Ersatz für den Schriftsatzaufwand 
gemäß § 48 Abs. 1 Z 2 bzw. für den Verhandlungsaufwand gemäß § 48 Abs. 1 
Z 4 festgestellt werden.

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Hat an einer mündlichen Verhandlung in den Fällen der Abs. 1 und 3 des 

§ 48 im Auftrag der Partei ein Rechtsanwalt (Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfers) teilgenommen, so sind für die Berechnung der Reisekosten 
dessen Verhältnisse, ansonsten die Verhältnisse der Partei maßgebend. Neben den 
Reisekosten eines Rechtsanwaltes (Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfer) sind 
die Reisekosten der von ihm vertretenen Partei nur zu ersetzen, wenn die Partei 

(5) Hat an einer mündlichen Verhandlung in den Fällen der Abs. 1 und 3 des 
§ 48 im Auftrag der Partei ein Rechtsanwalt (Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer) teilgenommen, so sind für die Berechnung der Reisekosten 
dessen Verhältnisse, ansonsten die Verhältnisse der Partei maßgebend. Neben den 
Reisekosten eines Rechtsanwaltes (Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers) sind 
die Reisekosten der von ihm vertretenen Partei nur zu ersetzen, wenn die Partei 
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an der mündlichen Verhandlung auf Grund einer Ladung des 
Verwaltungsgerichtshofes teilzunehmen hatte. In den Fällen des § 48 Abs. 2 sind 
für die Berechnung der Reisekosten die Verhältnisse der belangten Behörde, im 
Falle einer Vertretung gemäß § 23 Abs. 3 jedoch die Verhältnisse des mit der 
Vertretung betrauten Organs (Bundesministerium, Finanzprokuratur) maßgebend.

an der mündlichen Verhandlung auf Grund einer Ladung des 
Verwaltungsgerichtshofes teilzunehmen hatte. In den Fällen des § 48 Abs. 2 sind 
für die Berechnung der Reisekosten die Verhältnisse des Revisionsgegners, im 
Fall einer Vertretung gemäß § 23 Abs. 3 jedoch die Verhältnisse des mit der 
Vertretung betrauten Organs (Bundesministerium, Finanzprokuratur) maßgebend. 

(6) Sind mehrere Mitbeteiligte vorhanden, so sind jene unter ihnen, denen 
ein Schriftsatz- oder ein Verhandlungsaufwand, Fahrt- oder Aufenthaltskosten 
erwachsen sind, hinsichtlich des Ersatzes jeder dieser Arten von Aufwendungen 
als eine Partei anzusehen. Der dieser Partei zustehende Ersatz für Schriftsatz- und 
für Verhandlungsaufwand ist an die die Partei bildenden Mitbeteiligten zu 
gleichen Teilen zu leisten. Der Berechnung der Reisekosten sind die Verhältnisse 
jenes Mitbeteiligten zugrunde zu legen, der die größte Entfernung zurückzulegen 
hatte. Der so errechnete Betrag für Reisekostenersatz ist an diesen Mitbeteiligten 
zu zahlen. Die Zahlung hat gegenüber allen Mitbeteiligten, die auf 
Reisekostenersatz Anspruch haben, schuldbefreiende Wirkung. Die Ansprüche 
dieser Mitbeteiligten in Ansehung des gezahlten Betrages bestimmen sich nach 
dem Verhältnis jener Beträge zueinander, auf die jeder der Mitbeteiligten gemäß 
Abs. 3 Anspruch hätte, wenn er obsiegender Beschwerdeführer wäre.

(6) Sind mehrere Mitbeteiligte vorhanden, so sind jene unter ihnen, denen 
ein Schriftsatz- oder ein Verhandlungsaufwand, Fahrt- oder Aufenthaltskosten 
erwachsen sind, hinsichtlich des Ersatzes jeder dieser Arten von Aufwendungen 
als eine Partei anzusehen. Der dieser Partei zustehende Ersatz für Schriftsatz- und 
für Verhandlungsaufwand ist an die die Partei bildenden Mitbeteiligten zu 
gleichen Teilen zu leisten. Der Berechnung der Reisekosten sind die Verhältnisse 
jenes Mitbeteiligten zugrunde zu legen, der die größte Entfernung zurückzulegen 
hatte. Der so errechnete Betrag für Reisekostenersatz ist an diesen Mitbeteiligten 
zu zahlen. Die Zahlung hat gegenüber allen Mitbeteiligten, die auf 
Reisekostenersatz Anspruch haben, schuldbefreiende Wirkung. Die Ansprüche 
dieser Mitbeteiligten in Ansehung des gezahlten Betrages bestimmen sich nach 
dem Verhältnis jener Beträge zueinander, auf die jeder der Mitbeteiligten gemäß 
Abs. 3 Anspruch hätte, wenn er obsiegender Revisionswerber wäre.

§ 50. In Fällen, in denen ein Bescheid vom Verwaltungsgerichtshof teilweise 
aufgehoben wurde, ist die Frage des Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu 
beurteilen, wie wenn der Bescheid zur Gänze aufgehoben worden wäre. 

§ 50. In Fällen, in denen ein Erkenntnis oder ein Beschluss vom 
Verwaltungsgerichtshof teilweise aufgehoben wurde, ist die Frage des 
Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn das Erkenntnis 
bzw. der Beschluss zur Gänze aufgehoben worden wäre.

§ 51. In Fällen, in denen die Beschwerde nach der Einleitung des 
Vorverfahrens zurückgewiesen oder zurückgezogen wurde, ist die Frage des 
Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn die Beschwerde 
abgewiesen worden wäre. 

§ 51. In Fällen, in denen die Revision nach der Einleitung des Vorverfahrens 
zurückgewiesen oder zurückgezogen wurde, ist die Frage des Anspruches auf 
Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn die Revision abgewiesen 
worden wäre. 

§ 52. (1) Wurden von einem oder mehreren Beschwerdeführern in einer 
Beschwerde mehrere Bescheide angefochten, so ist die Frage des Anspruches auf 
Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn jeder der Bescheide in einer 
gesonderten Beschwerde angefochten worden wäre.

§ 52. (1) Haben ein oder mehrere Revisionswerber in einer Revision mehrere 
Erkenntnisse oder Beschlüsse angefochten, so ist die Frage des Anspruches auf 
Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn jedes der Erkenntnisse bzw. 
jeder der Beschlüsse in einer gesonderten Revision angefochten worden wäre. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
§ 53. (1) Haben mehrere Beschwerdeführer einen Bescheid gemeinsam in 

einer Beschwerde angefochten, so ist die Frage des Anspruches auf 
§ 53. (1) Haben mehrere Revisionswerber ein Erkenntnis oder einen 

Beschluss gemeinsam in einer Revision angefochten, so ist die Frage des 
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Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn die Beschwerde nur von dem in 
der Beschwerde erstangeführten Beschwerdeführer eingebracht worden wäre. Die 
belangte Behörde kann in diesem Fall mit befreiender Wirkung an den in der 
Beschwerde erstangeführten Beschwerdeführer zahlen. Welche Ansprüche die 
Beschwerdeführer untereinander haben, ist nach den Bestimmungen des 
bürgerlichen Rechtes zu beurteilen. Aufwandersatz haben die Beschwerdeführer 
zu gleichen Teilen zu leisten. 

Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn die Revision 
nur von dem in der Revision erstangeführten Revisionswerber eingebracht 
worden wäre. Der Revisionsgegner kann in diesem Fall mit schuldbefreiender 
Wirkung an den in der Revision erstangeführten Revisionswerber zahlen. Welche 
Ansprüche die Revisionswerber untereinander haben, ist nach den Bestimmungen 
des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. Aufwandersatz haben die Revisionswerber 
zu gleichen Teilen zu leisten.

(2) Haben mehrere Beschwerdeführer einen Bescheid in getrennten 
Beschwerden angefochten und wurden diese Beschwerden durch denselben 
Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) eingebracht, so gilt Abs. 1 
sinngemäß. An die Stelle des erstangeführten tritt hier der Beschwerdeführer, 
dessen Beschwerde die niedrigste Geschäftszahl des Verwaltungsgerichtshofes 
trägt. 

(2) Haben mehrere Revisionswerber ein Erkenntnis oder einen Beschluss in 
getrennten Revisionen angefochten und sind diese Revisionen durch denselben 
Rechtsanwalt (Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer) eingebracht worden, ist 
Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. An die Stelle des erstangeführten 
Revisionswerbers tritt in diesem Fall der Revisionswerber, dessen Revision die 
niedrigste Geschäftszahl des Verwaltungsgerichtshofes trägt.

§ 54. (1) … § 54. (1) …
(2) Für den Schriftsatzaufwand gemäß Abs. 1 Z 1 gelten die Bestimmungen 

des § 49 Abs. 1 und 2 über den Schriftsatzaufwand sinngemäß. 
(2) Auf den Schriftsatzaufwand gemäß Abs. 1 Z 1 sind die Bestimmungen 

des § 49 Abs. 1 und 2 über den Schriftsatzaufwand mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass der Pauschalbetrag für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes in 
der Verordnung gemäß § 49 Abs. 1 um die Hälfte niedriger festzusetzen als der 
sonst auf Grund dieser Bestimmung für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes 
festzustellende Pauschalbetrag.

(3) und (4) … (3) und (4) …
§ 56. Wurde der Beschwerdeführer hinsichtlich einzelner oder aller 

Beschwerdepunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) klaglos gestellt (§ 33), so ist die Frage des 
Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn er obsiegende 
Partei im Sinne des § 47 Abs. 1 wäre. Für jene Fälle, in denen die Klaglosstellung 
hinsichtlich aller Beschwerdepunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) innerhalb der vom 
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 36 Abs. 1 gesetzten Frist erfolgte, ist jedoch der 
Pauschalbetrag für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes in der Verordnung gemäß 
§ 49 Abs. 1 um ein Viertel niedriger festzusetzen als der allein auf Grund dieser 
Bestimmung für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes festzustellende 
Pauschalbetrag.

§ 55. Wurde der Revisionswerber hinsichtlich einzelner oder aller 
Revisionspunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) klaglos gestellt (§ 33), so ist die Frage des 
Anspruches auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn er obsiegende 
Partei im Sinne des § 47 Abs. 1 wäre. Für jene Fälle, in denen die Klaglosstellung 
hinsichtlich aller Revisionspunkte (§ 28 Abs. 1 Z 4) innerhalb der vom 
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 36 Abs. 1 gesetzten Frist erfolgte, ist jedoch der 
Pauschalbetrag für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes in der Verordnung gemäß 
§ 49 Abs. 1 um ein Viertel niedriger festzusetzen als der allein auf Grund dieser 
Bestimmung für den Ersatz des Schriftsatzaufwandes festzustellende 
Pauschalbetrag.

§ 55. (1) In den Fällen einer Säumnisbeschwerde, in denen der 
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 42 Abs. 4 vorgeht, ist die Frage des Anspruches 

§ 56. (1) Im Fall eines Fristsetzungsantrages, in dem der 
Verwaltungsgerichtshof gemäß § 42a vorgeht, ist die Frage des Anspruches auf 
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auf Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn der Beschwerdeführer 
obsiegende Partei im Sinne des § 47 Abs. 1 wäre. Im Fall einer 
Säumnisbeschwerde, in dem das Verfahren wegen Nachholung des versäumten 
Bescheides eingestellt wurde, ist der Pauschalbetrag für den Ersatz des 
Schriftsatzaufwandes in der Verordnung gemäß § 49 Abs. 1 um die Hälfte 
niedriger festzusetzen als der sonst auf Grund dieser Bestimmung für den Ersatz 
des Schriftsatzaufwandes festzustellende Pauschalbetrag.

Aufwandersatz (§ 47) so zu beurteilen, wie wenn der Antragsteller obsiegende 
Partei im Sinne des § 47 Abs. 1 wäre. Im Fall eines Fristsetzungsantrages, in dem 
das Verfahren wegen Nachholung des versäumten Erkenntnisses oder 
Beschlusses eingestellt wurde, ist der Pauschalbetrag für den Ersatz des 
Schriftsatzaufwandes in der Verordnung gemäß § 49 Abs. 1 um die Hälfte 
niedriger festzusetzen als der sonst auf Grund dieser Bestimmung für den Ersatz 
des Schriftsatzaufwandes festzustellende Pauschalbetrag.

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn (2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn
 1. die belangte Behörde Gründe nachzuweisen vermag, die eine 

fristgerechte Erlassung des Bescheides unmöglich gemacht haben, und 
diese Gründe dem Beschwerdeführer vor Einbringung der 
Säumnisbeschwerde bekannt gegeben hat,

 1. das Verwaltungsgericht Gründe nachzuweisen vermag, die eine 
fristgerechte Erlassung des Erkenntnisses oder Beschlusses unmöglich 
gemacht haben, und diese Gründe dem Antragsteller vor Einbringung des 
Fristsetzungsantrages bekannt gegeben hat,

 2. die Verzögerung der behördlichen Entscheidung ausschließlich auf das 
Verschulden des Beschwerdeführers zurückzuführen war oder 

 2. die Verzögerung der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung 
ausschließlich auf das Verschulden des Antragstellers zurückzuführen 
war oder

 3. die der Säumnisbeschwerde zugrunde liegende Verwaltungssache 
mutwillig betrieben wird. 

 3. die dem Fristsetzungsantrag zugrunde liegende Rechtssache mutwillig 
betrieben wird.

§ 58. (1) … § 58. (1) …
(2) Fällt bei einer Beschwerde das Rechtsschutzinteresse nachträglich weg, 

so ist dies bei der Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens nicht 
zu berücksichtigen; würde hiebei die Entscheidung über die Kosten einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern, so ist darüber nach freier Überzeugung 
zu entscheiden.

(2) Fällt bei einer Revision oder einem Fristsetzungsantrag das 
Rechtsschutzinteresse nachträglich weg, so ist dies bei der Entscheidung über die 
Kosten nicht zu berücksichtigen; würde hiebei die Entscheidung über die Kosten 
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern, so ist darüber nach freier 
Überzeugung zu entscheiden.

§ 59. (1) … § 59. (1) Aufwandersatz ist vom Verwaltungsgerichtshof auf Antrag 
zuzuerkennen. 

(2) Der Antrag auf Zuerkennung von Aufwandersatz ist einzubringen (2) Der Antrag auf Zuerkennung von Aufwandersatz ist einzubringen
 1. … 1. … 
 2. für Vorlageaufwand bei der Aktenvorlage;
 3. … 2. … 
 4. ... 3. ... 
... ...

(3) ... Wurde jedoch bis zur Entscheidung zumindest ein allgemeiner Antrag (3) ... Wurde jedoch bis zur Entscheidung zumindest ein allgemeiner Antrag 
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auf Zuerkennung von Aufwandersatz gestellt, so sind die Pauschalbeträge für 
Schriftsatzaufwand, Vorlageaufwand und Verhandlungsaufwand sowie die 
tatsächlich entrichteten Kommissionsgebühren und die Eingabengebühr nach § 24 
Abs. 3 im gebührenden Ausmaß jedenfalls zuzusprechen.

auf Zuerkennung von Aufwandersatz gestellt, so sind die Pauschalbeträge für 
Schriftsatzaufwand und Verhandlungsaufwand sowie die tatsächlich entrichteten 
Kommissionsgebühren und die Eingabengebühr nach § 24 Abs. 3 im 
gebührenden Ausmaß jedenfalls zuzusprechen.

(4) In den Entscheidungen über Anträge auf Zuerkennung von 
Aufwandersatz hat der Verwaltungsgerichtshof eine Leistungsfrist von zwei 
Wochen festzusetzen. Zur Vollstreckung dieser Entscheidungen sind die 
ordentlichen Gerichte berufen; sie haben nach der Exekutionsordnung 
vorzugehen. Die Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes sind 
Exekutionstitel im Sinne des § 1 der Exekutionsordnung. …

(4) In den Entscheidungen über Anträge auf Zuerkennung von 
Aufwandersatz hat der Verwaltungsgerichtshof eine Leistungsfrist von zwei 
Wochen festzusetzen. Zur Vollstreckung dieser Entscheidungen sind die 
ordentlichen Gerichte berufen. … 

Verfahrenshilfe Verfahrenshilfe 
§ 61. (1) Für die Voraussetzungen und die Wirkungen der Bewilligung der 

Verfahrenshilfe gelten die Vorschriften über das zivilgerichtliche Verfahren 
sinngemäß. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schließt das Recht ein, daß der 
Partei ohne weiteres Begehren zur Abfassung und Unterfertigung der Beschwerde 
oder des Antrages nach den §§ 45 und 46 und zur Vertretung bei der Verhandlung 
(§ 40) ein Rechtsanwalt beigegeben wird. 

§ 61. (1) Für die Voraussetzungen und die Wirkungen der Bewilligung der 
Verfahrenshilfe gelten die Vorschriften über das zivilgerichtliche Verfahren 
sinngemäß. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schließt das Recht ein, dass der 
Partei ohne weiteres Begehren zur Abfassung und Einbringung der Revision, des 
Fristsetzungsantrages, des Antrages auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder des 
Antrages auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand und zur Vertretung bei der 
Verhandlung (§ 40) ein Rechtsanwalt beigegeben wird.

(2) und (3) … (2) und (3) …
(4) Hat der Verfassungsgerichtshof eine Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 

B-VG an den Verwaltungsgerichtshof abgetreten, so gilt eine von ihm bewilligte 
Verfahrenshilfe und die Bestellung eines Rechtsanwaltes auch für das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren. 

(4) Hat der Verfassungsgerichtshof eine Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 
B-VG an den Verwaltungsgerichtshof abgetreten, so gilt eine von ihm bewilligte 
Verfahrenshilfe und die Bestellung eines Rechtsanwaltes auch für das Verfahren 
vor dem Verwaltungsgerichtshof.

Anzuwendendes Recht Anzuwendendes Recht 
§ 62. (1) Soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, gilt in 

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof das AVG.
§ 62. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist auf 

das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof das AVG anzuwenden.
(2) Entscheidet der Verwaltungsgerichtshof in der Sache selbst, so hat er, 

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, jene 
Verwaltungsvorschriften anzuwenden, die die belangte Behörde anzuwenden 
gehabt hätte.

(2) Entscheidet der Verwaltungsgerichtshof in der Sache selbst, so hat er, 
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, jene Vorschriften 
anzuwenden, die das Verwaltungsgericht anzuwenden gehabt hätte. 

Vollstreckung  
§ 63. (1) Wenn der Verwaltungsgerichtshof einer Beschwerde gemäß 
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Art. 131 B-VG stattgegeben hat, sind die Verwaltungsbehörden verpflichtet, in 
dem betreffenden Fall mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln 
unverzüglich den der Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtshofes 
entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

(2) In den Erkenntnissen, mit denen der Verwaltungsgerichtshof in der Sache 
selbst entscheidet, hat er auch selbst das Gericht oder die Verwaltungsbehörde zu 
bestimmen, die das Erkenntnis zu vollstrecken hat. Das Vollstreckungsverfahren 
richtet sich nach den für die hiezu bestimmte Gerichts- oder Verwaltungsbehörde 
sonst geltenden Vorschriften. Ist als Vollstreckungsbehörde ein Gericht bestimmt 
worden, so bildet das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes den 
Exekutionstitel.

 

2. Unterabschnitt 2. Unterabschnitt
Besondere Bestimmungen über Beschwerden in Amts- und 

Organhaftungssachen sowie in Angelegenheiten der Nachprüfung im 
Rahmen der Vergabe von Aufträgen 

Besondere Bestimmungen über Revisionen in Amts- und 
Organhaftungssachen sowie in Angelegenheiten der Nachprüfung im 

Rahmen der Vergabe von Aufträgen 

Parteien Parteien 
§ 64. Parteien im Verfahren nach diesem Unterabschnitt sind das 

antragstellende Gericht, die Behörde, die den Bescheid erlassen hat, und die 
Parteien des Rechtsstreites vor dem antragstellenden Gericht (§ 11 des 
Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949; § 9 des Organhaftpflichtgesetzes, 
BGBl. Nr. 181/1967; § 341 Abs. 4 des Bundesvergabegesetzes 2006 – 
BVergG 2006, BGBl. I Nr. 17). 

§ 64. Parteien im Verfahren nach diesem Unterabschnitt sind das 
antragstellende Gericht, die Behörde, die den Bescheid bzw. das 
Verwaltungsgericht, das das Erkenntnis oder den Beschluss erlassen hat, und die 
Parteien des Rechtsstreites vor dem antragstellenden Gericht (§ 11 des 
Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949; § 9 des Organhaftpflichtgesetzes, 
BGBl. Nr. 181/1967; § 341 Abs. 4 des Bundesvergabegesetzes 2006 – 
BVergG 2006, BGBl. I Nr. 17/2006; § 142 Abs. 4 des Bundesvergabegesetzes 
Verteidigung und Sicherheit 2012 – BVergGVS 2012, BGBl. I Nr. 10/2012). 

Einleitung des Verfahrens Einleitung des Verfahrens 
§ 65. (1) Sobald der Beschluß auf Unterbrechung des Verfahrens (§ 11 des 

Amtshaftungsgesetzes; § 9 des Organhaftpflichtgesetzes; § 341 Abs. 4 
BVergG 2006) rechtskräftig geworden ist, hat das Gericht den Antrag auf 
Überprüfung des Bescheides an den Verwaltungsgerichtshof zu leiten. Den 
übrigen Parteien steht es frei, binnen zwei Wochen nach Rechtskraft des 
Unterbrechungsbeschlusses ergänzende Ausführungen zur Frage der 

§ 65. (1) Sobald der Beschluss auf Unterbrechung des Verfahrens (§ 11 des 
Amtshaftungsgesetzes; § 9 des Organhaftpflichtgesetzes; § 341 Abs. 4 
BVergG 2006; § 142 Abs. 4 BVergGVS 2012) rechtskräftig geworden ist, hat das 
Gericht den Antrag auf Überprüfung des Bescheides bzw. des Erkenntnisses oder 
des Beschlusses an den Verwaltungsgerichtshof zu leiten. Den übrigen Parteien 
steht es frei, binnen zwei Wochen nach Rechtskraft des 
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Rechtswidrigkeit des Bescheides zu machen. Unterbrechungsbeschlusses ergänzende Ausführungen zur Frage der 
Rechtswidrigkeit des Bescheides bzw. des Erkenntnisses oder des Beschlusses zu 
machen. 

(2) Der Antrag (Abs. 1) hat den Bescheid und allenfalls die Punkte zu 
bezeichnen, deren Überprüfung das Gericht verlangt. Dem Antrag sind die Akten 
des Rechtsstreites anzuschließen. 

(2) Der Antrag (Abs. 1) hat den Bescheid bzw. das Erkenntnis oder den 
Beschluss und allenfalls die Punkte zu bezeichnen, deren Überprüfung das 
Gericht verlangt. Dem Antrag sind die Akten des Rechtsstreites anzuschließen. 

(3) Der Verwaltungsgerichtshof hat die Behörde, die den Bescheid erlassen 
hat, aufzufordern, die Akten des Verwaltungsverfahrens, soweit sie nicht bereits 
dem Akt des antragstellenden Gerichtes beiliegen, binnen zwei Wochen 
vorzulegen. Kommt die Behörde dieser Aufforderung nicht nach, kann der 
Verwaltungsgerichtshof seinen Beschluss 

(3) Der Verwaltungsgerichtshof hat die Behörde, die den Bescheid bzw. das 
Verwaltungsgericht, das das Erkenntnis oder den Beschluss erlassen hat, 
aufzufordern, die Akten des Verwaltungsverfahrens bzw. des Gerichtsverfahrens, 
soweit sie nicht bereits dem Akt des antragstellenden Gerichtes beiliegen, binnen 
zwei Wochen vorzulegen. Kommt die Behörde dieser Aufforderung nicht nach, 
kann der Verwaltungsgerichtshof seinen Beschluss

 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. wenn es sich um ein gemäß § 341 Abs. 4 BVergG 2006 eingeleitetes 

Verfahren handelt, auf Grund der ihm vorliegenden Akten und der 
Behauptungen der Parteien des Rechtsstreites vor dem antragstellenden 
Gericht

 3. wenn es sich um ein gemäß § 341 Abs. 4 BVergG 2006 oder gemäß 
§ 142 Abs. 4 BVergGVS 2012 eingeleitetes Verfahren handelt, auf 
Grund der ihm vorliegenden Akten und der Behauptungen der Parteien 
des Rechtsstreites vor dem antragstellenden Gericht

fassen. fassen.
Erkenntnis Erkenntnis 

§ 67. Das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes über die 
Rechtswidrigkeit eines Bescheides hat lediglich feststellende Bedeutung. Je eine 
Ausfertigung des Erkenntnisses ist den Parteien zuzustellen. 

§ 67. Das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes über die 
Rechtswidrigkeit eines Bescheides bzw. des Erkenntnisses oder des Beschlusses 
hat lediglich feststellende Bedeutung. Je eine Ausfertigung des Erkenntnisses ist 
den Parteien zuzustellen.

Ergänzende Bestimmungen Ergänzende Bestimmungen 
§ 70. Soweit sich aus den §§ 64 bis 69 nicht anderes ergibt, gelten die §§ 22 

bis 25, § 29, § 31, § 32, § 33 Abs. 2, § 33a, § 34, § 36 Abs. 8, § 38b, § 40, § 41 
Abs. 1, § 43 Abs. 1 bis 5 und 7 bis 9 sowie die §§ 45, 46 und 62 Abs. 1 
sinngemäß.

§ 70. Soweit sich aus den §§ 64 bis 69 nicht anderes ergibt, sind die §§ 22 
bis 25, § 29, § 31, § 32, § 33 Abs. 2, § 34, § 36 Abs. 4, § 38b, § 40, § 41 Abs. 1, 
§ 43 Abs. 1 bis 5 und 7 bis 9, § 45, § 46 und § 62 Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. 
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3. Unterabschnitt
 

Besondere Bestimmungen in Verfahren über 
Grundsatzentscheidungen des Asylgerichtshofes gemäß Art. 132a 

Abs. 1 B-VG 

 

Parteien  

§ 71. Parteien im Verfahren nach diesem Unterabschnitt sind der 
Asylgerichtshof, der Bundesminister für Inneres und die Parteien des Verfahrens 
vor dem Asylgerichtshof, das Anlass für die Erlassung der 
Grundsatzentscheidung gegeben hat. 

 

Einleitung des Verfahrens  

§ 72. Der Asylgerichtshof hat eine Grundsatzentscheidung gemäß Art. 129e 
Abs. 1 zweiter Satz B-VG dem Verwaltungsgerichtshof vorzulegen. Der Vorlage 
sind die Akten des Verfahrens anzuschließen.

 

Zurückweisung  

§ 73. Unzulässige Vorlagen sind in jeder Lage des Verfahrens ohne weiteres 
Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen.

 

Vorverfahren  

§ 74. (1) Die Grundsatzentscheidung ist den Parteien mit Ausnahme des 
Asylgerichtshofes zu übermitteln; diesen steht es frei, binnen vier Wochen nach 
Übermittlung der Grundsatzentscheidung schriftliche Äußerungen zu erstatten. 
Die schriftlichen Äußerungen sind den anderen Parteien zuzustellen; diese 
können dazu schriftliche Gegenäußerungen erstatten.

 

(2) Wenn der Sachverhalt in einem wesentlichen Punkt einer Ergänzung 
bedarf, so hat der Verwaltungsgerichtshof die notwendigen Ergänzungen des 
Ermittlungsverfahrens durch den Asylgerichtshof durchführen zu lassen.

 

Verhandlung  

§ 75. Die Durchführung einer Verhandlung bleibt dem 
Verwaltungsgerichtshof überlassen. 
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Erkenntnis  

§ 76. (1) Der Verwaltungsgerichtshof hat über eine Grundsatzentscheidung – 
sofern die Vorlage nicht als unzulässig zurückzuweisen ist – immer in der Sache 
selbst zu entscheiden. Der Gerichtshof ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch 
in der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Asylgerichtshofes zu 
setzen und die Grundsatzentscheidung nach jeder Richtung abzuändern.

 

(2) Entscheidet der Verwaltungsgerichtshof nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach Vorlage der Grundsatzentscheidung, so gilt die 
Grundsatzentscheidung als bestätigt. 

 

(3) Die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof gemäß 
Art. 139, 139a, 140 oder 140a B-VG, die Zeit eines 
Vorabentscheidungsverfahrens vor dem Gerichtshof der Europäischen Union oder 
die Zeit, die dem Asylgerichtshof gemäß § 74 Abs. 2 für die notwendigen 
Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens eingeräumt worden ist, ist in die 
Entscheidungsfrist nach Abs. 2 nicht einzurechnen.

 

(4) Grundsatzentscheidungen sind für alle Fälle verbindlich, in denen die mit 
ihnen beantwortete Rechtsfrage zu lösen ist.

 

(5) Die Rechtssätze von Grundsatzentscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes sind durch den Bundeskanzler unverzüglich 
kundzumachen.

 

Kosten  

§ 77. Die in diesem Verfahren erwachsenen Kosten sind Kosten des 
Verfahrens vor dem Asylgerichtshof. 

 

Ergänzende Bestimmungen  

§ 78. Soweit sich aus den §§ 71 bis 77 nicht anderes ergibt, gelten die §§ 23, 
24 Abs. 1, 25, 29, 31, 32, 36 Abs. 8, 38b, 40, 41 Abs. 1, 43 und 62 Abs. 1 
sinngemäß. 
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III. ABSCHNITT III. ABSCHNITT
Schlußbestimmungen Schlussbestimmungen 

Sprachliche Gleichbehandlung Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 79. … § 71. … 

Vollziehung Vollziehung 
§ 80. ... § 72. ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 81. (1) bis (10)… § 73. (1) bis (10)…
 (11) In der Fassung des Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 

treten in Kraft: 
  1. § 64 in der Fassung der Z 104, § 65 Abs. 1 in der Fassung der Z 106 und 

§ 65 Abs. 3 Z 3 mit 1. April 2012;
  2. die neue Absatzbezeichnung des § 15 Abs. 3 mit 1. Juli 2012; 

  3. § 3 Abs. 1, § 10 Abs. 2 Z 1, die Absatzbezeichnungen der Abs. 2 bis 4 
neu des § 11, § 12 Abs. 1 und 4, § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 4 in der Fassung 
der Z 16, die Überschrift zum 1. Unterabschnitt des II. Abschnittes, § 21, 
§ 22, § 23 Abs. 1, § 24 Abs. 1 bis 3, § 25, § 25a samt Überschrift, § 26 
samt Überschrift, § 28 samt Überschrift, § 29, § 30, § 30a samt 
Überschrift, § 30b samt Überschrift, § 30c samt Überschrift, § 31, § 33 
samt Überschrift, § 34 Abs. 1 und 2, § 35, § 36, § 37, § 38 samt 
Überschrift, § 38a Abs. 1, 3 und 4, § 38b Abs. 1, § 39 Abs. 1 und 2, § 40 
Abs. 4 bis 4c, § 41 samt Überschrift, § 42, § 42a, § 44, § 45 Abs. 1 Z 5, 
§ 46 Abs. 2 bis 4, § 47 Abs. 2 bis 5, § 48 Abs. 1 bis 3, § 49 Abs. 2, 5 und 
6, § 50, § 51, § 52 Abs. 1, § 53, § 54 Abs. 2, § 55 neu, § 56, § 58 Abs. 2, 
§ 59 Abs. 2 bis 4, § 61 Abs. 1 und 4, § 62, die Überschrift zum 
2. Unterabschnitt des II. Abschnittes, § 64 in der Fassung der Z 105, § 65 
Abs. 1 in der Fassung der Z 107, § 65 Abs. 2 und 3, § 67, § 70 neu und 
die Paragraphenbezeichnungen der §§ 71 bis 74 neu mit 1. Jänner 2014; 
gleichzeitig treten § 11 Abs. 2, § 27, § 33a samt Überschrift, § 48 Abs. 4, 
§ 55, § 63 samt Überschrift und der 3. Unterabschnitt des II. Abschnittes 
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samt Überschrift außer Kraft;
  4. die sonstigen Bestimmungen mit 1. Jänner 2013; gleichzeitig treten § 9 

Abs. 3 und § 15 Abs. 4 letzter Satz außer Kraft.
 In den mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Verwaltungsgerichtshof 

anhängigen Beschwerdeverfahren ist § 33a in der Fassung des Art. 9 Z 6 der 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012 weiter 
anzuwenden. 

Artikel 4 
Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 

§ 1. (1) … § 1. (1) …
(2) Wird die Stelle eines Mitgliedes oder Ersatzmitgliedes des 

Verfassungsgerichtshofes voraussichtlich innerhalb der nächsten drei Monate frei 
oder ist ein solches Amt erledigt, so hat der Präsident dies dem Vorsitzenden 
jenes Organs mitzuteilen, das gemäß Art. 147 Abs. 2 B-VG den 
Ernennungsvorschlag zu erstatten hat. 

(2) Wird die Stelle eines Mitgliedes oder Ersatzmitgliedes des 
Verfassungsgerichtshofes voraussichtlich innerhalb der nächsten drei Monate frei 
oder ist ein solches Amt erledigt, so hat der Präsident dies dem Vorsitzenden 
jenes Organs mitzuteilen, das gemäß Art. 147 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes – B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, den Ernennungsvorschlag zu 
erstatten hat. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
§ 3. (1) ... § 3. (1) ... 
(2) Im Falle seiner Verhinderung hat ihn der Vizepräsident zu vertreten. (2) Im Fall seiner Verhinderung hat ihn der Vizepräsident zu vertreten.
(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Der Präsident kann dem Vizepräsidenten auch, abgesehen vom Falle des 

Abs. 2, den Vorsitz bei Verhandlungen und Beratungen übertragen. …
(5) Der Präsident kann dem Vizepräsidenten auch, abgesehen vom Fall des 

Abs. 2, den Vorsitz bei Verhandlungen und Beratungen übertragen. …
§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
(4) Außer den Entschädigungen erhalten die Mitglieder des 

Verfassungsgerichtshofes Sonderzahlungen in sinngemäßer Anwendung der 
Bestimmungen der §§ 3 Abs. 3 und 7 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. 
Nr. 54.

(4) Außer den Entschädigungen erhalten die Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes Sonderzahlungen in sinngemäßer Anwendung der 
Bestimmungen der §§ 3 Abs. 3 und 7 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. 
Nr. 54/1956. 

(5) Dem Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes gebührt ein Dienstwagen, 
der mit seinem Einverständnis auch dem Vizepräsidenten und den übrigen 

(5) Dem Präsidenten gebührt ein Dienstwagen, der mit seinem 
Einverständnis auch dem Vizepräsidenten und den übrigen Mitgliedern des 
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Mitgliedern des Verfassungsgerichtshofes für Dienstfahrten zur Verfügung zu 
stellen ist. § 9 Abs. 2 Bundesbezügegesetz, BGBl. I Nr. 64/1997 gilt.

Verfassungsgerichtshofes für Dienstfahrten zur Verfügung zu stellen ist. § 9 
Abs. 2 des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, gilt.

(6) Außer den Bezügen ist der Präsident des Verfassungsgerichtshofes einem 
Bundesminister, der Vizepräsident einem Staatssekretär, der mit der Besorgung 
bestimmter Aufgaben betraut ist, gleichgestellt.

(6) Außer den Bezügen ist der Präsident einem Bundesminister, der 
Vizepräsident einem Staatssekretär, der mit der Besorgung bestimmter Aufgaben 
betraut ist, gleichgestellt.

§ 5b. (1) … § 5b. (1) … 
(2) …. § 5 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, ist mit den 

Maßgaben anzuwenden, dass 
 1. anstelle der Versetzung in den Ruhestand die Amtsenthebung vor dem 

vollendeten 65. Lebensjahr nach § 10 Abs. 1 lit. a oder d dieses 
Bundesgesetzes zu treten hat und 

 2. die Ruhegenussbemessungsgrundlage von 80% für jeden Monat, der 
zwischen dem Zeitpunkt der Amtsenthebung und dem Ablauf des 
Monats liegt, in dem das Mitglied sein 65. Lebensjahr vollendet haben 
wird, um 0,28 Prozentpunkte zu kürzen ist. 

... Auf das nach Z 1 und 2 jeweils in Betracht kommende Lebensjahr ist § 236c 
Abs. 1 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, anzuwenden. ... 

(2) …. § 5 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340/1965, ist mit 
den Maßgaben anzuwenden, dass 
 1. anstelle der Versetzung in den Ruhestand die Amtsenthebung vor dem 

vollendeten 65. Lebensjahr nach § 10 Abs. 1 lit. a oder d dieses 
Bundesgesetzes zu treten hat und 

 2. die Ruhegenussbemessungsgrundlage von 80% für jeden Monat, der 
zwischen dem Zeitpunkt der Amtsenthebung und dem Ablauf des 
Monats liegt, in dem das Mitglied sein 65. Lebensjahr vollendet haben 
wird, um 0,28 Prozentpunkte zu kürzen ist. 

... Auf das nach Z 1 und 2 jeweils in Betracht kommende Lebensjahr ist § 236c 
Abs. 1 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333/1979, 
anzuwenden. … 

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
§ 5c. (1) Jenen Mitgliedern, die die Funktion des Präsidenten, des 

Vizepräsidenten oder eines ständigen Referenten ausgeübt haben, gebühren zu 
dem Ruhebezug Zulagen. Die Zulage beträgt für jedes volle Jahr, in dem eine 
dieser Funktionen ausgeübt wurde, 8 v. H. des Differenzbetrages zwischen der 
Geldentschädigung nach § 4 Abs. 1 Z 1 und 2 und der Geldentschädigung nach 
§ 4 Abs. 1 Z 3, höchstens jedoch 80 v. H. des der höchsten innegehabten Funktion 
entsprechenden Differenzbetrages. Für die höhere Funktion nicht zur Auswirkung 
gelangende Zeiten sind dabei der Dauer der nächst niedrigeren innegehabten 
Funktion zuzurechnen. Im Falle einer Kürzung der 
Ruhegenußbemessungsgrundlage nach § 5b Abs. 2 letzter Satz ist das im 2. Satz 
festgelegte Höchstausmaß der Zulage entsprechend zu kürzen.

§ 5c. (1) Jenen Mitgliedern, die die Funktion des Präsidenten, des 
Vizepräsidenten oder eines ständigen Referenten ausgeübt haben, gebühren zu 
dem Ruhebezug Zulagen. Die Zulage beträgt für jedes volle Jahr, in dem eine 
dieser Funktionen ausgeübt wurde, 8 vH des Differenzbetrages zwischen der 
Geldentschädigung nach § 4 Abs. 1 Z 1 und 2 und der Geldentschädigung nach 
§ 4 Abs. 1 Z 3, höchstens jedoch 80 vH des der höchsten innegehabten Funktion 
entsprechenden Differenzbetrages. Für die höhere Funktion nicht zur Auswirkung 
gelangende Zeiten sind dabei der Dauer der nächst niedrigeren innegehabten 
Funktion zuzurechnen. Im Fall einer Kürzung der 
Ruhegenussbemessungsgrundlage nach § 5b Abs. 2 letzter Satz ist das im zweiten 
Satz festgelegte Höchstausmaß der Zulage entsprechend zu kürzen.

(2) … (2) … 
§ 5e. Das Mitglied kann auf die Anwartschaft auf Ruhebezug nach § 5b, auf § 5e. Das Mitglied kann auf die Anwartschaft auf Ruhebezug nach § 5b, auf 
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die Anwartschaft auf Zulage nach § 5c oder auf beide Anwartschaften verzichten.
Soweit ein solcher Verzicht nicht ausgesprochen wurde, hat das Mitglied 22,79% 
der jeweils gebührenden Geldentschädigung oder im Falle des Teilverzichtes von 
dem entsprechenden Teil der Geldentschädigung sowie von den Sonderzahlungen 
im Abzugswege zu entrichten. ... 

die Anwartschaft auf Zulage nach § 5c oder auf beide Anwartschaften verzichten. 
Soweit ein solcher Verzicht nicht ausgesprochen wurde, hat das Mitglied 22,79% 
der jeweils gebührenden Geldentschädigung oder im Fall des Teilverzichtes von 
dem entsprechenden Teil der Geldentschädigung sowie von den Sonderzahlungen 
im Abzugsweg zu entrichten. ...

§ 6. (1) ... § 6. (1) ... 
(2) Im Falle der Verhinderung eines Mitgliedes ist ein Ersatzmitglied zu 

laden. Dabei ist tunlichst darauf Rücksicht zu nehmen, ob das verhinderte 
Mitglied auf Vorschlag der Bundesregierung, auf Vorschlag des Nationalrates 
oder auf Vorschlag des Bundesrates ernannt worden ist. Das gleiche gilt, falls die 
Stelle eines Mitgliedes frei geworden ist, bis zu ihrer Besetzung.

(2) Im Fall der Verhinderung eines Mitgliedes ist ein Ersatzmitglied zu 
laden. Dabei ist tunlichst darauf Rücksicht zu nehmen, ob das verhinderte 
Mitglied auf Vorschlag der Bundesregierung, auf Vorschlag des Nationalrates 
oder auf Vorschlag des Bundesrates ernannt worden ist. Das Gleiche gilt, falls die 
Stelle eines Mitgliedes frei geworden ist, bis zu ihrer Besetzung.

§ 10. (1) Ein Mitglied oder Ersatzmitglied ist durch Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes vom Amt zu entheben:

§ 10. (1) Ein Mitglied oder Ersatzmitglied ist durch Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes vom Amt zu entheben:

 a) wenn ein Umstand eintritt, der nach Art. 147 Abs. 4 des Bundes-
Verfassungsgesetzes ausschließt, daß das Mitglied (Ersatzmitglied) dem 
Verfassungsgerichtshof weiter angehöre,

 a) wenn ein Umstand eintritt, der nach Art. 147 Abs. 4 B-VG ausschließt, 
dass das Mitglied (Ersatzmitglied) dem Verfassungsgerichtshof weiter 
angehöre,

 b) wenn die Voraussetzungen des Art. 147 Abs. 7 des Bundes-
Verfassungsgesetzes gegeben sind,

 b) wenn die Voraussetzungen des Art. 147 Abs. 7 B-VG gegeben sind, 

 c) wenn sich das Mitglied (Ersatzmitglied) durch sein Verhalten in oder 
außer dem Amte der Achtung und des Vertrauens, die sein Amt erfordert, 
unwürdig gezeigt oder die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit 
gröblich verletzt hat, oder 

 c) wenn sich das Mitglied (Ersatzmitglied) durch sein Verhalten im Amt 
oder außerhalb des Amtes der Achtung und des Vertrauens, die sein Amt 
erfordert, unwürdig gezeigt oder die Verpflichtung zur 
Amtsverschwiegenheit gröblich verletzt hat, oder

 d) … d) … 
(2) … (2) … 
(3) Auf das Verfahren im Falle des Abs. 1 lit. d finden die Bestimmungen 

des § 52 Abs. 2 und des § 53 des erwähnten Richterdisziplinargesetzes sinngemäß 
Anwendung.

(3) Auf das Verfahren im Fall des Abs. 1 lit. d finden die Bestimmungen des 
§ 52 Abs. 2 und des § 53 des erwähnten Richterdisziplinargesetzes sinngemäß 
Anwendung. 

(4) Ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nach Abs. 1 kann nur mit 
einer Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der Mitglieder beschlossen werden 
und hat auf Enthebung des Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) vom Amte zu lauten. Im 
Falle des Abs. 1 lit. b hat sich der Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung zu 
beschränken, daß das Mitglied (Ersatzmitglied) drei aufeinanderfolgenden 

(4) Ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nach Abs. 1 kann nur mit 
einer Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der Mitglieder beschlossen werden 
und hat auf Enthebung des Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) vom Amt zu lauten. Im 
Fall des Abs. 1 lit. b hat sich der Verfassungsgerichtshof auf die Feststellung zu 
beschränken, dass das Mitglied (Ersatzmitglied) drei aufeinanderfolgenden 

420M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - V
erw

altungsgerichtsbarkeits-A
usführungsgesetz 2012- T

extgegenüberstellung
37 von 116

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  38 von 116 
 

 

 

 

Einladungen zu einer Verhandlung des Verfassungsgerichtshofes ohne genügende 
Entschuldigung keine Folge geleistet hat; diese Feststellung steht einem 
Erkenntnis auf Enthebung vom Amte gleich.

Einladungen zu einer Verhandlung des Verfassungsgerichtshofes ohne genügende 
Entschuldigung keine Folge geleistet hat; diese Feststellung steht einem 
Erkenntnis auf Enthebung vom Amt gleich.

§ 12. (1) … § 12. (1) …
(2) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Verfassungsgerichtshofes ist von der 

Ausübung seines Amtes ausgeschlossen:
(2) Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Verfassungsgerichtshofes sind von der 

Ausübung ihres Amtes ausgeschlossen:
 a) in den Fällen, in denen ein Richter nach den in diesem Gesetze 

bezogenen Prozeßgesetzen ausgeschlossen wäre; 
 1. in den Fällen, in denen ein Richter gemäß § 20 der Jurisdiktionsnorm, 

RGBl. Nr. 111/1895, oder nach den in diesem Gesetz verwiesenen 
Prozessgesetzen ausgeschlossen wäre;

 b) wenn es in der dem Verfassungsgerichtshofe vorliegenden Angelegenheit 
an der Erlassung eines Bescheides im Verwaltungsverfahren mitgewirkt 
hat.

 2. wenn sie in einem dem Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof 
vorangegangenen Gerichts- oder Verwaltungsverfahren mitgewirkt 
haben.

(3) und (4) … (3) und (4) …
§ 15. (1) … § 15. (1) …
(2) Der Antrag hat zu enthalten die Bezugnahme auf den Artikel des 

Bundes-Verfassungsgesetzes, auf Grund dessen der Verfassungsgerichtshof 
angerufen wird, die Darstellung des Sachverhaltes, aus dem der Antrag 
hergeleitet wird, und ein bestimmtes Begehren.

(2) Der Antrag hat zu enthalten die Bezugnahme auf den Artikel B-VG, auf 
Grund dessen der Verfassungsgerichtshof angerufen wird, die Darstellung des 
Sachverhaltes, aus dem der Antrag hergeleitet wird, und ein bestimmtes 
Begehren. 

§ 17. (1) … § 17. (1) …
(2) Klagen nach § 37, Anträge nach den §§ 46, 48, 50, 57, 62 und 66 sowie 

Beschwerden sind, wenn sie nicht unter die Bestimmung des § 24 Abs. 2 fallen, 
durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt einzubringen. 

(2) Klagen nach § 37, Anträge nach den §§ 46, 48, 50, 57, 62 und 66 sowie 
Beschwerden sind, wenn sie nicht unter die Bestimmung des § 24 Abs. 2 fallen, 
durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und einzubringen 
(Anwaltspflicht). 

(3) Anträge eines Drittels der Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates 
oder eines Landtages gemäß Art. 140 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
müssen nicht durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt eingebracht werden.

(3) Anträge eines Drittels der Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates 
oder eines Landtages gemäß Art. 140 Abs. 1 Z 2 und 3 B-VG müssen nicht durch 
einen bevollmächtigten Rechtsanwalt eingebracht werden.

(4) … (4) … 
§ 17a. Für Anträge gemäß § 15 Abs. 1 einschließlich der Beilagen ist nach 

Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten:
§ 17a. Für Anträge gemäß § 15 Abs. 1 einschließlich der Beilagen ist nach 

Maßgabe der folgenden Bestimmungen eine Eingabengebühr zu entrichten:
 1. Die Gebühr beträgt 220 Euro. Der Bundeskanzler und der 

Bundesminister für Finanzen sind ermächtigt, die Eingabengebühr im 
 1. Die Gebühr beträgt 240 Euro. Der Bundeskanzler und der 

Bundesminister für Finanzen sind ermächtigt, die Eingabengebühr im 
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Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates durch 
Verordnung neu festzusetzen, sobald und soweit sich der von der 
Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte Verbraucherpreisindex 
2005 oder ein an dessen Stelle tretender Index gegenüber der für Jänner 
2008 verlautbarten und in der Folge gegenüber der der letzten 
Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 10% geändert hat. 
Der neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten Betrag im 
Verhältnis der Veränderung der für Jänner 2008 verlautbarten Indexzahl 
zu der für die Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu berechnen, 
jedoch auf ganze zehn Euro auf- oder abzurunden. 

 

Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates durch 
Verordnung neu festzusetzen, sobald und soweit sich der von der 
Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarte 
Verbraucherpreisindex 2010 oder ein an dessen Stelle tretender Index 
gegenüber der für Jänner 2013 verlautbarten und in der Folge gegenüber 
der der letzten Festsetzung zugrunde gelegten Indexzahl um mehr als 
10% geändert hat. Der neue Betrag ist aus dem im ersten Satz genannten 
Betrag im Verhältnis der Veränderung der für Jänner 2013 verlautbarten 
Indexzahl zu der für die Neufestsetzung maßgebenden Indexzahl zu 
berechnen, jedoch auf ganze zehn Euro kaufmännisch auf- oder 
abzurunden. 

 2. bis 5. … 2. bis 5. …
 6. Im Übrigen gelten für die Gebühr die Bestimmungen des 

Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267, über Eingaben mit Ausnahme 
des § 11 Z 1 und des § 14 sowie die §§ 74, 203 und 241 Abs. 2 und 3 der 
Bundesabgabenordnung 1961, BGBl. Nr. 194.

 6. Im Übrigen gelten für die Gebühr die Bestimmungen des 
Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267/1957, über Eingaben mit 
Ausnahme des § 11 Z 1 und des § 14 sowie die §§ 74, 203 und 241 
Abs. 2 und 3 der Bundesabgabenordnung 1961, BGBl. Nr. 194/1961. 

§ 19. (1) bis (2) … § 19. (1) bis (2) …
(3) Ohne weiteres Verfahren und ohne vorangegangene Verhandlung können 

in nichtöffentlicher Sitzung auf Antrag des Referenten beschlossen werden: 
(3) Ohne weiteres Verfahren und ohne vorangegangene Verhandlung können 

in nichtöffentlicher Sitzung auf Antrag des Referenten beschlossen werden: 
 1. Die Ablehnung der Behandlung einer Beschwerde nach Art. 144 Abs. 2 

und Art. 144a Abs. 2 B-VG. 
 1. die Ablehnung der Behandlung einer Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 2 

B-VG;
 2. Die Zurückweisung eines Antrages wegen 2. die Zurückweisung eines Antrages wegen
 a) bis d) …  a) bis d) … 
 e) Mangels der Legitimation. e) Mangels der Legitimation;
 3. Die Einstellung des Verfahrens wegen Zurücknahme des Antrages oder 

wegen Klaglosstellung (§ 86).
 3. die Einstellung des Verfahrens wegen Zurücknahme des Antrages oder 

wegen Klaglosstellung (§ 86).
(4) Der Verfassungsgerichtshof kann von einer mündlichen Verhandlung 

absehen, wenn die Schriftsätze der Parteien des verfassungsgerichtlichen 
Verfahrens und die dem Verfassungsgerichtshof vorgelegten Akten erkennen 
lassen, daß die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht 
erwarten läßt. Ohne mündliche Verhandlung können ferner in nichtöffentlicher 
Sitzung auf Antrag des Referenten beschlossen werden:

(4) Der Verfassungsgerichtshof kann von einer mündlichen Verhandlung 
absehen, wenn die Schriftsätze der Parteien des verfassungsgerichtlichen 
Verfahrens und die dem Verfassungsgerichtshof vorgelegten Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht 
erwarten lässt. Ohne mündliche Verhandlung können ferner in nichtöffentlicher 
Sitzung auf Antrag des Referenten beschlossen werden: 
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 1. Die Abweisung einer Beschwerde, wenn ein verfassungsgesetzlich 
gewährleistetes Recht offenkundig nicht verletzt worden ist;

 1. die Abweisung einer Beschwerde, wenn ein verfassungsgesetzlich 
gewährleistetes Recht offenkundig nicht verletzt worden ist;

 2. und 3. … 2.  und 3. …
(5) Ferner ist durch einen in nichtöffentlicher Sitzung zu fassenden Beschluß 

– abgesehen von den Fällen, die in diesem Gesetz und in den im § 35 Abs. 1 
bezeichneten Gesetzen vorgesehen sind – zu entscheiden, über Anträge auf 
Vollstreckung der Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes gemäß Art. 146 
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes und über Anträge auf Kostenbestimmung 
im Fall einer Einstellung des Verfahrens.

(5) Ferner ist durch einen in nichtöffentlicher Sitzung zu fassenden 
Beschluss – abgesehen von den Fällen, die in diesem und dem in § 35 Abs. 1 
bezeichneten Gesetz vorgesehen sind – zu entscheiden, über Anträge auf 
Vollstreckung der Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes gemäß Art. 146 
Abs. 2 B-VG und über Anträge auf Kostenbestimmung im Fall einer Einstellung 
des Verfahrens.

§ 19a. (1) Beschlüsse des Verfassungsgerichtshofes, dem Gerichtshof der 
Europäischen Union eine Frage zur Vorabentscheidung nach Art. 267 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorzulegen, sind den 
Parteien zuzustellen. Hat der Verfassungsgerichtshof einen solchen Beschluss 
gefasst, so darf er bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche 
Handlungen vornehmen und nur solche Entscheidungen und Verfügungen treffen, 
die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

§ 19a. (1) Beschlüsse des Verfassungsgerichtshofes, dem Gerichtshof der 
Europäischen Union eine Frage zur Vorabentscheidung nach Art. 267 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorzulegen, sind den 
Parteien zuzustellen. Hat der Verfassungsgerichtshof einen solchen Beschluss 
gefasst, so darf er bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche 
Handlungen vornehmen und nur solche Anordnungen und Entscheidungen 
treffen, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können oder 
die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

§ 20. (1) Erledigungen bloß prozeßleitender Natur im Vorverfahren sowie 
Verfügungen, die lediglich zur Vorbereitung der Verhandlung dienen, werden 
vom Referenten ohne Einholung eines Gerichtsbeschlusses getroffen.

§ 20. (1) Verfahrensleitende Anordnungen im Vorverfahren und 
verfahrensleitende Anordnungen, die nur zur Vorbereitung der Entscheidung 
dienen, trifft der Referent ohne Gerichtsbeschluss.

(2) Insbesondere kann der Referent zur Vorbereitung der Verhandlung die 
Vernehmung von Beteiligten, Zeugen, Sachverständigen und Auskunftspersonen, 
die Vornahme eines Augenscheines, die Herbeischaffung von Urkunden oder 
Amtsakten verfügen sowie Auskünfte von Behörden einholen. ...

(2) Insbesondere kann der Referent zur Vorbereitung der Verhandlung die 
Vernehmung von Beteiligten, Zeugen, Sachverständigen und Auskunftspersonen, 
die Vornahme eines Augenscheines, die Herbeischaffung von Urkunden oder 
Amtsakten anordnen sowie Auskünfte von Behörden einholen. …

(3) bis (6) … (3) bis (6) …
§ 28. (1) … § 28. (1) …
(2) Gegen Personen, die die Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes offenbar 

mutwillig in Anspruch nehmen oder in der Absicht einer Verschleppung der 
Angelegenheit unrichtige Angaben machen, kann der Verfassungsgerichtshof 
eine Mutwillensstrafe bis 109 Euro und im Falle der Uneinbringlichkeit Haft bis 
zu drei Tagen verhängen. 

(2) Gegen Personen, die die Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes offenbar 
mutwillig in Anspruch nehmen oder in der Absicht einer Verschleppung der 
Angelegenheit unrichtige Angaben machen, kann der Verfassungsgerichtshof 
eine Mutwillensstrafe bis 109 Euro und im Fall der Uneinbringlichkeit Haft bis zu 
drei Tagen verhängen.

(3) Die Ordnungs- und Mutwillensstrafen fließen dem Bunde zu. (3) Die Ordnungs- und Mutwillensstrafen fließen dem Bund zu.

420M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - V
erw

altungsgerichtsbarkeits-A
usführungsgesetz 2012- T

extgegenüberstellung
40 von 116

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  41 von 116 
 

 

 

 

(4) Die Exekution der Beschlüsse des Vorsitzenden nach Abs. 1 oder des 
Verfassungsgerichtshofes nach Abs. 1 oder 2 wird von den ordentlichen 
Gerichten durchgeführt. Der Beschluss bildet den Exekutionstitel.

(4) Zur Exekution der Beschlüsse des Vorsitzenden gemäß Abs. 1 oder des 
Verfassungsgerichtshofes gemäß Abs. 1 oder 2 sind die ordentlichen Gerichte 
berufen. 

§ 33. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung einer 
Frist kann nur in den Fällen der Art. 144 und 144a B-VG stattfinden. Über einen 
solchen Antrag entscheidet der Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher 
Sitzung.

§ 33. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung einer 
Frist kann nur in den Fällen des Art. 144 B-VG stattfinden. Über einen solchen 
Antrag entscheidet der Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher Sitzung. 

§ 34. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens kann nur in den Fällen der 
Art. 137, 143, 144 und 144a B-VG stattfinden. Über ihre Zulässigkeit entscheidet 
der Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher Sitzung.

§ 34. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens kann nur in den Fällen der 
Art. 137, 143 und 144 B-VG stattfinden. Über ihre Zulässigkeit entscheidet der 
Verfassungsgerichtshof in nichtöffentlicher Sitzung.

§ 35. (1) Soweit dieses Gesetz keine anderen Bestimmungen enthält, sind die 
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung und des Einführungsgesetzes zur 
Zivilprozeßordnung sinngemäß anzuwenden.

§ 35. (1) Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, ist auf das 
Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof die Zivilprozessordnung – ZPO, 
RGBl. Nr. 113/1895, anzuwenden.

(2) Insbesondere finden die Bestimmungen dieser Gesetze auch auf die 
Berechnung von Fristen Anwendung; die Tage des Postenlaufes werden in die 
Fristen nicht eingerechnet. 

(2) Insbesondere finden die Bestimmungen dieses Gesetzes auch auf die 
Berechnung von Fristen Anwendung; die Tage des Postenlaufs werden in die 
Fristen nicht eingerechnet.

A. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit des 

Rechnungshofes oder einer dem Rechnungshof gleichartigen 
Einrichtung eines Landes regeln (Art. 126a und Art. 127c Z 1 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes)

A. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit des 

Rechnungshofes oder einer dem Rechnungshof gleichartigen 
Einrichtung eines Landes regeln (Art. 126a und Art. 127c Z 1 B-VG) 

§ 36c. (1) … § 36c. (1) …
(2) Hat sich die Meinungsverschiedenheit mit einem Rechtsträger ergeben, 

der nicht eine Gebietskörperschaft ist, so sind im Falle einer Unternehmung jene 
Gebietskörperschaften, die an dieser beteiligt sind, wenn es sich jedoch um einen 
anderen Rechtsträger handelt, jene Gebietskörperschaften, in deren 
Gebarungsbereich der betreffende Rechtsträger fällt, vom Verfassungsgerichtshof 
zu einer Äußerung aufzufordern und als mitbeteiligte Parteien dem Verfahren 
beizuziehen.

(2) Hat sich die Meinungsverschiedenheit mit einem Rechtsträger ergeben, 
der nicht eine Gebietskörperschaft ist, so sind im Fall einer Unternehmung jene 
Gebietskörperschaften, die an dieser beteiligt sind, wenn es sich jedoch um einen 
anderen Rechtsträger handelt, jene Gebietskörperschaften, in deren 
Gebarungsbereich der betreffende Rechtsträger fällt, vom Verfassungsgerichtshof 
zu einer Äußerung aufzufordern und als mitbeteiligte Parteien dem Verfahren 
beizuziehen. 
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B. Bei vermögensrechtlichen Ansprüchen gegen den Bund, die 
Länder, die Gemeinden und die Gemeindeverbände, die weder im 
ordentlichen Rechtsweg auszutragen noch durch Bescheid einer 

Verwaltungsbehörde zu erledigen sind (Art. 137 des Bundes-
Verfassungsgesetzes)

B. Bei vermögensrechtlichen Ansprüchen gegen den Bund, die 
Länder, die Gemeinden und die Gemeindeverbände, die weder im 
ordentlichen Rechtsweg auszutragen noch durch Bescheid einer 

Verwaltungsbehörde zu erledigen sind (Art. 137 B-VG) 

C. Bei Entscheidungen in Kompetenzfragen (Art. 138 des Bundes-
Verfassungsgesetzes)

C. Bei Entscheidungen in Kompetenzfragen (Art. 138 B-VG) 

a) In den Fällen des Art. 138 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
(Kompetenzkonflikte) 

a) In den Fällen des Art. 138 Abs. 1 B-VG (Kompetenzkonflikte) 

§ 43. (1) Ist ein Kompetenzkonflikt dadurch entstanden, dass 
 1. der Verwaltungsgerichtshof oder der Asylgerichtshof und ein 

ordentliches Gericht, 
 2. der Verwaltungsgerichtshof und der Asylgerichtshof, oder 
 3. der Verfassungsgerichtshof selbst und ein anderes Gericht 
(Art. 138 Abs. 1 Z 2 B-VG) die Entscheidung derselben Sache in Anspruch 
genommen haben (bejahender Kompetenzkonflikt), so hat der 
Verfassungsgerichtshof nur dann ein Erkenntnis zu fällen, wenn von dem Gericht 
oder von einem der genannten Gerichtshöfe ein rechtskräftiger Spruch in der 
Hauptsache noch nicht gefällt ist. 

§ 43. (1) Ist ein Kompetenzkonflikt dadurch entstanden, dass ein 
ordentliches Gericht und ein Verwaltungsgericht, ein ordentliches Gericht und der 
Verwaltungsgerichtshof oder der Verfassungsgerichtshof selbst und ein anderes 
Gericht (Art. 138 Abs. 1 Z 2 B-VG) die Entscheidung derselben Sache in 
Anspruch genommen haben (bejahender Kompetenzkonflikt), so hat der 
Verfassungsgerichtshof nur dann ein Erkenntnis zu fällen, wenn von einem der 
genannten Gerichte ein rechtskräftiger Spruch in der Hauptsache noch nicht 
gefällt ist. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
§ 44. Während der Unterbrechung kann die Aufschiebung einer bewilligten 

Exekution, die Exekution zur Sicherstellung, eine einstweilige Verfügung oder 
deren Aufschiebung von dem zuständigen Gerichte nach Maßgabe der 
Bestimmungen der Exekutionsordnung bewilligt werden. 

§ 44. Während der Unterbrechung kann die Aufschiebung einer bewilligten 
Exekution, die Exekution zur Sicherstellung, eine einstweilige Verfügung oder 
deren Aufschiebung von dem zuständigen Gerichte nach Maßgabe der 
Bestimmungen der Exekutionsordnung – EO, RGBl. Nr. 79/1896,bewilligt 
werden. 

§ 46. (1) Der Antrag auf Entscheidung eines Kompetenzkonfliktes, der 
dadurch entstanden ist, dass in derselben Sache 

§ 46. (1) Der Antrag auf Entscheidung eines Kompetenzkonfliktes, der 
dadurch entstanden ist, dass in derselben Sache 

 1. ein Gericht und eine Verwaltungsbehörde,  1. ein Gericht und eine Verwaltungsbehörde (Art. 138 Abs. 1 Z 1 B-VG) 
oder 
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 2. der Verwaltungsgerichtshof oder der Asylgerichtshof und ein 
ordentliches Gericht, 

 3. der Verwaltungsgerichtshof und der Asylgerichtshof, oder 
 4. der Verfassungsgerichtshof selbst und ein anderes Gericht

 2. ein ordentliches Gericht und ein Verwaltungsgericht, ein ordentliches 
Gericht und der Verwaltungsgerichtshof oder der Verfassungsgerichtshof 
selbst und ein anderes Gericht (Art. 138 Abs. 1 Z 2 B-VG) 

(Art. 138 Abs. 1 Z 1 und 2 B-VG) die Zuständigkeit abgelehnt haben 
(verneinender Kompetenzkonflikt), kann nur von der beteiligten Partei gestellt 
werden.

die Zuständigkeit abgelehnt haben (verneinender Kompetenzkonflikt), kann nur 
von der beteiligten Partei gestellt werden. 

(2) … (2) … 
b) In den Fällen des Art. 138 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes b) In den Fällen des Art. 138 Abs. 2 B-VG 
§ 53. Der Antrag im Sinne des Art. 138 Abs. 2 des Bundes-

Verfassungsgesetzes hat die Feststellung zu begehren, ob eine Angelegenheit 
nach Gesetzgebung oder Vollziehung in die Zuständigkeit des Bundes oder der 
Länder fällt.

§ 53. Der Antrag im Sinne des Art. 138 Abs. 2 B-VG hat die Feststellung zu 
begehren, ob eine Angelegenheit nach Gesetzgebung oder Vollziehung in die 
Zuständigkeit des Bundes oder der Länder fällt. 

§ 56. (1) und (2) … § 56. (1) und (2)…
(3) Zugleich mit der Anberaumung der Verhandlung werden die 

nichtantragstellenden Regierungen aufgefordert, eine schriftliche Äußerung über 
den Gegenstand dem Verfassungsgerichtshofe so rechtzeitig vorzulegen, daß 
diese Äußerung spätestens eine Woche vor der Verhandlung dem Gerichtshof 
vorliegt.

(3) Zugleich mit der Anberaumung der Verhandlung werden die 
nichtantragstellenden Regierungen aufgefordert, eine schriftliche Äußerung über 
den Gegenstand dem Verfassungsgerichtshof so rechtzeitig vorzulegen, dass diese 
Äußerung spätestens eine Woche vor der Verhandlung dem Gerichtshof vorliegt. 

(4) Der Verfassungsgerichtshof faßt seine Feststellung in einem Rechtssatz 
zusammen. Der Rechtssatz ist vom Bundeskanzler unverzüglich im 
Bundesgesetzblatte kundzumachen. 

(4) Der Verfassungsgerichtshof fasst seine Feststellung in einem Rechtssatz 
zusammen. Der Rechtssatz ist vom Bundeskanzler unverzüglich im 
Bundesgesetzblatt kundzumachen.

D. Bei einem Antrag auf Feststellung des Vorliegens und der 
Erfüllung von Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern oder der 

Länder untereinander (Art. 138a des Bundes-Verfassungsgesetzes)

D. Bei einem Antrag auf Feststellung des Vorliegens und der 
Erfüllung von Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern oder der 

Länder untereinander (Art. 138a B-VG)
§ 56a. (1) Der Antrag im Sinne des Art. 138a Abs. 1 des Bundes-

Verfassungsgesetzes hat die Feststellung zu begehren, daß
§ 56a. (1) Der Antrag im Sinne des Art. 138a Abs. 1 B-VG hat die 

Feststellung zu begehren, dass
(2) … (2) … 
(3) Der Antrag ist im einzelnen zu begründen. (3) Der Antrag ist im Einzelnen zu begründen.
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E. Bei Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Verordnungen (Art. 139 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes)

E. Bei Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Verordnungen (Art. 139 B-
VG)

§ 57. (1) … Der Antrag hat die gegen die Gesetzmäßigkeit der Verordnung 
sprechenden Bedenken im einzelnen darzulegen. Wird ein solcher Antrag von 
einer Person gestellt, die unmittelbar durch die Gesetzwidrigkeit der Verordnung 
in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, so ist auch darzutun, inwieweit die 
Verordnung ohne Fällung einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung 
eines Bescheides für sie wirksam geworden ist. 

§ 57. (1) … Der Antrag hat die gegen die Gesetzmäßigkeit der Verordnung 
sprechenden Bedenken im Einzelnen darzulegen. Wird ein solcher Antrag von 
einer Person gestellt, die unmittelbar durch die Gesetzwidrigkeit der Verordnung 
in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet (Art. 139 Abs. 1 Z 3 B-VG), so ist 
auch darzutun, inwieweit die Verordnung ohne Fällung einer gerichtlichen 
Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für sie wirksam geworden 
ist.

(2) Von einem Gericht (einem unabhängigen Verwaltungssenat, dem 
Bundesvergabeamt) kann der Antrag auf Aufhebung einer Verordnung oder von 
bestimmten Stellen einer solchen nur dann gestellt werden, wenn die Verordnung 
vom Gericht (unabhängigen Verwaltungssenat, Bundesvergabeamt) in der 
anhängigen Rechtssache unmittelbar anzuwenden oder wenn die Gesetzmäßigkeit 
der Verordnung eine Vorfrage für die Entscheidung der beim Gericht 
(unabhängigen Verwaltungssenat, Bundesvergabeamt) anhängigen Rechtssache 
ist. 

 

(3) Hat ein Gericht (ein unabhängiger Verwaltungssenat, das 
Bundesvergabeamt) einen Antrag auf Aufhebung einer Verordnung oder von 
bestimmten Stellen einer solchen gestellt, so dürfen in dieser Sache bis zur 
Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur 
solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen und Verfügungen 
getroffen werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht 
beeinflusst werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und 
keinen Aufschub gestatten. 

(2) Hat ein Gericht (Art. 139 Abs. 1 Z 1 B-VG) einen Antrag auf Aufhebung 
einer Verordnung oder von bestimmten Stellen einer solchen gestellt, so dürfen in 
dem bei ihm anhängigen Verfahren bis zur Verkündung bzw. Zustellung des 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen 
vorgenommen oder Anordnungen und Entscheidungen getroffen werden, die 
durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden 
können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub 
gestatten. 

(4) Hat das Gericht (der unabhängige Verwaltungssenat, das 
Bundesvergabeamt) die Verordnung, deren Prüfung beantragt wurde, nicht mehr 
anzuwenden, so ist der Antrag unverzüglich zurückzuziehen.

(3) Hat das Gericht (Art. 139 Abs. 1 Z 1 B-VG) die Verordnung, deren 
Aufhebung beantragt wurde, nicht mehr anzuwenden, so ist der Antrag 
unverzüglich zurückzuziehen.

§ 58. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die Verhandlung an. Zu dieser 
sind der Antragsteller, die Verwaltungsbehörde, die die Verordnung erlassen hat, 
und die zuständige oberste Verwaltungsbehörde des Bundes oder des Landes, die 
zur Vertretung der angefochtenen Verordnung berufen ist, zu laden. Ist der 

§ 58. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die Verhandlung an. Zu dieser 
sind der Antragsteller, die Verwaltungsbehörde, die die Verordnung erlassen hat, 
und die zuständige oberste Verwaltungsbehörde des Bundes oder des Landes, die 
zur Vertretung der angefochtenen Verordnung berufen ist, zu laden. Ist der 
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Antrag von einem Gericht (einem unabhängigen Verwaltungssenat, dem 
Bundesvergabeamt) gestellt worden, so sind auch die an der Sache beteiligten 
Parteien zu laden.

Antrag von einem Gericht (Art. 139 Abs. 1 Z 1 B-VG) gestellt worden, so sind 
auch die Parteien des bei ihm anhängigen Verfahrens zu laden. 

(2) Die Verwaltungsbehörde, die die Verordnung erlassen hat, und die 
obersten Verwaltungsbehörden des Bundes oder des Landes, die zur Vertretung 
der angefochtenen Verordnung berufen sind, haben binnen zwei Wochen nach 
Empfang der Ladung eine schriftliche Äußerung über den Gegenstand zu 
erstatten.

(2) Die Verwaltungsbehörde, die die Verordnung erlassen hat, und die 
zuständige oberste Verwaltungsbehörde des Bundes oder des Landes haben 
binnen zwei Wochen nach Empfang der Ladung eine schriftliche Äußerung über 
den Gegenstand zu erstatten. 

§ 59. (1) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist tunlichst binnen 
einem Monat nach Einlangen des Antrages zu fällen. 

 

(2) Wird die Verordnung als gesetzwidrig erkannt, so hat das Erkenntnis 
auszusprechen, ob der ganze Inhalt der Verordnung oder ob bestimmte Stellen 
gesetzwidrig sind. 

§ 59. (1) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes hat auszusprechen, 
ob der ganze Inhalt der Verordnung oder bestimmte Stellen derselben als 
gesetzwidrig aufgehoben werden. 

§ 60. (1) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist dem Antragsteller 
unverzüglich zuzustellen. Wenn den Antrag ein Gericht (ein unabhängiger 
Verwaltungssenat, das Bundesvergabeamt) gestellt hatte, so ist das Verfahren von 
diesem sofort weiterzuführen. Bei der Entscheidung der anhängigen Rechtssache 
ist das Gericht (der unabhängige Verwaltungssenat, das Bundesvergabeamt) an 
die Rechtsanschauung gebunden, die der Verfassungsgerichtshof in dem 
Erkenntnis über die Gesetzmäßigkeit der Verordnung ausgesprochen hat. 

 

(2) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist auch der Behörde, die 
die Verordnung erlassen hatte, zuzustellen. Lautet es auf Aufhebung einer 
Verordnung, so muß in der nach Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
zu erlassenden Kundmachung zum Ausdruck gebracht werden, daß die 
Verordnung durch das genau zu bezeichnende Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist. 

(2) Das Erkenntnis ist auch der Verwaltungsbehörde, die die Verordnung 
erlassen hat, und der zuständigen obersten Verwaltungsbehörde des Bundes oder 
des Landes zuzustellen. Lautet es auf Aufhebung, so muss in der gemäß Art. 139 
Abs. 5 B-VG zu erlassenden Kundmachung zum Ausdruck gebracht werden, dass 
die Verordnung oder bestimmte Stellen derselben durch das genau zu 
bezeichnende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist 
bzw. sind. 
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§ 61. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Gesetzwidrigkeit einer Verordnung von Amts 
wegen (Art. 139 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes) zu erkennen hat.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 61. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Gesetzwidrigkeit einer Verordnung von Amts 
wegen (Art. 139 Abs. 1 B-VG) zu erkennen hat.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 61. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Gesetzwidrigkeit einer Verordnung von Amts 
wegen (Art. 139 Abs. 1 B-VG) zu erkennen hat. 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
§ 61. Die vorstehenden Bestimmungen dieses Abschnittes sind sinngemäß 

anzuwenden: 
 1. auf Anträge eines Gerichtes (Art. 139 Abs. 1 Z 1 B-VG), die die 

Entscheidung begehren, dass die angefochtene Verordnung oder 
bestimmte Stellen einer solchen gesetzwidrig waren (Art. 89 Abs. 3 B-
VG); 

 2. wenn der Verfassungsgerichtshof über die Gesetzwidrigkeit einer 
Verordnung oder von bestimmten Stellen einer solchen von Amts wegen 
zu erkennen hat (Art. 139 Abs. 1 Z 2 B-VG).

§ 61a. Wurde das Verordnungsprüfungsverfahren auf Antrag einer Person, 
die unmittelbar durch die Gesetzwidrigkeit der Verordnung in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet, eingeleitet, so sind ihr im Falle des Obsiegens die 
erwachsenen Prozeßkosten von dem Rechtsträger zu ersetzen, für den die 
Behörde bei Erlassung der Verordnung gehandelt hat.

§ 61a. Wurde das Verordnungsprüfungsverfahren auf Antrag einer Person, 
die unmittelbar durch die Gesetzwidrigkeit der Verordnung in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet (Art. 139 Abs. 1 Z 3 B-VG), eingeleitet, so sind ihr im 
Fall des Obsiegens die erwachsenen Prozesskosten von dem Rechtsträger zu 
ersetzen, für den die Behörde bei Erlassung der Verordnung gehandelt hat.

F. Bei Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Kundmachungen über die 
Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages) (Art. 139a des 

Bundes-Verfassungsgesetzes)

F. Bei Prüfung der Gesetzmäßigkeit von Kundmachungen über die 
Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staatsvertrages) (Art. 139a B-

VG)

G. Bei Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen (Art. 140 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes)

G. Bei Prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen (Art. 140 B-
VG)

§ 62. (1) … Der Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Gesetzes sprechenden Bedenken im einzelnen darzulegen. Wird ein solcher 
Antrag von einer Person gestellt, die unmittelbar durch die Verfassungswidrigkeit 
des Gesetzes in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet, so ist auch darzutun, 
inwieweit das Gesetz ohne Fällung einer gerichtlichen Entscheidung oder ohne 
Erlassung eines Bescheides für sie wirksam geworden ist.

§ 62. (1) … Der Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Gesetzes sprechenden Bedenken im Einzelnen darzulegen. Wird ein solcher 
Antrag von einer Person gestellt, die unmittelbar durch die Verfassungswidrigkeit 
des Gesetzes in ihren Rechten verletzt zu sein behauptet (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. c 
B-VG), so ist auch darzutun, inwieweit das Gesetz ohne Fällung einer 
gerichtlichen Entscheidung oder ohne Erlassung eines Bescheides für sie wirksam 
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geworden ist. 
(2) Anträge gemäß Abs. 1, die von einem Drittel der Mitglieder des 

Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages eingebracht werden und 
nicht die Unterschrift eines bevollmächtigten Rechtsanwaltes tragen, sind von 
allen Antragstellern zu unterfertigen. ... 

(2) Anträge gemäß Abs. 1, die von einem Drittel der Mitglieder des 
Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages (Art. 140 Abs. 1 Z 2 und 3 
B-VG) eingebracht werden und nicht die Unterschrift eines bevollmächtigten 
Rechtsanwaltes tragen, sind von allen Antragstellern zu unterfertigen. ... 

(3) Hat ein Gericht (ein unabhängiger Verwaltungssenat, das 
Bundesvergabeamt) einen Antrag auf Aufhebung eines Gesetzes oder von 
bestimmten Stellen eines solchen gestellt, so dürfen in dieser Sache bis zur 
Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur 
solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen und Verfügungen 
getroffen werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht 
beeinflusst werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und 
keinen Aufschub gestatten. 

(3) Hat ein Gericht (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG) einen Antrag auf 
Aufhebung eines Gesetzes oder von bestimmten Stellen eines solchen gestellt, so 
dürfen in dem bei ihm anhängigen Verfahren bis zur Verkündung bzw. 
Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche 
Handlungen vorgenommen oder Anordnungen und Entscheidungen getroffen 
werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst 
werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub 
gestatten. 

(4) Hat das Gericht (der unabhängige Verwaltungssenat, das 
Bundesvergabeamt) das Gesetz, dessen Prüfung beantragt wurde, nicht mehr 
anzuwenden, so ist der Antrag unverzüglich zurückzuziehen.

(4) Hat das Gericht (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG) das Gesetz, dessen 
Aufhebung beantragt wurde, nicht mehr anzuwenden, so ist der Antrag 
unverzüglich zurückzuziehen.

§ 63. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die Verhandlung an. Zu dieser 
sind der Antragsteller und die zur Vertretung des angefochtenen Gesetzes 
berufene Regierung zu laden. Zur Vertretung eines angefochtenen 
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, eines angefochtenen Landesgesetzes die 
Landesregierung berufen. Ist der Antrag von einem Gericht (einem unabhängigen 
Verwaltungssenat, dem Bundesvergabeamt) gestellt worden, so sind auch die an 
der Sache beteiligten Parteien zu laden.

§ 63. (1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die Verhandlung an. Zu dieser 
sind der Antragsteller und die zur Vertretung des angefochtenen Gesetzes 
berufene Regierung zu laden. Zur Vertretung eines angefochtenen 
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, eines angefochtenen Landesgesetzes die 
Landesregierung berufen. Ist der Antrag von einem Gericht (Art. 140 Abs. 1 Z 1 
lit. a B-VG) gestellt worden, so sind auch die Parteien des bei ihm anhängigen 
Verfahrens zu laden.

(2) Zugleich mit der Anberaumung der Verhandlung wird die berufene 
Regierung aufgefordert, eine schriftliche Äußerung über den Gegenstand dem 
Verfassungsgerichtshofe so rechtzeitig vorzulegen, daß die Äußerung spätestens 
eine Woche vor der Verhandlung dem Gerichtshofe vorliegt.

(2) Zugleich mit der Anberaumung der Verhandlung wird die berufene 
Regierung aufgefordert, eine schriftliche Äußerung über den Gegenstand dem 
Verfassungsgerichtshof so rechtzeitig vorzulegen, dass die Äußerung spätestens 
eine Woche vor der Verhandlung dem Gerichtshof vorliegt.

(3) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist tunlichst binnen einem 
Monate nach Einlangen des Antrages zu fällen.

 

 
§ 64. (1) ...

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 64. (1) ...

(2) Lautet das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes auf Aufhebung, so (2) Lautet das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes auf Aufhebung, so 
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ist es auch dem Bundeskanzler oder dem zuständigen Landeshauptmann 
zuzustellen. In der nach Art. 140 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes zu 
erlassenden Kundmachung muß zum Ausdruck gebracht werden, daß das Gesetz 
durch das genau zu bezeichnende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
aufgehoben worden ist. 

ist es auch dem Bundeskanzler oder dem zuständigen Landeshauptmann 
zuzustellen. In der nach Art. 140 Abs. 5 B-VG zu erlassenden Kundmachung 
muss zum Ausdruck gebracht werden, dass das Gesetz durch das genau zu 
bezeichnende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist. 

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 64. (1) Das Erkenntnis hat auszusprechen, ob der ganze Inhalt des 

Gesetzes oder bestimmte Stellen als verfassungswidrig aufgehoben werden.

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
§ 64. (1) Das Erkenntnis hat auszusprechen, ob der ganze Inhalt des 

Gesetzes oder bestimmte Stellen als verfassungswidrig aufgehoben werden.
(2) Lautet das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes auf Aufhebung, so 

ist es auch dem Bundeskanzler oder dem zuständigen Landeshauptmann 
zuzustellen. In der nach Art. 140 Abs. 5 B-VG zu erlassenden Kundmachung 
muss zum Ausdruck gebracht werden, dass das Gesetz durch das genau zu 
bezeichnende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist 

(2) Das Erkenntnis ist auch dem Bundeskanzler oder dem zuständigen 
Landeshauptmann zuzustellen. Lautet es auf Aufhebung, so muss in der gemäß 
Art. 140 Abs. 5 B-VG zu erlassenden Kundmachung zum Ausdruck gebracht 
werden, dass das Gesetz oder bestimmte Stellen desselben durch das genau zu 
bezeichnende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes aufgehoben worden ist 
bzw. sind. 

 
§ 65. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes von Amts 
wegen (Art. 140 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes) zu entscheiden hat.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 65. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes von Amts 
wegen (Art. 140 Abs. 1 B-VG) zu entscheiden hat.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 65. Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn der 

Verfassungsgerichtshof über die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes von Amts 
wegen (Art. 140 Abs. 1 B-VG) zu entscheiden hat. 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
§ 65. Die vorstehenden Bestimmungen dieses Abschnittes sind sinngemäß 

anzuwenden: 
 1. auf Anträge eines Gerichtes (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG), die die 

Entscheidung begehren, dass das angefochtene Gesetz oder bestimmte 
Stellen eines solchen verfassungswidrig waren (Art. 89 Abs. 3 B-VG); 

 2. wenn der Verfassungsgerichtshof über die Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes oder von bestimmten Stellen eines solchen von Amts wegen zu 
erkennen hat (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. b B-VG).

§ 65a. Wurde das Gesetzesprüfungsverfahren auf Antrag einer Person, die 
unmittelbar durch die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet, eingeleitet, so sind ihr im Falle des Obsiegens die 
erwachsenen Prozeßkosten im Falle eines Bundesgesetzes vom Bund, im Falle 
eines Landesgesetzes vom betreffenden Land zu ersetzen.

§ 65a. Wurde das Gesetzesprüfungsverfahren auf Antrag einer Person, die 
unmittelbar durch die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet (Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. c B-VG), eingeleitet, so sind 
ihr im Fall des Obsiegens die erwachsenen Prozesskosten im Fall eines 
Bundesgesetzes vom Bund, im Fall eines Landesgesetzes vom betreffenden Land 
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zu ersetzen. 

H. Bei Prüfung der Rechtmäßigkeit von Staatsverträgen (Art. 140a 
des Bundes-Verfassungsgesetzes)

H. Bei Prüfung der Rechtmäßigkeit von Staatsverträgen (Art. 140a B-
VG)

§ 66. Bei Prüfung der Rechtmäßigkeit von Staatsverträgen sind auf die 
politischen, gesetzändernden und gesetzesergänzenden Staatsverträge und auf die 
Staatsverträge, durch die die vertraglichen Grundlagen der Europäischen Union 
geändert werden, die Bestimmungen des Abschnittes G, auf alle anderen 
Staatsverträge die Bestimmungen des Abschnittes E sinngemäß mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden: 

§ 66. Bei Prüfung der Rechtmäßigkeit von Staatsverträgen sind auf die 
politischen, gesetzändernden und gesetzesergänzenden Staatsverträge und auf die 
Staatsverträge, durch die die vertraglichen Grundlagen der Europäischen Union 
geändert werden, die Bestimmungen des Abschnittes G, auf alle anderen 
Staatsverträge die Bestimmungen des Abschnittes E sinngemäß mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden:

 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist auch jener 

Verwaltungsbehörde zuzustellen, die den Staatsvertrag abgeschlossen 
hat. Hat der Bundespräsident den Staatsvertrag abgeschlossen, so ist das 
Erkenntnis der Bundesregierung, handelt es sich jedoch um einen 
Staatsvertrag gemäß Art. 16 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes, der 
Landesregierung zuzustellen. Betrifft das Erkenntnis einen Staatsvertrag, 
der mit Genehmigung des Nationalrates abgeschlossen wurde, so ist es 
überdies dem Bundeskanzler zuzustellen, betrifft das Erkenntnis einen 
Staatsvertrag, der mit Genehmigung eines Landtages abgeschlossen 
wurde, so ist es überdies dem Landeshauptmann zuzustellen.

 3. Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ist auch jener 
Verwaltungsbehörde zuzustellen, die den Staatsvertrag abgeschlossen 
hat. Hat der Bundespräsident den Staatsvertrag abgeschlossen, so ist das 
Erkenntnis der Bundesregierung, handelt es sich jedoch um einen 
Staatsvertrag gemäß Art. 16 Abs. 1 B-VG, der Landesregierung 
zuzustellen. Betrifft das Erkenntnis einen Staatsvertrag, der mit 
Genehmigung des Nationalrates abgeschlossen wurde, so ist es überdies 
dem Bundeskanzler zuzustellen, betrifft das Erkenntnis einen 
Staatsvertrag, der mit Genehmigung eines Landtages abgeschlossen 
wurde, so ist es überdies dem Landeshauptmann zuzustellen.

 4. Wird in dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes die 
Rechtswidrigkeit festgestellt, so muß in der nach Art. 140a des Bundes-
Verfassungsgesetzes im Zusammenhang mit Art. 139 Abs. 5 oder 
Art. 140 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes zu erlassenden 
Kundmachung zum Ausdruck gebracht werden, daß der Staatsvertrag 
nach dem genau zu bezeichnenden Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes von den zu seiner Vollziehung berufenen 
Organen nicht anzuwenden und die Wirksamkeit eines allfälligen, diesen 
Staatsvertrag betreffenden Genehmigungsbeschlusses oder einer 
allfälligen Anordnung, den Staatsvertrag durch Verordnung zu erfüllen, 
erloschen ist. 

 4. Wird in dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes die 
Rechtswidrigkeit festgestellt, so muss in der nach Art. 140a des Bundes-
Verfassungsgesetzes im Zusammenhang mit Art. 139 Abs. 5 oder 
Art. 140 Abs. 5 B-VG zu erlassenden Kundmachung zum Ausdruck 
gebracht werden, dass der Staatsvertrag nach dem genau zu 
bezeichnenden Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes von den zu 
seiner Vollziehung berufenen Organen nicht anzuwenden und die 
Wirksamkeit eines allfälligen, diesen Staatsvertrag betreffenden 
Genehmigungsbeschlusses oder einer allfälligen Anordnung, den 
Staatsvertrag durch Verordnung zu erfüllen, erloschen ist. 
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I. Bei Anfechtung von Wahlen, Volksbegehren, Volksbefragungen 
und Volksabstimmungen sowie Erklärung des Mandatsverlustes 

(Art. 141 des Bundes-Verfassungsgesetzes)

I. Bei Anfechtung von Wahlen, Volksbegehren, Volksbefragungen 
und Volksabstimmungen sowie Erklärung des Mandatsverlustes 

(Art. 141 B-VG)
§ 67. (1) und (2) … § 67. (1) und (2) …
(3) Wird die Wahlanfechtung auf die Rechtswidrigkeit eines Bescheides 

gegründet und ist von einem Aufschub der Vollstreckung des Bescheides, gegen 
den die Wahlanfechtung erhoben wurde, kein erheblicher Nachteil zu besorgen, 
so kann der Verfassungsgerichtshof auf Antrag aussprechen, daß der Anfechtung 
aufschiebende Wirkung zukommt. Wenn der Verfassungsgerichtshof nicht 
versammelt ist, so hat der Präsident auf Antrag des Referenten zu entscheiden.

(3) Der Verfassungsgerichtshof hat einer auf die Rechtswidrigkeit eines 
Bescheides gegründeten Wahlanfechtung auf Antrag der anfechtenden Partei in 
sinngemäßer Anwendung des § 85 Abs. 2 erster Satz die aufschiebende Wirkung 
zuzuerkennen. § 85 Abs. 2 zweiter Satz, Abs. 3 und Abs. 4 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 69. (1) Zur öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem 
Verfassungsgerichtshofe sind außer der anfechtenden Partei alle Wählergruppen 
(Parteien) zu laden, die an der Bewerbung zu der angefochtenen Wahl 
teilgenommen haben, oder die sonst nach der betreffenden Wahlordnung zur 
Anfechtung der Wahl berechtigten Parteien. Der im § 68 Abs. 2 bezeichneten 
Wahlbehörde ist die Entsendung eines Vertreters freizustellen.

§ 69. (1) Zur öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem 
Verfassungsgerichtshof sind außer der anfechtenden Partei alle Wählergruppen 
(Parteien) zu laden, die an der Bewerbung zu der angefochtenen Wahl 
teilgenommen haben, oder die sonst nach der betreffenden Wahlordnung zur 
Anfechtung der Wahl berechtigten Parteien. Der im § 68 Abs. 2 bezeichneten 
Wahlbehörde ist die Entsendung eines Vertreters freizustellen.

(2) … (2) … 
§ 70. (1) … § 70. (1) …  
(2) In diesem Falle finden die Bestimmungen der betreffenden Wahlordnung 

Anwendung, die sich auf das Freiwerden eines Mandats beziehen.
(2) In diesem Fall finden die Bestimmungen der betreffenden Wahlordnung 

Anwendung, die sich auf das Freiwerden eines Mandats beziehen.
 

(3) Gibt der Verfassungsgerichtshof einer Wahlanfechtung statt, weil einer 
wählbaren Person die Wählbarkeit zu Unrecht aberkannt worden ist, so hat das 
Erkenntnis auszusprechen, ob hiedurch die Wahl anderer Personen nichtig 
geworden ist, und in diesem Falle die Wahl dieser Personen aufzuheben.

(3) Gibt der Verfassungsgerichtshof einer Wahlanfechtung statt, weil einer 
wählbaren Person die Wählbarkeit zu Unrecht aberkannt worden ist, so hat das 
Erkenntnis auszusprechen, ob hiedurch die Wahl anderer Personen nichtig 
geworden ist, und in diesem Fall die Wahl dieser Personen aufzuheben.

 

(4) und (5) … (4) und (5) …  
§ 71. (1) bis (3) … § 71. (1) bis (3) …  
(4) Die Abs. 1 bis 3 sind sinngemäß anzuwenden, wenn der Antrag auf 

Mandatsverlust gemäß den §§ 9 und 10 des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983, 
BGBl. Nr. 330, gestellt wird. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind sinngemäß anzuwenden, wenn der Antrag auf 
Mandatsverlust gemäß den §§ 9 und 10 des Unvereinbarkeits- und Transparenz-
Gesetzes, BGBl. Nr. 330/1983, gestellt wird.

 

§ 71a. (1) bis (4) … § 71a. (1) bis (4) …  
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(5) Auf das Verfahren sind im übrigen die §§ 82 Abs. 2 und 3, 83, 84 Abs. 1, 
86 und 88 sinngemäß anzuwenden. …

(5) Auf das Verfahren sind im Übrigen die §§ 82 Abs. 2 und 3, 83, 84 
Abs. 1, 86 und 88 sinngemäß anzuwenden. …

 

J. Bei Anklagen, mit denen die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit 
der obersten Bundes- und Landesorgane für die durch ihre 

Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften Rechtsverletzungen geltend 
gemacht wird (Art. 142 und 143 des Bundes-Verfassungsgesetzes)

J. Bei Anklagen, mit denen die verfassungsmäßige Verantwortlichkeit 
der obersten Bundes- und Landesorgane für die durch ihre 

Amtstätigkeit erfolgten schuldhaften Rechtsverletzungen geltend 
gemacht wird (Art. 142 und 143 B-VG)

§ 72. (1) Die von der Bundesversammlung, von dem Nationalrat oder von 
einem Landtag beschlossenen Anklagen werden beim Verfassungsgerichtshofe 
durch Übermittlung einer beglaubigten Abschrift des Protokolls über die Sitzung 
erhoben, in der der Anklagebeschluß gefaßt worden ist.

§ 72. (1) Die von der Bundesversammlung, von dem Nationalrat oder von 
einem Landtag beschlossenen Anklagen werden beim Verfassungsgerichtshof 
durch Übermittlung einer beglaubigten Abschrift des Protokolls über die Sitzung 
erhoben, in der der Anklagebeschluss gefasst worden ist.

(2) Der betreffende Vertretungskörper hat zugleich die Mitglieder zu 
bezeichnen, die mit der Vertretung der Anklage vor dem Verfassungsgerichtshofe 
beauftragt sind.

(2) Der betreffende Vertretungskörper hat zugleich die Mitglieder zu 
bezeichnen, die mit der Vertretung der Anklage vor dem Verfassungsgerichtshof 
beauftragt sind.

(3) … (3) … 
§ 73. Wird eine Anklage auch gemäß Art. 143 des Bundes-

Verfassungsgesetzes erhoben, so sind in der Anklageschrift die dem 
Beschuldigten zur Last gelegten strafbaren Handlungen nach allen ihren 
gesetzlichen, die Anwendung eines bestimmten Strafsatzes bedingenden 
Merkmalen, ihre gesetzliche Benennung und die Stellen des Strafgesetzes, deren 
Anwendung beantragt wird, anzuführen.

§ 73. Wird eine Anklage auch gemäß Art. 143 B-VG erhoben, so sind in der 
Anklageschrift die dem Beschuldigten zur Last gelegten strafbaren Handlungen 
nach allen ihren gesetzlichen, die Anwendung eines bestimmten Strafsatzes 
bedingenden Merkmalen, ihre gesetzliche Benennung und die Stellen des 
Strafgesetzes, deren Anwendung beantragt wird, anzuführen. 

§ 79. (1) Wenn der Angeklagte verurteilt wird, hat der 
Verfassungsgerichtshof in der Regel auch über geltendgemachte Ersatzansprüche 
zu erkennen. 

§ 79. (1) Wenn der Angeklagte verurteilt wird, hat der 
Verfassungsgerichtshof in der Regel auch über geltend gemachte Ersatzansprüche 
zu erkennen. 

(2) … (2) … 
§ 80. (1) Die Anklage muß beim Verfassungsgerichtshofe binnen einem Jahr 

nach dem Tag erhoben werden, an dem die beschuldigte Person aus der 
Amtstätigkeit geschieden ist, auf die sich die zu erhebende Anklage beziehen 
würde.

§ 80. (1) Die Anklage muss beim Verfassungsgerichtshof binnen einem Jahr 
nach dem Tag erhoben werden, an dem die beschuldigte Person aus der 
Amtstätigkeit geschieden ist, auf die sich die zu erhebende Anklage beziehen 
würde.

(2) und (3) … (2) und (3) …
§ 81. Für Verfahren über die nach Art. 142 und 143 des Bundes- § 81. Auf das Verfahren über die gemäß den Art. 142 und 143 B-VG 
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Verfassungsgesetzes erhobenen Anklagen gilt, soweit in diesem Gesetz keine 
abweichende Bestimmung getroffen ist, die Strafprozeßordnung sinngemäß.

erhobenen Anklagen ist, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, die 
Strafprozeßordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975, sinngemäß anzuwenden. 

K. Bei Beschwerden wegen Verletzung in verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Rechten oder Verletzung in Rechten wegen 

Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen 
Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes 

(Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages (Art. 144 und 144a B-VG)

K. Bei Beschwerden wegen Verletzung in verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Rechten oder Verletzung in Rechten wegen 

Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen 
Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes 

(Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages (Art. 144 B-VG)

 
§ 82. (1) Die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 1 des Bundes-

Verfassungsgesetzes gegen einen Bescheid kann nur nach Erschöpfung des 
Instanzenzuges innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Zustellung des in 
letzter Instanz ergangenen Bescheides erhoben werden.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
§ 82. (1) Die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 1 B-VG gegen einen 

Bescheid kann nur nach Erschöpfung des Instanzenzuges innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen nach Zustellung des in letzter Instanz ergangenen Bescheides 
erhoben werden. 

(1a) bis (3) … (1a) bis (3) …
[Fassung ab 1. Jänner 2013] 

§ 82. (1) Die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 1 B-VG gegen einen 
Bescheid kann nur nach Erschöpfung des Instanzenzuges innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen nach Zustellung des in letzter Instanz ergangenen Bescheides 
erhoben werden. 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
§ 82. (1) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis 

eines Verwaltungsgerichtes gemäß Art. 144 B-VG (Beschwerdefrist) beträgt 
sechs Wochen. Sie beginnt, wenn das Erkenntnis dem Beschwerdeführer 
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn jedoch das Erkenntnis dem 
Beschwerdeführer nur mündlich verkündet wurde, mit dem Tag der Verkündung. 

(1a) Die Beschwerde kann auch erhoben werden, bevor der Bescheid dem 
Beschwerdeführer zugestellt oder verkündet worden ist. Für das Verfahren vor 
dem Verfassungsgerichtshof gilt in diesem Fall der Bescheid als an dem Tag 
zugestellt, an dem der Beschwerdeführer von seinem Inhalt Kenntnis erlangt hat.

(2) Ist das Erkenntnis bereits einer anderen Partei zugestellt oder verkündet 
worden, kann die Beschwerde bereits ab dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem 
der Beschwerdeführer von dem Erkenntnis Kenntnis erlangt hat. 

 (3) Hat die Partei innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung der 
Verfahrenshilfe beantragt (§ 64 ZPO), so beginnt für sie die Beschwerdefrist mit 
der Zustellung des Bescheides über die Bestellung des Rechtsanwaltes an diesen. 
Der Bescheid ist durch den Verfassungsgerichtshof zuzustellen. Wird der 
rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, so 
beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an 
die Partei. 
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(2) Die Beschwerde hat zu enthalten: (4) Die Beschwerde hat zu enthalten:
 1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides; 
 2. die Bezeichnung der Behörde, die den Bescheid erlassen hat (belangte 

Behörde);

 1. die Bezeichnung des angefochtenen Erkenntnisses und des 
Verwaltungsgerichtes, das es erlassen hat; 

 3. den Sachverhalt; 
 4. die Angabe, ob der Beschwerdeführer durch den angefochtenen Bescheid 

in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen 
Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen 
Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes 
(Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet, im letzteren Fall auch die Bezeichnung der für rechtswidrig 
erachteten Rechtsvorschrift; 

 5. das Begehren; 
 6. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde 

rechtzeitig eingebracht ist. 

 2. den Sachverhalt; 
 3. die Angabe, ob der Beschwerdeführer durch das angefochtene Erkenntnis 

in verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten oder wegen 
Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer gesetzwidrigen 
Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes 
(Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines 
rechtswidrigen Staatsvertrages in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet, im letzteren Fall auch die Bezeichnung der für rechtswidrig 
erachteten Rechtsvorschrift; 

 4. ein bestimmtes Begehren; 
 5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde 

rechtzeitig eingebracht ist. 
(3) Wenn der angefochtene Bescheid dem Beschwerdeführer zugestellt 

worden ist, ist der Beschwerde eine Ausfertigung, Abschrift oder Kopie des 
Bescheides anzuschließen. 

(5) Der Beschwerde ist eine Ausfertigung, Abschrift oder Kopie des 
angefochtenen Erkenntnisses anzuschließen, wenn es dem Beschwerdeführer 
zugestellt worden ist. 

§ 83. (1) Eine Ausfertigung der Beschwerde samt Beilagen ist der belangten 
Behörde mit der Mitteilung zuzustellen, daß es ihr freisteht, innerhalb einer Frist, 
die mindestens drei Wochen zu betragen hat, eine Gegenschrift zu erstatten. 

§ 83. (1) Eine Ausfertigung der Beschwerde samt Beilagen ist der belangten 
Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht, gegen dessen Erkenntnis 
Beschwerde erhoben wird (Beschwerdegegner), mit der Mitteilung zuzustellen, 
dass es dem Beschwerdegegner freisteht, innerhalb einer Frist, die mindestens 
drei Wochen zu betragen hat, eine Gegenschrift zu erstatten.

(2) Zur Vorbereitung der Verhandlung kann den Parteien auch die Erstattung 
weiterer Äußerungen und Gegenäußerungen innerhalb zu bestimmender Fristen 
freigestellt werden. 

(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die Parteien auffordern, binnen 
angemessener Frist weitere schriftliche Äußerungen und Gegenäußerungen zu 
erstatten. Die Parteien können auch unaufgefordert schriftliche Äußerungen und 
Gegenäußerungen erstatten.

(3) Eine Verlängerung der Fristen kann nur aus erheblichen Gründen 
bewilligt werden; die Zustimmung der Gegenpartei ist hiezu weder erforderlich 
noch ausreichend.

 

§ 84. (1) Nach Einlangen der Gegenschrift und der weiteren etwa verlangten § 84. (1) Nach Einlangen der Gegenschrift und allfälliger Äußerungen und 
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Äußerungen oder nach Ablauf der Fristen und wenn die Behandlung der 
Beschwerde nicht gemäß § 19 Abs. 3 Z 1 mit Beschluß, der durch eine kurze 
Angabe der dafür wesentlichen rechtlichen Gesichtspunkte zu begründen und 
dem Beschwerdeführer und der belangten Behörde zuzustellen ist, abgelehnt 
wurde, beraumt der Präsident die Verhandlung an.

Gegenäußerungen oder nach Ablauf der Fristen und wenn die Behandlung der 
Beschwerde nicht gemäß § 19 Abs. 3 Z 1 mit Beschluss, der durch eine kurze 
Angabe der dafür wesentlichen rechtlichen Gesichtspunkte zu begründen und den 
Parteien zuzustellen ist, abgelehnt wurde, beraumt der Präsident die Verhandlung 
an.

(2) Zu dieser Verhandlung sind der Beschwerdeführer, die belangte Behörde 
und etwa sonst Beteiligte zu laden. 

(2) Zu dieser Verhandlung sind die Parteien zu laden. 

§ 85. (1) … § 85. (1) …
(2) Der Verfassungsgerichtshof hat der Beschwerde auf Antrag des 

Beschwerdeführers mit Beschluß aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, insoweit 
dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung 
aller berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der mit 
Bescheid eingeräumten Berechtigung durch einen Dritten für den 
Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. Wenn sich 
die Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die aufschiebende Wirkung 
der Beschwerde maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf Antrag des 
Beschwerdeführers, der belangten Behörde oder eines etwa sonst Beteiligten neu 
zu entscheiden. 

(2) Der Verfassungsgerichtshof hat der Beschwerde auf Antrag des 
Beschwerdeführers mit Beschluss aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, 
insoweit dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 
Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der 
mit Bescheid eingeräumten Berechtigung durch einen Dritten für den 
Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. Die 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung bedarf nur dann einer Begründung, 
wenn durch sie Interessen Dritter berührt werden. Wenn sich die 
Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die aufschiebende Wirkung der 
Beschwerde maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist auf Antrag einer 
Partei neu zu entscheiden.

(3) Beschlüsse gemäß Abs. 2 sind dem Beschwerdeführer, der belangten 
Behörde und etwa sonst Beteiligten zuzustellen. Im Falle der Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung hat die Behörde den Vollzug des angefochtenen 
Bescheides aufzuschieben und die hiezu erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; 
der durch den angefochtenen Bescheid Berechtigte darf die Berechtigung nicht 
ausüben. 

(3) Beschlüsse gemäß Abs. 2 sind den Parteien zuzustellen. Wird die 
aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der Vollzug des angefochtenen 
Erkenntnisses aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Anordnungen zu 
treffen; der durch das angefochtene Erkenntnis Berechtigte darf diese 
Berechtigung nicht ausüben. 

(4) … (4) … 
§ 86a. (1) und (2) … § 86a. (1) und (2) …
(3) Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses gemäß Abs. 1 

treten folgende Wirkungen ein: 
(3) Mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Beschlusses gemäß Abs. 1 

treten folgende Wirkungen ein:
 1. in Rechtssachen, in denen eine zur Entscheidung in oberster Instanz 

berufene Verwaltungsbehörde die im Beschluss genannten 
Rechtsvorschriften anzuwenden und eine darin genannte Rechtsfrage zu 
beurteilen hatte oder hat: 

 1. in Rechtssachen, in denen ein Verwaltungsgericht die im Beschluss 
genannten Rechtsvorschriften anzuwenden und eine darin genannte 
Rechtsfrage zu beurteilen hat: 
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 a) Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen 
und Verfügungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die 
die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten. 

 b) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gemäß § 82 Abs. 1 beginnt 
nicht zu laufen; eine laufende Beschwerdefrist wird unterbrochen.

 a) Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen 
und Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die 
die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten. 

 b) Die Beschwerdefrist beginnt nicht zu laufen; eine laufende 
Beschwerdefrist wird unterbrochen.

 2. in allen beim Verfassungsgerichtshof anhängigen Verfahren gemäß 
Abs. 1, die im Beschluss gemäß Abs. 1 nicht genannt sind: 
Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen 
und Verfügungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

 2. in allen beim Verfassungsgerichtshof anhängigen Verfahren gemäß 
Abs. 1, die im Beschluss gemäß Abs. 1 nicht genannt sind: 
Es dürfen nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen und 
Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden können oder die die 
Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

(4) … (4) … 
§ 87. (1) … § 87. (1) …
(2) Wenn der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde stattgegeben hat, 

sind die Verwaltungsbehörden verpflichtet, in dem betreffenden Fall mit den 
ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverzüglich den der 
Rechtsanschauung des Verfassungsgerichtshofes entsprechenden Rechtszustand 
herzustellen.

 

(3) Lehnt der Verfassungsgerichtshof die Behandlung einer Beschwerde ab 
oder weist er die Beschwerde ab, so hat, wenn bis dahin ein darauf abzielender 
Antrag des Beschwerdeführers gestellt worden ist, der Verfassungsgerichtshof, 
wenn dieser Antrag innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes gestellt wird, der Referent, 
auszusprechen, daß die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem 
Verwaltungsgerichtshof abgetreten wird. Ein solcher Ausspruch hat nicht zu 
erfolgen, wenn es sich um einen Fall handelt, der nach Art. 133 B-VG von der 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist.

(2) Lehnt der Verfassungsgerichtshof die Behandlung einer Beschwerde ab 
oder weist er die Beschwerde ab, so hat, wenn bis dahin ein darauf abzielender 
Antrag des Beschwerdeführers gestellt worden ist, der Verfassungsgerichtshof, 
wenn dieser Antrag innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes gestellt wird, der Referent, 
auszusprechen, dass die Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem 
Verwaltungsgerichtshof abgetreten wird. 

§ 88. Der Partei, die unterliegt oder die den Beschwerdeführer klaglos 
gestellt hat, kann auf Antrag der Ersatz der Prozeßkosten auferlegt werden. Das 
gleiche gilt sinngemäß für den Fall, daß der Beschwerdeführer die Beschwerde 
vor der mündlichen Verhandlung zurückzieht, ohne klaglos gestellt worden zu 
sein. 

§ 88. Der Partei, die unterliegt oder die den Beschwerdeführer klaglos 
gestellt hat, kann auf Antrag der Ersatz der Prozesskosten auferlegt werden. Das 
Gleiche gilt sinngemäß für den Fall, dass der Beschwerdeführer die Beschwerde 
vor der mündlichen Verhandlung zurückzieht, ohne klaglos gestellt worden zu 
sein.
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§ 88a. Auf Beschwerden gegen Entscheidungen des Asylgerichtshofes 
gemäß Art. 144a B-VG sind die Bestimmungen dieses Abschnittes mit Ausnahme 
des § 87 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 

§ 88a. (1) Auf die Beschlüsse der Verwaltungsgerichte sind die für deren 
Erkenntnisse geltenden Bestimmungen dieses Abschnittes sinngemäß 
anzuwenden. 

(2) Gegen folgende Beschlüsse ist eine Beschwerde nicht zulässig: 
 1. Beschlüsse betreffend die Akteneinsicht; 
 2. Beschlüsse gemäß § 30a Abs. 1 des 

Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 – VwGG, BGBl. Nr. 10/1985; 
 3. Beschlüsse gemäß § 30b Abs. 1 und 3 VwGG; 
 4. Beschlüsse gemäß § 30c Abs. 3 VwGG; 

5. XXX. 

L. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit der 

Volksanwaltschaft oder eines Landesvolksanwalts regeln (Art. 148f 
und Art. 148i Abs. 1 und 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes)

L. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit der 

Volksanwaltschaft oder eines Landesvolksanwalts regeln (Art. 148f 
und Art. 148i Abs. 1 und 2 B-VG)

§ 94. (1) bis (6), (8) und (9), (11) bis (25) … § 94. (1) bis (6), (8) und (9), (11) bis (25) …
 (26) In der Fassung Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten 

in Kraft: 
 1. § 17 Abs. 3 in der Fassung der Z 17, § 19 Abs. 3 Z 1 in der Fassung der 

Z 22, § 19a Abs. 1, § 20 Abs. 1 und 2, § 28 Abs. 4, § 33, § 34, § 43 
Abs. 1, § 46 Abs. 1, § 57, § 58, § 59, § 61, § 61a, § 62, § 63, § 64, § 65, 
§ 65a, die Überschrift zu Abschnitt K des 2. Hauptstückes, § 82, § 83, 
§ 84, § 85 Abs. 2 und 3, § 86a Abs. 3, § 87 Abs. 2 neu und § 88a mit 
1. Jänner 2014; gleichzeitig tritt § 87 Abs. 2 außer Kraft; 

2. die sonstigen Bestimmungen mit 1. Jänner 2013.
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Artikel 5 
Änderung des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 

Artikel I 
 

(1)… 
(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen sind anzuwenden: 
A. bis C. … 
D. das AVG, dessen § 64 jedoch nur, wenn nicht anderes ausdrücklich 

bestimmt ist, auf das behördliche Verfahren 
 38. der Landesgeschäftsstellen und der regionalen Geschäftsstellen des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Sozial- und Behindertenwesen 
und der Bundesberufungskommission für Sozialentschädigungs- und 
Behindertenangelegenheiten; 

 39. bis 42. ... 
E. und F. …. 
(3) und (4) …

Artikel I 
[Fassung ab 1. September 2012] 

(1)… 
(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen sind anzuwenden: 
A. bis C. … 
D. das AVG, dessen § 64 jedoch nur, wenn nicht anderes ausdrücklich 

bestimmt ist, auf das behördliche Verfahren 
 38. der Landesgeschäftsstellen und der regionalen Geschäftsstellen des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und 
Behindertenwesen und der Bundesberufungskommission für 
Sozialentschädigungs- und Behindertenangelegenheiten; 

 39. bis 42. ... 
E. und F. …. 
(3) und (4) …

Artikel I 
[Fassung ab 1. September 2012] 

(1)… 
(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen sind anzuwenden: 
A. das AVG und das VStG – unbeschadet der lit. F – auf das behördliche 

Verfahren 
 1. der Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern; 
 2. der unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern; 
 3. der Organe der Städte mit eigenem Statut; 
 4. der Organe der Bundesanstalt „Statistik Österreich“;

Artikel I 
[Fassung ab 1. Jänner 2014] 

(1)… 
(2) Von den Verwaltungsverfahrensgesetzen sind anzuwenden: 

 1. das AVG auf das behördliche Verfahren der Verwaltungsbehörden; 
 2. das VStG auf das Verfahren wegen Verwaltungsübertretungen; 

 3. das VVG auf das behördliche Verfahren der Behörden der 
allgemeinen staatlichen Verwaltung, der Organe der Städte mit eigenem Statut 
und der Landespolizeidirektionen in den Angelegenheiten der 
Verwaltungsvollstreckung. 
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 5. des Österreichischen Staatsarchives; 
 7. der Landespolizeidirektionen; 
 8. der Landes- und Bezirksschulräte; 
 9. des Bundesdenkmalamtes; 
 10. des Bundeseinigungsamtes und der Schlichtungsstellen (§§ 141 und 144 

ArbVG); 
 12. der Zollämter, der Finanzämter und des unabhängigen Finanzsenates; 
 13. des Berufungssenates nach § 64 Abs. 2 Börsegesetz 1989, BGBl. 

Nr. 555; 
 14. der Einigungs- und der Obereinigungskommissionen; 
 15. der Lehrlingsstellen und der land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- 

und Fachausbildungsstellen; 
 16. der Grundverkehrsbehörden; 
 17. der in einzelnen Ländern bestehenden Höfekommissionen und 

Forsttagsatzungskommissionen; 
 18. der Beschussämter; 
 19. der kollegial eingerichteten besonderen Bauoberbehörden; 
 20. des Postbüros; 
 21. der Fernmeldebüros und des Büros für Funkanlagen und 

Telekommunikationsendeinrichtungen; 
 22. der Militärkommanden; 
 23. der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA); 
 24. der Übernahmekommission; 

B. das AVG in vollem Umfang, das VStG mit Ausnahme der §§ 37, 39, 50 
und 56 auf das behördliche Verfahren 
 25. der Organe der Gemeindeverbände; 
 26. der Organe der Gemeinden, soweit sie nicht unter Z 3 fallen; 
 27. der Organe der Körperschaften, Fonds und Anstalten des öffentlichen 

Rechts, soweit sie nicht unter eine andere Bestimmung dieses Absatzes 
fallen und soweit es sich nicht um gesetzlich anerkannte Kirchen oder 
Religionsgesellschaften, Universitäten oder Pädagogische Hochschulen, 
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gesetzliche berufliche Vertretungen oder Träger der Sozialversicherung 
handelt; 

 28. der Vollzugsbehörden erster Instanz und der Vollzugsoberbehörden nach 
dem Strafvollzugsgesetz; 

C. das AVG auf das behördliche Verfahren 
 29. der Organe der Universitäten und der Pädagogischen Hochschulen; 
 30. des Bundesasylamtes (§ 58 des Asylgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 100); 
 31. des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen, der Eichämter und 

der Vermessungsämter; 
 32. des Heerespersonalamtes; 
 33. der Meisterprüfungsstellen bei den Landeskammern der gewerblichen 

Wirtschaft; 
 34. des Zivildienstbeschwerderates; 
 35. der Zivildienstserviceagentur; 
 36. der Datenschutzkommission; 
 37. des Bundesvergabeamtes; 

D. das AVG, dessen § 64 jedoch nur, wenn nicht anderes ausdrücklich 
bestimmt ist, auf das behördliche Verfahren 
 38. der Landesgeschäftsstellen und der regionalen Geschäftsstellen des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und 
Behindertenwesen und der Bundesberufungskommission für 
Sozialentschädigungs- und Behindertenangelegenheiten; 

 39. der Arbeitsinspektorate; 
 40. der Land- und Forstwirtschaftsinspektionen; 

E. das VStG auf das Verwaltungsstrafverfahren 
 41. der Agrarbehörden; 
 42. der Landesgeschäftsstellen und der regionalen Geschäftsstellen des 

Arbeitsmarktservice und des Bundesamtes für Soziales und 
Behindertenwesen; 

F. das VVG auf das behördliche Verfahren der unter den Z 1, 3, 6 und 7 
genannten Organe in den Angelegenheiten der Verwaltungsvollstreckung.
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(3) Das AVG, das VStG und das VVG sind auf das behördliche Verfahren 
der Bundesminister in allen Fällen anzuwenden, in denen sie als erste Instanz 
einschreiten, sowie in allen jenen Fällen, in denen sie sachlich in Betracht 
kommende Oberbehörde oder im Instanzenzug übergeordnete Behörde sind und 
das unmittelbar untergeordnete Verwaltungsorgan nach einem der 
Verwaltungsverfahrensgesetze vorzugehen hatte.

 

(4) … (3) … 

Artikel II 
(1) und (2) … 
(3) Verwaltungsübertretungen im Sinne des VStG sind die von den im 

Abs. 1 bezeichneten Behörden zu ahndenden Übertretungen. 

Artikel II 
(1) und (2) … 
(3) Verwaltungsübertretungen im Sinne dieses Bundesgesetzes und des 

VStG sind die von den Verwaltungsbehörden mit Ausnahme der 
Finanzstrafbehörden des Bundes zu ahndenden Übertretungen.

Artikel III Artikel III 
(1) Wer … 

 1. …
(1) Wer … 
1. … 

 2. sich außer in den Fällen einer mit gerichtlicher Strafe bedrohten 
Handlung die Beförderung durch eine dem öffentlichen Verkehr 
dienende Einrichtung verschafft, ohne das nach den Tarifbestimmungen 
und Beförderungsbedingungen dieser Einrichtungen festgesetzte Entgelt 
ordnungsgemäß zu entrichten, oder

 2. sich die Beförderung durch eine dem öffentlichen Verkehr dienende 
Einrichtung verschafft, ohne das nach den Tarifbestimmungen und 
Beförderungsbedingungen dieser Einrichtungen festgesetzte Entgelt 
ordnungsgemäß zu entrichten, oder 

 3. und 4. … 3. und 4. …
begeht, in den Fällen der Z 3 oder 4 dann, wenn die Tat nicht den Tatbestand 
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder 
nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, 
eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, für das 
Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, in den Fällen der Z 2 und 4 von der 
Landespolizeidirektion, mit Geldstrafe bis zu 218 Euro, im Fall der Z 3 mit einer 
Geldstrafe bis zu 1 090 Euro und im Fall der Z 4 mit einer Geldstrafe bis zu 2 
180 Euro und mit dem Verfall der Gegenstände, mit denen die strafbare Handlung 
begangen wurde, zu bestrafen. Im Fall der Z 4 ist der Versuch strafbar.

begeht, in den Fällen der Z 3 oder 4 dann, wenn die Tat nicht nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, in den 
Fällen der Z 2 und 4 für das Gebiet einer Gemeinde, für das die 
Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, von der 
Landespolizeidirektion, in den Fällen der Z 1 und 2 mit einer Geldstrafe von bis 
zu 218 Euro, im Fall der Z 3 mit einer Geldstrafe von bis zu 1 090 Euro und im 
Fall der Z 4 mit einer Geldstrafe von bis zu 2 180 Euro zu bestrafen. Im Fall der 
Z 4 ist der Versuch strafbar und können Gegenstände, mit denen die strafbare 
Handlung begangen wurde, für verfallen erklärt werden.
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(2) bis (4) … (2) bis (4) …
(5) Wird die Anzeige wegen einer Tat nach Abs. 1 Z 4 vom öffentlichen 

Ankläger zurückgelegt oder ein gerichtliches Verfahren wegen einer solchen Tat 
rechtskräftig ohne Schuldspruch des Angezeigten beendet, so ist dies der 
Bezirksverwaltungsbehörde, für das Gebiet einer Gemeinde, für das die 
Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, der 
Landespolizeidirektion, mitzuteilen. Die Mitteilung obliegt bei Zurücklegung der 
Anzeige dem öffentlichen Ankläger, in allen anderen Fällen dem Gericht.

(5) Die Staatsanwaltschaft oder das Gericht hat der zuständigen 
Verwaltungsbehörde mitzuteilen, wenn ein Verfahren wegen einer Tat nach 
Abs. 1 Z 4 anders als durch Rücktritt von der Verfolgung (Diversion) oder durch 
rechtskräftigen Schuldspruch beendet worden ist. 

(6) … (6) … 

Artikel V 
(1) bis (5) …

Artikel V 
(1) bis (5) …

 (6) In der Fassung des Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
treten in Kraft: 

 1. Art. I Abs. 2 Z 38 mit 1. September 2012;
 2. Art. III Abs. 1 und 5 mit 1. Jänner 2013;
  3. Art. I Abs. 2 und Abs. 3 neu und Art. II Abs. 3 mit 1. Jänner 2014; 

gleichzeitig tritt Art. I Abs. 3 außer Kraft.
 (7) Für Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, in denen mit Ablauf 

des 31. Dezember 2013 die Anwendung eines Verwaltungsverfahrensgesetzes in 
anderen als den in Art. I Abs. 4 genannten Angelegenheiten auf das behördliche 
Verfahren der Verwaltungsbehörden angeordnet ist, gilt:

  1. Ordnen diese Bestimmungen die Anwendung eines 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in seiner Gesamtheit, allenfalls auch in 
einer bestimmten Fassung, an und fallen sie nicht unter Z 3, so treten sie 
außer Kraft.

  2. Ordnen sie die Anwendung eines Verwaltungsverfahrensgesetzes 
insoweit an, als in dem Gesetz, in dem sie enthalten sind, nicht anderes 
bestimmt ist, und fallen sie nicht unter Z 3, so treten sie außer Kraft. Die 
gesetzlichen Bestimmungen, die anderes bestimmen als das 
Verwaltungsverfahrensgesetz, bleiben unberührt und gelten als 
abweichende Regelungen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 zweiter Satz des 
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Bundes-Verfassungsgesetzes – B-VG, BGBl. Nr. 1/1930.
  3. Ordnen sie die Anwendung eines Verwaltungsverfahrensgesetzes mit 

Ausnahme bestimmter ausdrücklich genannter Bestimmungen dieses 
Verwaltungsverfahrensgesetzes an, bleiben sie unberührt und gelten als 
abweichende Regelungen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 B-VG, durch die 
die Anwendung der jeweils genannten Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ausgeschlossen wird.

  3. Ordnen sie die Anwendung eines Verwaltungsverfahrensgesetzes mit 
Ausnahme bestimmter ausdrücklich genannter Bestimmungen dieses 
Verwaltungsverfahrensgesetzes an, bleiben sie unberührt und gelten als 
abweichende Regelungen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 B-VG, durch die 
die Anwendung der jeweils genannten Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ausgeschlossen wird.

Artikel 6 
Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

§ 2. Enthalten die in § 1 erwähnten Vorschriften über die sachliche 
Zuständigkeit keine Bestimmungen, so sind in den Angelegenheiten der 
Bundesverwaltung in erster Instanz die Bezirksverwaltungsbehörden und in 
zweiter Instanz der Landeshauptmann sachlich zuständig.

§ 2. Enthalten die in § 1 erwähnten Vorschriften über die sachliche 
Zuständigkeit keine Bestimmungen, so sind in den Angelegenheiten der 
Bundesverwaltung die Bezirksverwaltungsbehörden sachlich zuständig. 

Akteneinsicht Akteneinsicht 
§ 17. (1) bis (3) …  § 17. (1) bis (3) …
(4) Gegen die Verweigerung der Akteneinsicht ist kein Rechtsmittel 

zulässig.
(4) Die Verweigerung der Akteneinsicht gegenüber der Partei eines 

anhängigen Verfahrens erfolgt durch Verfahrensanordnung.
Ladungen Ladungen 

§ 19. (1) Die Behörde ist berechtigt, Personen, die in ihrem Amtsbereich 
ihren Aufenthalt (Sitz) haben und deren Erscheinen nötig ist, vorzuladen. Im 
Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten sind auch Ladungen von 
Personen, die ihren Aufenthalt (Sitz) außerhalb des Amtsbereiches des 
unabhängigen Verwaltungssenates haben, zulässig.

§ 19. (1) Die Behörde ist berechtigt, Personen, die in ihrem Amtsbereich 
ihren Aufenthalt (Sitz) haben und deren Erscheinen nötig ist, vorzuladen. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
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(4) Gegen die Ladung oder die Vorführung ist kein Rechtsmittel zulässig. (4) Eine einfachen Ladung erfolgt durch Verfahrensanordnung. 
§ 33. (1) … § 33. (1) … 
(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen 

Feiertag oder den Karfreitag, so ist der nächste Werktag letzter Tag der Frist. 
(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen 

Feiertag, Karfreitag oder 24. Dezember, so ist der nächste Tag, der nicht einer der 
vorgenannten Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 41. (1) Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung hat durch 

persönliche Verständigung der bekannten Beteiligten zu erfolgen. Wenn noch 
andere Personen als Beteiligte in Betracht kommen, ist die Verhandlung überdies 
an der Amtstafel der Gemeinde oder durch Verlautbarung in der für amtliche 
Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung kundzumachen. 

§ 41. (1) Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung hat durch 
persönliche Verständigung der bekannten Beteiligten zu erfolgen. Wenn noch 
andere Personen als Beteiligte in Betracht kommen, ist die Verhandlung überdies 
an der Amtstafel der Gemeinde, durch Verlautbarung in der für amtliche 
Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung oder im elektronischen 
Amtsblatt der Behörde kundzumachen.

(2) … (2) … 
Großverfahren Großverfahren 

§ 44a. (1) und (2) … § 44a. (1) und (2) …
(3) Das Edikt ist im redaktionellen Teil zweier im Bundesland 

weitverbreiteter Tageszeitungen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu 
verlautbaren. Ist in den Verwaltungsvorschriften für die Kundmachung der 
mündlichen Verhandlung eine besondere Form vorgesehen, so ist der Inhalt des 
Edikts darüber hinaus in dieser Form kundzumachen; im übrigen kann die 
Behörde jede geeignete Form der Kundmachung wählen. Die Kundmachung im 
Internet unter der Adresse der Behörde gilt als geeignet. In der Zeit vom 15. Juli 
bis 25. August und vom 24. Dezember bis 6. Jänner ist die Kundmachung durch 
Edikt nicht zulässig. 

(3) Das Edikt ist im redaktionellen Teil zweier im Bundesland 
weitverbreiteter Tageszeitungen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu 
verlautbaren. Ist in den Verwaltungsvorschriften für die Kundmachung der 
mündlichen Verhandlung eine besondere Form vorgesehen, so ist der Inhalt des 
Edikts darüber hinaus in dieser Form kundzumachen; im übrigen kann die 
Behörde jede geeignete Form der Kundmachung wählen.  

Gebühren der Zeugen und Beteiligten im Verfahren vor den unabhängigen 
Verwaltungssenaten 

 

§ 51a. Zeugen, die im Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten 
zu Beweiszwecken vernommen werden oder deren Vernehmung ohne ihr 
Verschulden unterbleibt, haben Anspruch auf Gebühren nach § 2 Abs. 3 und den 
§§ 3 bis 18 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Die Gebühr ist 
gemäß § 19 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 beim unabhängigen 
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Verwaltungssenat geltend zu machen.
§ 51b. Für die Bestimmung der Gebühr gilt § 20 des 

Gebührenanspruchsgesetzes 1975 mit folgenden Maßgaben:
 

 1. Die Gebühr ist vom zuständigen Bediensteten der Geschäftsstelle des 
unabhängigen Verwaltungssenates vorläufig zu berechnen. Vor der 
Gebührenberechnung kann der Zeuge aufgefordert werden, sich über 
Umstände, die für die Gebührenberechnung bedeutsam sind, zu äußern 
und, unter Setzung einer bestimmten Frist, noch fehlende Bestätigungen 
vorzulegen. Die Gebührenbeträge sind auf volle 10 Cent aufzurunden.

 

 2. Die vorläufig berechnete Gebühr ist dem Zeugen schriftlich oder 
mündlich bekanntzugeben. Dieser kann binnen zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Gebühr schriftlich oder mündlich die 
Gebührenbestimmung durch den unabhängigen Verwaltungssenat 
beantragen, der durch das zuständige Mitglied zu entscheiden hat. Wenn 
der Zeuge keinen Antrag auf Gebührenbestimmung stellt oder diesen 
zurückzieht, gilt die bekanntgegebene Gebühr als bestimmt. Der 
unabhängige Verwaltungssenat kann die Gebühr jedoch von Amts wegen 
anders bestimmen. Nach Ablauf von drei Jahren nach Bekanntgabe der 
Gebühr ist eine amtswegige Gebührenbestimmung nicht mehr zulässig. 

 

 3. Der Zeuge kann die Gebührenbestimmung durch den unabhängigen 
Verwaltungssenat auch beantragen, wenn ihm innerhalb von acht 
Wochen nach Geltendmachung keine Gebühr bekanntgegeben wird. 
Zieht er den Antrag auf Gebührenbestimmung zurück, so erlischt der 
Gebührenanspruch. 

 

§ 51c. Die Gebühr ist dem Zeugen kostenfrei zu zahlen. Bestimmt der 
unabhängige Verwaltungssenat eine höhere Gebühr, als dem Zeugen gezahlt 
wurde, so ist der Mehrbetrag dem Zeugen kostenfrei nachzuzahlen. Bestimmt der 
unabhängige Verwaltungssenat eine niedrigere Gebühr oder übersteigt der dem 
Zeugen gezahlte Vorschuß die von ihm bestimmte Gebühr, so ist der Zeuge zur 
Rückzahlung des zuviel gezahlten Betrages zu verpflichten.

 

§ 51d. Die §§ 51a bis 51c gelten auch für Beteiligte. 
§ 53. (1) … § 53. (1) …
(2) Über den Ablehnungsantrag entscheidet die Behörde endgültig. (2) Die Entscheidung über den Ablehnungsantrag erfolgt durch 
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Verfahrensanordnung.
Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen 

§ 53a. (1) …  
(2) Die Gebühr ist von der Behörde, die den Sachverständigen herangezogen 

hat, zu bestimmen; ein unabhängiger Verwaltungssenat hat durch das zuständige 
Mitglied zu entscheiden. Vor der Gebührenbestimmung kann der Sachverständige 
aufgefordert werden, sich über Umstände, die für die Gebührenberechnung 
bedeutsam sind, zu äußern und, unter Setzung einer bestimmten Frist, noch 
fehlende Bestätigungen vorzulegen. Die Gebührenbeträge sind auf volle 10 Cent 
aufzurunden.

§ 53a. (1) …  
(2) Die Gebühr ist von der Behörde, die den Sachverständigen herangezogen 

hat, mit Bescheid zu bestimmen. Vor der Gebührenbestimmung kann der 
Sachverständige aufgefordert werden, sich über Umstände, die für die 
Gebührenberechnung bedeutsam sind, zu äußern und, unter Setzung einer 
bestimmten Frist, noch fehlende Bestätigungen vorzulegen. Die Gebührenbeträge 
sind auf volle 10 Cent aufzurunden. 

(3) Gegen den Bescheid, mit dem eine Sachverständigengebühr bestimmt 
oder über einen Vorschuß entschieden wird, steht dem Sachverständigen das 
Recht der Berufung an die im Instanzenzug übergeordnete Behörde, wenn aber in 
der Sache eine Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat vorgesehen ist, 
an diesen zu. 

(3) Die Gebühr ist dem nichtamtlichen Sachverständigen kostenfrei zu 
zahlen. Bestimmt die Behörde eine höhere Gebühr, als dem nichtamtlichen 
Sachverständigen gezahlt wurde, so ist der Mehrbetrag dem nichtamtlichen 
Sachverständigen kostenfrei nachzuzahlen. Bestimmt die Behörde eine niedrigere 
Gebühr oder übersteigt der dem nichtamtlichen Sachverständigen gezahlte 
Vorschuss die von ihm bestimmte Gebühr, so ist der nichtamtliche 
Sachverständige zur Rückzahlung des zu viel gezahlten Betrages zu verpflichten. 

(4) Für die Zahlung der Gebühr gilt § 51c.
Gebühren der nichtamtlichen Dolmetscher Gebühren der nichtamtlichen Dolmetscher 

§ 53b. ... § 53a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 4 ist anzuwenden. § 53b. ... § 53a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 und 3 ist anzuwenden
§ 61. (1) Die Rechtsmittelbelehrung hat anzugeben, ob der Bescheid noch 

einem weiteren Rechtszug unterliegt oder nicht und bejahendenfalls, innerhalb 
welcher Frist und bei welcher Behörde das Rechtsmittel einzubringen ist. Sie hat 
ferner auf die gesetzlichen Erfordernisse der Bezeichnung des angefochtenen 
Bescheides und eines begründeten Rechtsmittelantrages hinzuweisen.

§ 61. (1) Die Rechtsmittelbelehrung hat anzugeben, ob gegen den Bescheid 
ein Rechtsmittel erhoben werden kann, bejahendenfalls welchen Inhalt und 
welche Form dieses Rechtsmittel haben muss und bei welcher Behörde und 
innerhalb welcher Frist es einzubringen ist. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
(4) Enthält der Bescheid keine oder eine unrichtige Angabe über die 

Behörde, bei der das Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das Rechtsmittel auch 
dann richtig eingebracht, wenn es bei der Behörde, die den Bescheid ausgefertigt 
hat, oder bei der angegebenen Behörde eingebracht wurde.

(4) Enthält der Bescheid keine oder eine unrichtige Angabe über die 
Behörde, bei der das Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das Rechtsmittel auch 
dann richtig eingebracht, wenn es bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, 
oder bei der angegebenen Behörde eingebracht wurde.

§ 61a. In Bescheiden, die in letzter Instanz erlassen werden, ist hinzuweisen:
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 1. auf die Möglichkeit einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und, 
sofern die Angelegenheit nicht nach Art. 133 B-VG von der 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeschlossen ist, auf die 
Möglichkeit einer Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof; 

 

 2. auf die bei der Einbringung solcher Beschwerden einzuhaltenden Fristen;
 3. auf die gesetzlichen Erfordernisse der Einbringung solcher Beschwerden 

durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt; 
 

 4. auf die für solche Beschwerden zu entrichtenden Eingabengebühren. 
§ 63. (1) Der Instanzenzug und das Recht zur Einbringung der Berufung und 

sonstiger Rechtsmittel (Vorstellung) richten sich, abgesehen von den in diesem 
Bundesgesetz besonders geregelten Fällen, nach den Verwaltungsvorschriften.

§ 63. (1) Der Instanzenzug und das Recht zur Erhebung der Berufung richten 
sich nach den Verwaltungsvorschriften. 

(2) Gegen Verfahrensanordnungen ist eine abgesonderte Berufung nicht 
zulässig. Sie können erst in der Berufung gegen den die Angelegenheit 
erledigenden Bescheid angefochten werden.

(2) Gegen verfahrensrechtliche Bescheide und Verfahrensanordnungen ist 
keine Berufung zulässig. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) …
§ 64. (1) Rechtzeitig eingebrachte Berufungen haben aufschiebende 

Wirkung.
§ 64. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Berufung hat 

aufschiebende Wirkung.
(2) Die Behörde kann die aufschiebende Wirkung ausschließen, wenn die 

vorzeitige Vollstreckung im Interesse einer Partei oder des öffentlichen Wohles 
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist 
tunlichst schon in den über die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

(2) Die Behörde kann die aufschiebende Wirkung ausschließen, wenn die 
vorzeitige Vollstreckung im Interesse einer Partei oder im öffentlichen Interesse 
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist 
tunlichst schon in den über die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen. 

2. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für das Verfahren vor den 
unabhängigen Verwaltungssenaten

 

Zuständigkeit; Besetzung  
§ 67a. Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden:

 1. über Anträge und Berufungen in Angelegenheiten, die ihnen durch die 
Verwaltungsvorschriften zugewiesen sind; 

 

 2. über Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in 
ihren Rechten verletzt zu sein, ausgenommen in Finanzstrafsachen des 
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Bundes.
Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, entscheiden die unabhängigen 
Verwaltungssenate in den Ländern durch Einzelmitglied. In den Angelegenheiten 
der Z 1 entscheiden sie über Anträge, für deren Erledigung sie als erste Instanz 
oder gemäß § 73 Abs. 2 zuständig sind, und über Berufungen gegen Bescheide 
des Landeshauptmannes, der Landesregierung, einer sonstigen Behörde, deren 
Sprengel das gesamte Landesgebiet, soweit es sich nicht um das Gebiet des 
Landes Wien handelt, umfasst, oder eines Kollegialorgans durch Kammern, die 
aus drei Mitgliedern bestehen. Über Berufungen gegen verfahrensrechtliche 
Bescheide entscheiden sie durch Einzelmitglied. In den Angelegenheiten der 
Nachprüfung einschließlich der Erlassung einstweiliger Verfügungen im Rahmen 
der Vergabe von Aufträgen im Unterschwellenbereich entscheiden sie durch 
Einzelmitglied.

 

Parteien  
§ 67b. Partei ist auch: 

 1. im Berufungsverfahren: die Behörde, die den angefochtenen Bescheid 
erlassen hat; 

 

 2. im Verfahren über eine Beschwerde wegen der Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt: die belangte 
Behörde; 

 

 3. im Verfahren auf Grund eines Devolutionsantrages: die Unterbehörde.
Beschwerden wegen der Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher 

Befehls- und Zwangsgewalt 
 

§ 67c. (1) Beschwerden nach § 67a Z 2 sind innerhalb von sechs Wochen ab 
dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerdeführer von der Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt Kenntnis erlangt hat, sofern 
er aber durch sie behindert war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu 
machen, ab dem Wegfall dieser Behinderung, bei dem unabhängigen 
Verwaltungssenat einzubringen, in dessen Sprengel dieser Verwaltungsakt gesetzt 
wurde.

 

(2) Die Beschwerde hat zu enthalten: 
 1. die Bezeichnung des angefochtenen Verwaltungsaktes, 
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 2. soweit dies zumutbar ist, eine Angabe darüber, welches Organ den 
angefochtenen Verwaltungsakt gesetzt hat und welcher Behörde er 
zuzurechnen ist (belangte Behörde), 

 3. den Sachverhalt, 
 4. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
 5. das Begehren, den angefochtenen Verwaltungsakt für rechtswidrig zu 

erklären, 
 6. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde 

rechtzeitig eingebracht ist. 
(3) Der angefochtene Verwaltungsakt ist für rechtswidrig zu erklären, wenn 

die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder als unbegründet abzuweisen ist. 
Dauert der für rechtswidrig erklärte Verwaltungsakt noch an, so hat die belangte 
Behörde unverzüglich den der Entscheidung entsprechenden Rechtszustand 
herzustellen.

Öffentliche mündliche Verhandlung (Verhandlung)  
§ 67d. (1) Der unabhängige Verwaltungssenat hat auf Antrag oder, wenn er 

dies für erforderlich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche 
Verhandlung durchzuführen. 

(2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn 
 1. der verfahrenseinleitende Antrag der Partei oder die Berufung 

zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass 
der mit Berufung angefochtene Bescheid aufzuheben ist; 

 2. der Devolutionsantrag zurückzuweisen oder abzuweisen ist; 
 3. die Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage 

feststeht, dass der angefochtene Verwaltungsakt für rechtswidrig zu 
erklären ist. 

(3) Der Berufungswerber hat die Durchführung einer Verhandlung in der 
Berufung zu beantragen. Etwaigen Berufungsgegnern ist Gelegenheit zu geben, 
binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen Antrag auf 
Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer 
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen 
werden.
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(4) Der unabhängige Verwaltungssenat kann ungeachtet eines Parteiantrages 
von einer Verhandlung absehen, wenn er einen verfahrensrechtlichen Bescheid zu 
erlassen hat, die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine 
weitere Klärung der Sache nicht erwarten lässt, und dem nicht Art. 6 Abs. 1 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. 
Nr. 210/1958, entgegensteht. 

Ausschluß der Öffentlichkeit  
§ 67e. (1) Die Öffentlichkeit darf von der Verhandlung nur soweit 

ausgeschlossen werden, als dies aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen 
Ordnung oder der nationalen Sicherheit, der Wahrung von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie im Interesse des Schutzes Jugendlicher oder des 
Privatlebens einer Partei oder von Zeugen geboten ist. 

(2) Der Ausschluß der Öffentlichkeit erfolgt durch Verfahrensanordnung 
entweder von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei oder eines Zeugen. 

(3) Unmittelbar nach der Verkündung des Beschlusses über den Ausschluß 
der Öffentlichkeit haben sich alle Zuhörer zu entfernen, doch können die Parteien 
verlangen, daß je drei Personen ihres Vertrauens die Teilnahme an der 
Verhandlung gestattet wird. 

(4) Wenn die Öffentlichkeit von einer Verhandlung ausgeschlossen wurde, 
ist es soweit untersagt, daraus Umstände weiterzuverbreiten, als dies aus den in 
Abs. 1 angeführten Gründen geboten ist.

 

Unmittelbarkeit des Verfahrens; Beratung und Abstimmung  
§ 67f. (1) Hat eine Verhandlung stattgefunden, so kann die Entscheidung nur 

von jenen Mitgliedern des unabhängigen Verwaltungssenates getroffen werden, 
die an dieser Verhandlung teilgenommen haben. Wenn sich die 
Zusammensetzung der Kammer geändert hat, ist die Verhandlung zu 
wiederholen. 

(2) Die Beratung und die Abstimmung der Kammer des unabhängigen 
Verwaltungssenates sind nicht öffentlich.

 

Erlassung des Bescheides  
§ 67g. (1) Der Bescheid und seine wesentliche Begründung sind auf Grund 
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der Verhandlung, und zwar wenn möglich, sogleich nach deren Schluß zu 
beschließen und öffentlich zu verkünden. Die Verkündung des Bescheides ist von 
der Anwesenheit der Parteien unabhängig. 

(2) Die Verkündung entfällt, wenn 
 1. eine Verhandlung nicht durchgeführt (fortgesetzt) worden ist oder 
 2. der Bescheid nicht sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung 

beschlossen werden kann 
und jedermann die Einsichtnahme in den Bescheid gewährleistet ist. 

(3) Den Parteien ist eine schriftliche Ausfertigung des Bescheides 
zuzustellen.

Entscheidung über Berufungen nach den Verwaltungsvorschriften  
§ 67h. (1) In den Angelegenheiten des § 67a Z 1 gilt § 66 mit der Maßgabe, 

dass der unabhängige Verwaltungssenat dann gemäß § 66 Abs. 4 in der Sache zu 
entscheiden hat, wenn die belangte Behörde dem nicht bei der Vorlage der 
Berufung unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder 
Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. 

(2) Im Fall eines Widerspruchs der belangten Behörde hebt der unabhängige 
Verwaltungssenat den Bescheid auf, sofern dieser rechtswidrig ist. 
Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit die Gesetzgebung von einer bindenden 
Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde absieht und die Bestimmung 
dieses Verhaltens der Behörde selbst überlässt, die belangte Behörde aber davon 
im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat.

 

3. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden 2. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden
Abänderung und Behebung von Amts wegen Abänderung und Behebung von Amts wegen 

§ 68. (1) … § 68. (1) …
(2) Von Amts wegen können Bescheide, aus denen niemandem ein Recht 

erwachsen ist, sowohl von der Behörde oder vom unabhängigen 
Verwaltungssenat, die oder der den Bescheid erlassen hat, als auch in Ausübung 
des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde 
aufgehoben oder abgeändert werden. 

(2) Von Amts wegen können Bescheide, aus denen niemandem ein Recht 
erwachsen ist, sowohl von der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, als auch in 
Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden 
Oberbehörde aufgehoben oder abgeändert werden. 
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(3) Andere Bescheide kann in Wahrung des öffentlichen Wohles die 
Behörde, die den Bescheid in letzter Instanz erlassen hat, wenn ein unabhängiger 
Verwaltungssenat entschieden hat, dieser, oder die sachlich in Betracht 
kommende Oberbehörde insoweit abändern, als dies zur Beseitigung von das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißständen oder zur 
Abwehr schwerer volkswirtschaftlicher Schädigungen notwendig und 
unvermeidlich ist. In allen Fällen hat die Behörde mit möglichster Schonung 
erworbener Rechte vorzugehen. 

(3) Andere Bescheide kann die Behörde, die den Bescheid in letzter Instanz 
erlassen hat, oder die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde im 
öffentlichen Interesse insoweit abändern, als dies zur Beseitigung von das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißständen oder zur Abwehr 
schwerer volkswirtschaftlicher Schädigungen notwendig und unvermeidlich ist. 
In allen Fällen hat die Behörde mit möglichster Schonung erworbener Rechte 
vorzugehen. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) …
Wiederaufnahme des Verfahrens Wiederaufnahme des Verfahrens 

§ 69. (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid 
abgeschlossenen Verfahrens ist stattzugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den 
Bescheid nicht oder nicht mehr zulässig ist und: 
 1. … 
 2. … 
 3. der Bescheid gemäß § 38 von Vorfragen abhängig war und nachträglich 

über eine solche Vorfrage von der hiefür zuständigen Behörde (Gericht) 
in wesentlichen Punkten anders entschieden wurde.

§ 69. (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid 
abgeschlossenen Verfahrens ist stattzugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den 
Bescheid nicht oder nicht mehr zulässig ist und: 
 1. … 
 2. … 
 3. der Bescheid gemäß § 38 von Vorfragen abhängig war und nachträglich 

über eine solche Vorfrage von der zuständigen Behörde in wesentlichen 
Punkten anders entschieden wurde;

  4. nachträglich ein Bescheid oder eine gerichtliche Entscheidung bekannt 
wird, der bzw. die einer Aufhebung oder Abänderung auf Antrag einer 
Partei nicht unterliegt und die im Verfahren die Einwendung der 
entschiedenen Sache begründet hätte.

(2) und (3) … (2) und (3) …
(4) Die Entscheidung über die Wiederaufnahme steht der Behörde zu, die 

den Bescheid in letzter Instanz erlassen hat, wenn jedoch in der betreffenden 
Sache ein unabhängiger Verwaltungssenat entschieden hat, diesem.

(4) Die Entscheidung über die Wiederaufnahme steht der Behörde zu, die 
den Bescheid in letzter Instanz erlassen hat. 

§ 70. (1) und (2) … § 70. (1) und (2) …
(3) Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Wiederaufnahme steht dem 

Antragsteller das Recht der Berufung an die im Instanzenzug übergeordnete 
Behörde, wenn aber in der Sache eine Berufung an den unabhängigen 
Verwaltungssenat vorgesehen ist, an diesen zu. Gegen die Bewilligung oder die 
Verfügung der Wiederaufnahme ist eine abgesonderte Berufung nicht zulässig.
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
§ 71. (1) bis (5) … § 71. (1) bis (5) …
(6) Die Behörde kann dem Antrag auf Wiedereinsetzung aufschiebende 

Wirkung zuerkennen. Ein unabhängiger Verwaltungssenat hat durch 
Einzelmitglied zu entscheiden. 

(6) Die Behörde kann dem Antrag auf Wiedereinsetzung aufschiebende 
Wirkung zuerkennen. 

(7) … (7) … 
§ 72. (1) bis (3) … § 72. (1) bis (3) …
(4) Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Wiedereinsetzung steht dem 

Antragsteller das Recht der Berufung an die im Instanzenzug übergeordnete 
Behörde, wenn aber in der Sache eine Berufung an den unabhängigen 
Verwaltungssenat vorgesehen ist, an diesen zu. Gegen die Bewilligung der 
Wiedereinsetzung ist kein Rechtsmittel zulässig.

 

4. Abschnitt: Entscheidungspflicht 3. Abschnitt: Entscheidungspflicht 
§ 73. (1) … § 73. (1) …
(2) Wird der Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so 

geht auf schriftlichen Antrag der Partei die Zuständigkeit zur Entscheidung auf 
die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde, wenn aber gegen den Bescheid 
Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat erhoben werden könnte, auf 
diesen über (Devolutionsantrag). Der Devolutionsantrag ist bei der Oberbehörde 
(beim unabhängigen Verwaltungssenat) einzubringen. …

(2) Wird ein Bescheid, gegen den Berufung erhoben werden kann, nicht 
innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so geht auf schriftlichen Antrag der 
Partei die Zuständigkeit zur Entscheidung auf die Berufungsbehörde über 
(Devolutionsantrag). Der Devolutionsantrag ist bei der Berufungsbehörde 
einzubringen. ... 

(3) Für die Oberbehörde (den unabhängigen Verwaltungssenat) beginnt die 
Entscheidungsfrist mit dem Tag des Einlangens des Devolutionsantrages zu 
laufen.

(3) Für die Berufungsbehörde beginnt die Entscheidungsfrist mit dem Tag 
des Einlangens des Devolutionsantrages zu laufen. 

§ 76a. Die den Zeugen zustehenden Gebühren sind von jenem Rechtsträger 
zu tragen, in dessen Namen der unabhängige Verwaltungssenat in der 
Angelegenheit gehandelt hat. Dies gilt auch für die den Beteiligten zustehenden 
Gebühren.

 

§ 78. (1) bis (3) … § 78. (1) bis (3) …
(4) Die Bundesverwaltungsabgaben sind von der in der Sache in erster 

Instanz zuständigen Behörde einzuheben und fließen der Gebietskörperschaft zu, 
die den Aufwand dieser Behörde zu tragen hat.

(4) Die Bundesverwaltungsabgaben sind von der Behörde einzuheben und 
fließen der Gebietskörperschaft zu, die deren Aufwand zu tragen hat. 
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(5) … (5) … 
Kosten bei Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer 

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
 

§ 79a. (1) Die im Verfahren nach § 67c obsiegende Partei hat Anspruch auf 
Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei. 

(2) Wenn der angefochtene Verwaltungsakt für rechtswidrig erklärt wird, 
dann ist der Beschwerdeführer die obsiegende und die belangte Behörde die 
unterlegene Partei. 

(3) Wenn die Beschwerde zurückgewiesen oder abgewiesen wird oder vom 
Beschwerdeführer vor der Entscheidung durch den unabhängigen 
Verwaltungssenat zurückgezogen wird, dann ist die belangte Behörde die 
obsiegende und der Beschwerdeführer die unterlegene Partei. 

(4) Als Aufwendungen gemäß Abs. 1 gelten: 
 1. die Stempel- und Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für die 

der Beschwerdeführer aufzukommen hat, 
 2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in 

Verhandlungen vor dem unabhängigen Verwaltungssenat verbunden 
waren, sowie 

 3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuss des Nationalrates festzusetzenden Pauschalbeträge für 
den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand. 

(5) Die Höhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwandes hat den 
durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw. der Einbringung des Schriftsatzes 
durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den Ersatz der den Behörden 
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem 
durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand der 
Behörden entspricht. 

(6) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis 
zum Schluß der mündlichen Verhandlung gestellt werden. 

(7) Die §§ 52 bis 54 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 gelten auch 
für den Aufwandersatz nach Abs. 1. 
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Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 82. (1) bis (4) und (6) bis (19) … § 82. (1) bis (4) und (6) bis (19) …
 (20) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten in 

Kraft: 
 1. § 33 Abs. 2 und § 41 Abs. 1 mit 1. Jänner 2013; gleichzeitig treten § 44a 

Abs. 3 dritter und letzter Satz und § 82a außer Kraft; 
 2. § 2, § 17 Abs. 4, § 19 Abs. 4, § 53 Abs. 2, § 53a Abs. 2 erster Satz und 

Abs. 3, § 53b letzter Satz, § 61 Abs. 1 und 4, § 63 Abs. 1 und 2, § 64, die 
Abschnittsbezeichnung „2. Abschnitt“, § 68 Abs. 2 und 3, § 69 Abs. 1 
Z 3 und 4 und Abs. 4, die Abschnittsbezeichnung „3. Abschnitt“, § 73 
Abs. 2 und 3 und § 78 Abs. 4 mit 1. Jänner 2014; gleichzeitig treten § 19 
Abs. 1 zweiter Satz, die §§ 51a bis 51d samt Überschrift, §53a Abs. 4, 
§ 61a, der 2. Abschnitt des IV. Teiles samt Überschrift, § 70 Abs. 3, § 71 
Abs. 6 zweiter Satz, § 72 Abs. 4, § 76a und § 79a samt Überschrift außer 
Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

Allgemeine Voraussetzungen der Strafbarkeit Allgemeine Voraussetzungen der Strafbarkeit 
§ 1. (1) … § 1. (1) …
 
(2) Die Strafe richtet sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht, es sei 

denn, daß das zur Zeit der Fällung des Bescheides in erster Instanz geltende Recht 
für den Täter günstiger wäre. 

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(2) Die Strafe richtet sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht, es sei 

denn, daß das zur Zeit der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende 
Recht für den Täter günstiger wäre.

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(2) Die Strafe richtet sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht, es sei 

denn, daß das zur Zeit der Erlassung des Bescheides in erster Instanz geltende 
Recht für den Täter günstiger wäre. 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
(2) Die Strafe richtet sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht, es sei 

denn, daß das zur Zeit der Erlassung des Bescheides geltende Recht für den Täter 
günstiger wäre.

Strafbemessung Strafbemessung 
§ 19. (1) Grundlage für die Bemessung der Strafe ist stets das Ausmaß der § 19. (1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind das Ausmaß und die 
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mit der Tat verbundenen Schädigung oder Gefährdung derjenigen Interessen, 
deren Schutz die Strafdrohung dient, und der Umstand, inwieweit die Tat sonst 
nachteilige Folgen nach sich gezogen hat.

Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher 
Interessen. 

(2) … (2) … 
Absehen von der Strafe  

§ 21. (1) Die Behörde kann ohne weiteres Verfahren von der Verhängung 
einer Strafe absehen, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringfügig ist 
und die Folgen der Übertretung unbedeutend sind. Sie kann den Beschuldigten 
jedoch gleichzeitig unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit 
Bescheid ermahnen, sofern dies erforderlich ist, um den Beschuldigten von 
weiteren strafbaren Handlungen gleicher Art abzuhalten. 

(1a) Die Behörde kann von der Einleitung und Durchführung eines 
Strafverfahrens absehen, wenn die Verfolgung aussichtslos erscheint oder der 
hiefür erforderliche Aufwand in einem Missverhältnis zum Grad und zur 
Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher 
Interessen steht. 

(1b) Unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können die 
Verwaltungsbehörden von der Erstattung einer Anzeige absehen. 

(2) Unter den in Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können die Organe der 
öffentlichen Aufsicht von der Verhängung einer Organstrafverfügung oder von 
der Erstattung einer Anzeige absehen; sie können den Täter in solchen Fällen in 
geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens aufmerksam 
machen.

 

Zusammentreffen von strafbaren Handlungen Zusammentreffen von strafbaren Handlungen 
§ 22. (1) Hat jemand durch verschiedene selbständige Taten mehrere 

Verwaltungsübertretungen begangen oder fällt eine Tat unter mehrere einander 
nicht ausschließende Strafdrohungen, so sind die Strafen nebeneinander zu 
verhängen.

§ 22. (1) Soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, ist 
eine Tat als Verwaltungsübertretung nur dann strafbar, wenn der Täter durch sie 
nicht das Tatbild einer von den ordentlichen Gerichten zu ahndenden strafbaren 
Handlung verwirklicht.

(2) Dasselbe gilt bei einem Zusammentreffen von Verwaltungsübertretungen 
mit anderen von einer Verwaltungsbehörde oder einem Gericht zu ahndenden 
strafbaren Handlungen. 

(2) Hat jemand durch mehrere selbstständige Taten mehrere 
Verwaltungsübertretungen begangen oder fällt eine Tat unter mehrere einander 
nicht ausschließende Strafdrohungen, so sind die Strafen nebeneinander zu 
verhängen. Dasselbe gilt bei einem Zusammentreffen von 
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Verwaltungsübertretungen mit anderen von einer Verwaltungsbehörde zu 
ahndenden strafbaren Handlungen.

§ 23. Wegen einer Verwaltungsübertretung darf eine Strafe nur auf Grund 
eines nach diesem Bundesgesetz durchgeführten Verfahrens verhängt werden.

 

§ 24. … Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs. 8, 14 Abs. 3 zweiter Satz, 37 zweiter 
Satz, 39 Abs. 3, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 51d, 57, 63 Abs. 1, 64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 
67a bis 67d, 67h, 68 Abs. 2 und 3, 75, 76a zweiter Satz, 78, 78a, 79, 79a, 80, 81 
und 82 AVG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht anzuwenden.

§ 24. … Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs. 8, 14 Abs. 3 zweiter Satz, 37 zweiter 
Satz, 39 Abs. 3, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 57, 68 Abs. 2 und 3, 75, 78, 79, 79a, 80, 
81 und 82 AVG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht anzuwenden. 

§ 25. (1) und (2) … 
[§ 21.] (1b) Unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen können die 

Verwaltungsbehörden von der Erstattung einer Anzeige absehen. 

§ 25. (1) und (2) … 
(3) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden sind nicht verpflichtet, der 

Behörde die Begehung einer Verwaltungsübertretung anzuzeigen, wenn das 
Ausmaß und die Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden 
Verletzung öffentlicher Interessen gering sind.

Zuständigkeit Zuständigkeit 
 
§ 26. (1) … 
(2) Den Landespolizeidirektionen kommt die Strafbefugnis in erster Instanz 

im Rahmen ihres Wirkungsbereiches zu.

[Fassung ab 1. September 2012] 
§ 26. (1) … 
(2) Soweit die Landespolizeidirektionen zugleich Sicherheitsbehörden erster 

Instanz sind, kommt ihnen die Strafbefugnis in erster Instanz zu.
[Fassung ab 1. September 2012] 

§ 26. (1) Den Bezirksverwaltungsbehörden steht in erster Instanz die 
Untersuchung und Bestrafung aller Übertretungen zu, deren Ahndung nicht 
anderen Verwaltungsbehörden zugewiesen ist. 

(2) Soweit die Landespolizeidirektionen zugleich Sicherheitsbehörden erster 
Instanz sind, kommt ihnen die Strafbefugnis in erster Instanz zu.

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
§ 26. (1) Den Bezirksverwaltungsbehörden steht die Untersuchung und 

Bestrafung aller Übertretungen zu, deren Ahndung nicht anderen 
Verwaltungsbehörden zugewiesen ist. 

(2) Soweit die Landespolizeidirektionen zugleich Sicherheitsbehörden erster 
Instanz sind, kommt ihnen die Strafbefugnis zu.

§ 27. (1) und (2) … § 27. (1) und (2) …
 (2a) Wird eine Verwaltungsübertretung im Ausland begangen, richtet sich 

die Zuständigkeit nach dem Hauptwohnsitz des Beschuldigten, mangels eines 
Hauptwohnsitzes im Inland nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt; wenn keiner 
dieser Zuständigkeitsgründe in Betracht kommt, ist jene Behörde zuständig, die 
zuerst eine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) vorgenommen hat. Wird im 
Rahmen des Betriebs eines Unternehmens eine Verwaltungsübertretung im 
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Ausland begangen, richtet sich die Zuständigkeit nach dem Ort, an dem das 
Unternehmen betrieben wird; wird das Unternehmen nicht im Inland betrieben, so 
ist jene Behörde zuständig, die zuerst eine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) 
vorgenommen hat.

(3) und (4) … (3) und (4) …
§ 28. Die Behörde, die zuerst von einer Verwaltungsübertretung Kenntnis 

erlangt, ist zur Verfolgung zuständig, solange nicht ein Umstand 
hervorgekommen ist, der nach § 27 Abs. 1 die Zuständigkeit einer anderen 
Behörde begründet.

§ 28. Die Behörde, die zuerst von einer Verwaltungsübertretung Kenntnis 
erlangt, ist zur Verfolgung zuständig, solange nicht ein Umstand 
hervorgekommen ist, der nach § 27 Abs. 1 oder 2a die Zuständigkeit einer 
anderen Behörde begründet.

Zusammentreffen verschiedener strafbarer Handlungen Zusammentreffen verschiedener strafbarer Handlungen 
§ 30. (1) und (2) … § 30. (1) und (2) …

 
(3) Hat die Behörde vor dieser Entscheidung ein Straferkenntnis gefällt, so 

darf es vorläufig nicht vollzogen werden. ...

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(3) Hat die Behörde vor dieser Entscheidung ein Straferkenntnis erlassen, so 

darf es vorläufig nicht vollzogen werden. …
[Fassung ab 1. Jänner 2013] 

(3) ... Ergibt sich später, daß das Verwaltungsstrafverfahren nicht hätte 
durchgeführt werden sollen, so hat die Behörde erster Instanz, wenn aber in der 
Sache ein unabhängiger Verwaltungssenat entschieden hat, dieser, das 
Straferkenntnis außer Kraft zu setzen und das Verfahren einzustellen. 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
(3) ... Ergibt sich später, daß das Verwaltungsstrafverfahren nicht hätte 

durchgeführt werden sollen, so hat die Behörde das Straferkenntnis außer Kraft 
zu setzen und das Verfahren einzustellen. 

(4) … (4) … 
Verjährung Verjährung 

§ 31. (1) Die Verfolgung einer Person ist unzulässig, wenn gegen sie binnen 
der Verjährungsfrist von der Behörde keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2 
und 3) vorgenommen worden ist. 

§ 31. (1) Die Verfolgung einer Person ist unzulässig, wenn gegen sie binnen 
einer Frist von einem Jahr keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) 
vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von dem Zeitpunkt zu berechnen, an 
dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare Verhalten 
aufgehört hat; ist der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten, so 
läuft die Frist erst von diesem Zeitpunkt.

(2) Die Verjährungsfrist beträgt sechs Monate. Diese Frist ist von dem 
Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist 
oder das strafbare Verhalten aufgehört hat; ist der zum Tatbestand gehörende 
Erfolg erst später eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem Zeitpunkt.

(2) Die Strafbarkeit einer Verwaltungsübertretung erlischt durch Verjährung. 
Die Verjährungsfrist beträgt drei Jahre und beginnt in dem in Abs. 1 genannten 
Zeitpunkt. Die Zeit, in der sich der Beschuldigte im Ausland aufgehalten hat, 
sowie die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof, dem 
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Verwaltungsgerichtshof oder dem Gerichtshof der Europäischen Union sind nicht 
einzurechnen. 

(3) Sind seit dem in Abs. 2 bezeichneten Zeitpunkt drei Jahre vergangen, so 
darf ein Straferkenntnis nicht mehr gefällt werden. Eine Strafe darf nicht mehr 
vollstreckt werden, wenn seit ihrer rechtskräftigen Verhängung drei Jahre 
vergangen sind. Die Zeit eines Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof, vor 
dem Verwaltungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften sowie Zeiten, während deren die Strafvollstreckung unzulässig, 
ausgesetzt, aufgeschoben oder unterbrochen war, sind nicht einzurechnen.

(3) Eine Strafe darf nicht mehr vollstreckt werden, wenn seit ihrer 
rechtskräftigen Verhängung drei Jahre vergangen sind. Die Zeit eines Verfahrens 
vor dem Verfassungsgerichtshof, dem Verwaltungsgerichtshof oder dem 
Gerichtshof der Europäischen Union sowie Zeiten, während deren die 
Strafvollstreckung unzulässig, ausgesetzt, aufgeschoben oder unterbrochen war, 
sind nicht einzurechnen. 

Beschuldigter Beschuldigter 
§ 32. (1) … 
(2) Verfolgungshandlung ist jede von einer Behörde gegen eine bestimmte 

Person als Beschuldigten gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, 
Vernehmung, Ersuchen um Vernehmung, Auftrag zur Ausforschung, 
Strafverfügung u. dgl.), und zwar auch dann, wenn die Behörde zu dieser 
Amtshandlung nicht zuständig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder 
der Beschuldigte davon keine Kenntnis erlangt hat. 

(3) …

§ 32. (1) … 
(2) Verfolgungshandlung ist jede von einer Behörde gegen eine bestimmte 

Person als Beschuldigten gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, 
Vernehmung, Ersuchen um Vernehmung, Strafverfügung u. dgl.), und zwar auch 
dann, wenn die Behörde zu dieser Amtshandlung nicht zuständig war, die 
Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder der Beschuldigte davon keine Kenntnis 
erlangt hat. 

(3) … 
Ausforschung  

§ 34. Ist der Täter oder der Aufenthalt des Beschuldigten unbekannt, so hat 
die Behörde den Sachverhalt möglichst ins klare zu bringen und 
Nachforschungen nach dem Beschuldigten einzuleiten. Solche Erhebungen sind 
abzubrechen, sobald die weitere Verfolgung aussichtslos erscheint oder der hiefür 
erforderliche Aufwand in einem Mißverhältnis zum Grad und zur Bedeutung der 
in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen steht. 

§ 34. Die Behörde kann von der Einleitung oder Fortführung des 
Strafverfahrens vorläufig absehen, solange 
 1. die Strafverfolgung voraussichtlich nicht möglich ist oder 
 2. die Strafverfolgung voraussichtlich einen Aufwand verursachen würde, 

der gemessen am Ausmaß und an der Bedeutung der in der 
Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen 
unverhältnismäßig wäre. 

Bei einer wesentlichen Änderung der für diese Beurteilung maßgeblichen 
Umstände ist das Strafverfahren einzuleiten oder fortzuführen.

Sicherheitsleistung Sicherheitsleistung 
§ 37. (1) Besteht begründeter Verdacht, daß sich der Beschuldigte der 

Strafverfolgung oder dem Vollzug der Strafe entziehen werde, so kann ihm die 
§ 37. (1) Die Behörde kann dem Beschuldigten mit Bescheid auftragen, 

einen angemessenen Betrag als Sicherheit zu erlegen oder durch Pfandbestellung 

420M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - V
erw

altungsgerichtsbarkeits-A
usführungsgesetz 2012- T

extgegenüberstellung
78 von 116

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  79 von 116 
 

 

 

 

Behörde durch Bescheid auftragen, einen angemessenen Betrag als Sicherheit zu 
erlegen oder durch Pfandbestellung oder taugliche Bürgen, die sich als Zahler 
verpflichten, sicherzustellen. Ebenso kann die Behörde vorgehen, wenn auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß die Strafverfolgung oder der 
Vollzug der Strafe aus Gründen, die in der Person des Beschuldigten liegen, 
unmöglich oder wesentlich erschwert sein werde. 

 

oder taugliche Bürgen, die sich als Zahler verpflichten, sicherzustellen,
 1. wenn begründeter Verdacht besteht, dass sich der Beschuldigte der 

Strafverfolgung oder der Strafvollstreckung entziehen werde, oder 
 2. wenn andernfalls 
 a) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung voraussichtlich nicht 

möglich wäre oder 
 b) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung voraussichtlich einen 

Aufwand verursachen würde, der gemessen am Ausmaß und an der 
Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung 
öffentlicher Interessen unverhältnismäßig wäre.

(2) Die Sicherheit darf 2 180 Euro nicht übersteigen und keinesfalls höher 
sein als das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe. …

(2) Die Sicherheit darf das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe nicht 
übersteigen. … 

(3) Berufungen gegen Bescheide nach Abs. 1 und 2 haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid gemäß 
Abs. 1 oder 2 hat keine aufschiebende Wirkung.

(4) Die Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird oder die 
gegen den Beschuldigten verhängte Strafe vollzogen ist, oder nicht binnen sechs 
Monaten der Verfall ausgesprochen wurde. …

(4) Die Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird oder die 
gegen den Beschuldigten verhängte Strafe vollzogen ist, oder nicht binnen zwölf 
Monaten der Verfall ausgesprochen wurde. …

(5) Die Sicherheit kann für verfallen erklärt werden, sobald sich die 
Strafverfolgung des Beschuldigten oder der Vollzug der Strafe als unmöglich 
erweist. …

(5) Die Sicherheit ist für verfallen zu erklären, sobald feststeht, dass die 
Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung nicht möglich ist. … 

(6) … (6) … 
§ 37a. (1) Die Behörde kann besonders geschulte Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes ermächtigen, nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen eine vorläufige Sicherheit bis zum Betrag von 180 Euro 
festzusetzen und einzuheben. Besondere Ermächtigungen in anderen 
Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. § 50 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3, 
Abs. 5, Abs. 6 erster Satz sowie Abs. 8 sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Ermächtigung kann sich darauf beziehen, daß das Organ 
 1. von der in § 35 Z 1 und 2 vorgesehenen Festnahme absieht, wenn der 

Betretene die vorläufige Sicherheit freiwillig erlegt, 
 2. von Personen, die auf frischer Tat betreten werden und bei denen eine 

Strafverfolgung oder der Strafvollzug offenbar unmöglich oder 

§ 37a. (1) Die Behörde kann besonders geschulte Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes ermächtigen, von Personen, die auf frischer Tat betreten 
werden, eine vorläufige Sicherheit einzuheben, 
 1. wenn die Voraussetzungen des § 35 Z 1 und 2 für eine Festnahme 

vorliegen oder 
 2. wenn andernfalls 
 a) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung erheblich erschwert 

sein könnte oder 
 b) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung einen Aufwand 

verursachen könnte, der gemessen am Ausmaß und an der Bedeutung 
der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher 
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wesentlich erschwert sein wird, die vorläufige Sicherheit einhebt. Interessen unverhältnismäßig wäre.
Besondere Ermächtigungen in den Verwaltungsvorschriften bleiben unberührt. 
§ 50 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3, Abs. 5, Abs. 6 erster Satz sowie Abs. 8 sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die vorläufige Sicherheit darf das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe 
nicht übersteigen.

(3) Leistet der Betretene im Fall des Abs. 2 Z 2 den festgesetzten Betrag 
nicht, so kann das Organ verwertbare Sachen, die dem Anschein nach dem 
Betretenen gehören und deren Wert 180 Euro nicht übersteigen soll, als 
vorläufige Sicherheit beschlagnahmen. …

(3) Leistet der Betretene im Fall des Abs. 1 Z 2 die vorläufige Sicherheit 
nicht, so kann das Organ verwertbare Sachen, die dem Anschein nach dem 
Betretenen gehören und deren Wert das Höchstmaß der angedrohten Geldstrafe 
nicht übersteigt, als vorläufige Sicherheit beschlagnahmen. …

(4) Über den als vorläufige Sicherheit eingehobenen Betrag oder die 
Beschlagnahme ist sofort eine Bescheinigung auszustellen. …

(4) Über die vorläufige Sicherheit oder die Beschlagnahme ist sofort eine 
Bescheinigung auszustellen. …

(5) Die vorläufige Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird 
oder die gegen den Beschuldigten verhängte Strafe vollzogen ist oder wenn nicht 
binnen sechs Monaten gemäß § 37 Abs. 5 der Verfall ausgesprochen wird. …

(5) Die vorläufige Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird 
oder die gegen den Beschuldigten verhängte Strafe vollzogen ist oder wenn nicht 
binnen zwölf Monaten gemäß § 37 Abs. 5 der Verfall ausgesprochen wird. … 

Beschlagnahme von Verfallsgegenständen Beschlagnahme von Verfallsgegenständen 
§ 39. (1) bis (5) … 
(6) Gegen den Bescheid, mit dem eine Beschlagnahme angeordnet wird, ist 

in sinngemäßer Anwendung des § 51 Berufung, jedoch ohne aufschiebende 
Wirkung zulässig.

§ 39. (1) bis (5) … 
(6) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid gemäß 

Abs. 1 oder 3 hat keine aufschiebende Wirkung. 

§ 43. (1) … 
(2) Kann der Bescheid nicht sofort auf Grund der mündlichen Verhandlung 

gefällt werden, so ist dem Beschuldigten, der an der Verhandlung teilgenommen 
hat, sofern er nicht darauf verzichtet hat, vor der Fällung des Straferkenntnisses 
Gelegenheit zu geben, sich zum Ergebnis der später vorgenommenen 
Erhebungen, wenn sie im Straferkenntnis berücksichtigt werden sollen, zu 
äußern. 

(3) …

§ 43. (1) … 
(2) Kann der Bescheid nicht sofort auf Grund der mündlichen Verhandlung 

erlassen werden, so ist dem Beschuldigten, der an der Verhandlung teilgenommen 
hat, sofern er nicht darauf verzichtet hat, vor der Erlassung des Straferkenntnisses 
Gelegenheit zu geben, sich zum Ergebnis der später vorgenommenen 
Erhebungen, wenn sie im Straferkenntnis berücksichtigt werden sollen, zu 
äußern. 

(3) … 
§ 45. (1) Die Behörde hat von der Einleitung oder Fortführung eines 

Strafverfahrens abzusehen und die Einstellung zu verfügen, wenn 
 1. und 2. …

§ 45. (1) Die Behörde hat von der Einleitung oder Fortführung eines 
Strafverfahrens abzusehen und die Einstellung zu verfügen, wenn 

1. und 2. …
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 3. Umstände vorliegen, die die Verfolgung ausschließen. 3. Umstände vorliegen, die die Verfolgung ausschließen;
[§ 21.] (1) Die Behörde kann ohne weiteres Verfahren von der Verhängung 

einer Strafe absehen, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringfügig ist 
und die Folgen der Übertretung unbedeutend sind. Sie kann den Beschuldigten 
jedoch gleichzeitig unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit 
Bescheid ermahnen, sofern dies erforderlich ist, um den Beschuldigten von 
weiteren strafbaren Handlungen gleicher Art abzuhalten. 

(1a) Die Behörde kann von der Einleitung und Durchführung eines 
Strafverfahrens absehen, wenn die Verfolgung aussichtslos erscheint oder der 
hiefür erforderliche Aufwand in einem Missverhältnis zum Grad und zur 
Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher 
Interessen steht.

 4. das Ausmaß und die Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung 
liegenden Verletzung öffentlicher Interessen und das Verschulden des 
Beschuldigten gering sind; 

 5. die Strafverfolgung nicht möglich ist; 
 6. die Strafverfolgung einen Aufwand verursachen würde, der gemessen am 

Ausmaß und an der Bedeutung der in der Verwaltungsübertretung 
liegenden Verletzung öffentlicher Interessen unverhältnismäßig wäre. 

Anstatt die Einstellung zu verfügen, kann die Behörde dem Beschuldigten im Fall 
der Z 4 unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid 
eine Ermahnung erteilen, wenn dies geboten erscheint, um ihn von der Begehung 
strafbarer Handlungen gleicher Art abzuhalten.

(2) Wird die Einstellung verfügt, so genügt ein Aktenvermerk mit 
Begründung, es sei denn, daß einer Partei Berufung gegen die Einstellung zusteht 
oder die Erlassung eines Bescheides aus anderen Gründen notwendig ist. … 

(2) Wird die Einstellung verfügt, so genügt ein Aktenvermerk mit Begründung, es 
sei denn, daß einer Partei gegen die Einstellung Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht zusteht oder die Erlassung eines Bescheides aus anderen 
Gründen notwendig ist. …

§ 46. (1) Den Parteien, denen gegen den Bescheid Berufung zusteht, ist von 
Amts wegen eine Ausfertigung des Bescheides mitzuteilen, wenn ihnen der 
Bescheid nicht mündlich verkündet worden ist. … 

§ 46. (1) Den Parteien, denen gegen den Bescheid Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht zusteht, ist von Amts wegen eine Ausfertigung des 
Bescheides zuzustellen, wenn ihnen der Bescheid nicht mündlich verkündet 
worden ist. … 

(2) und (3) … (2) und (3) …

4. Abschnitt: Abgekürztes Verfahren 4. Abschnitt: Abgekürztes Verfahren
Strafverfügungen Strafverfügungen 

§ 47. (1) Wenn von einem Gericht, einer Verwaltungsbehörde, einem Organ 
der öffentlichen Aufsicht oder einer Militärwache auf Grund eigener dienstlicher 
Wahrnehmung oder eines vor ihnen abgelegten Geständnisses eine 
Verwaltungsübertretung angezeigt oder wenn das strafbare Verhalten auf Grund 
automatischer Überwachung festgestellt wird, dann kann die Behörde ohne 
weiteres Verfahren durch Strafverfügung eine Geldstrafe bis zu 365 Euro 
festsetzen. In der Strafverfügung kann auch auf den Verfall beschlagnahmter 
Sachen oder ihres Erlöses erkannt werden, wenn der Wert der beschlagnahmten 

§ 47. (1) Wenn von einem Gericht, einer Verwaltungsbehörde, einem Organ 
der öffentlichen Aufsicht oder einer Militärwache auf Grund eigener dienstlicher 
Wahrnehmung oder eines vor ihnen abgelegten Geständnisses eine 
Verwaltungsübertretung angezeigt oder wenn das strafbare Verhalten auf Grund 
von Verkehrsüberwachung mittels bildverarbeitender technischer Einrichtungen 
festgestellt wird, dann kann die Behörde ohne weiteres Verfahren durch 
Strafverfügung eine Geldstrafe bis zu 700 Euro festsetzen. In der Strafverfügung 
kann auch auf den Verfall beschlagnahmter Sachen oder ihres Erlöses erkannt 
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Sachen 120 Euro nicht übersteigt. werden, wenn der Wert der beschlagnahmten Sachen 200 Euro nicht übersteigt. 
(2) Die Behörde kann durch Verordnung zur Verfahrensbeschleunigung 

einzelne Tatbestände von Verwaltungsübertretungen bestimmen, für die sie unter 
Verwendung automationsunterstützter Datenverarbeitung durch Strafverfügung 
eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 in der Verordnung im Vorhinein 
festgesetzte Geldstrafe bis zu 300 Euro verhängen darf.

(2) Die Behörde kann durch Verordnung zur Verfahrensbeschleunigung 
einzelne Tatbestände von Verwaltungsübertretungen bestimmen, für die sie unter 
Verwendung automationsunterstützter Datenverarbeitung durch Strafverfügung 
eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 in der Verordnung im Vorhinein 
festgesetzte Geldstrafe bis zu 600 Euro verhängen darf.

§ 48. (1) … 
(2) Strafverfügungen sind zu eigenen Handen zuzustellen. 

§ 48. (1) … 
(2) Strafverfügungen sind ohne Zustellnachweis zuzustellen. Nur wenn in 

der Strafverfügung auf den Verfall beschlagnahmter Sachen oder ihres Erlöses 
erkannt wird oder nicht binnen vier Wochen nach Ausfertigung die Einzahlung 
des Strafbetrages erfolgt, ist die Strafverfügung mit Zustellnachweis zuzustellen. 

§ 49. (1) Der Beschuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen zwei 
Wochen nach deren Zustellung Einspruch erheben und dabei die seiner 
Verteidigung dienlichen Beweismittel vorbringen. … 

(2) und (3) …

§ 49. (1) Der Beschuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen vier 
Wochen nach deren nachweislicher Zustellung Einspruch erheben und dabei die 
seiner Verteidigung dienlichen Beweismittel vorbringen. … 

(2) und (3) …
 (3a) Wird der Einspruch vor Erlassung eines Straferkenntnisses 

zurückgezogen, tritt die gesamte Strafverfügung wieder in Kraft.
Anonymverfügung Anonymverfügung 

§ 49a. (1) Die Behörde kann, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht 
anderes bestimmen, durch Verordnung zur Verfahrensbeschleunigung einzelne 
Tatbestände von Verwaltungsübertretungen bestimmen, für die sie durch 
Anonymverfügung eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 im Vorhinein 
festgesetzte Geldstrafe bis zu 220 Euro vorschreiben darf.

§ 49a. (1) Die Behörde kann, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht 
anderes bestimmen, durch Verordnung zur Verfahrensbeschleunigung einzelne 
Tatbestände von Verwaltungsübertretungen bestimmen, für die sie durch 
Anonymverfügung eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 im Vorhinein 
festgesetzte Geldstrafe bis zu 500 Euro vorschreiben darf.

(2) Hat die Behörde durch Verordnung gemäß Abs. 1 eine Geldstrafe im 
vorhinein festgesetzt, so kann sie von der Ausforschung des unbekannten Täters 
(§ 34) vorerst Abstand nehmen und die Geldstrafe ohne Festsetzung einer 
Ersatzstrafe durch Anonymverfügung vorschreiben, wenn 
 1. die Anzeige auf der dienstlichen Wahrnehmung eines Organs der 

öffentlichen Aufsicht oder auf automatischer Überwachung beruht und 
 2. sowohl das Ausmaß der mit der Tat verbundenen Schädigung oder 

Gefährdung derjenigen Interessen, deren Schutz die Strafdrohung dient, 
als auch die nachteiligen Folgen, welche die Tat sonst nach sich gezogen 

(2) Hat die Behörde durch Verordnung gemäß Abs. 1 eine Geldstrafe im 
Vorhinein festgesetzt und beruht die Anzeige auf der dienstlichen Wahrnehmung 
eines Organs der öffentlichen Aufsicht oder auf Verkehrsüberwachung mittels 
bildverarbeitender technischer Einrichtungen, so kann die Behörde die Geldstrafe 
ohne Festsetzung einer Ersatzstrafe durch Anonymverfügung vorschreiben. 
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hat, keine Bedachtnahme auf die Person des Täters erfordern.
(3) bis (5) … (3) bis (5) …
(6) … Ist die Anonymverfügung gegenstandslos geworden, so hat die 

Behörde gemäß § 34 vorzugehen. … 
 

(6) … Ist die Anonymverfügung gegenstandslos geworden, so hat die 
Behörde den Sachverhalt möglichst zu klären und Nachforschungen nach dem 
unbekannten Täter einzuleiten. … 

(7) und (8) … (7) und (8) …
(9) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder 

nicht mittels Beleges (Abs. 4) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im 
Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens nach, so ist der Strafbetrag zurückzuzahlen 
oder anzurechnen.

(9) Wird der Strafbetrag erst nach Ablauf von zwölf Wochen nach 
Ausfertigung der Anonymverfügung oder nicht mittels Beleges (Abs. 4) bezahlt 
und weist der Beschuldigte die Zahlung im Strafverfahren nach, so ist der 
Strafbetrag zurückzuzahlen oder anzurechnen.

Organstrafverfügung Organstrafverfügung 
§ 50. (1) … Sofern in den Verwaltungsvorschriften für bestimmte 

Verwaltungsübertretungen der durch eine Organstrafverfügung einzuhebende 
Höchstbetrag nicht bestimmt ist, hat die Behörde einen einheitlich im Vorhinein 
festzusetzenden Betrag bis zu 36 Euro zu bestimmen. …

§ 50. (1) … Sofern in den Verwaltungsvorschriften für bestimmte 
Verwaltungsübertretungen der durch eine Organstrafverfügung einzuhebende 
Höchstbetrag nicht bestimmt ist, hat die Behörde einen einheitlich im Vorhinein 
festzusetzenden Betrag bis zu 200 Euro zu bestimmen. …

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
[§ 21.] (2) Unter den in Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können die 

Organe der öffentlichen Aufsicht von der Verhängung einer Organstrafverfügung 
oder von der Erstattung einer Anzeige absehen; sie können den Täter in solchen 
Fällen in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens 
aufmerksam machen. 

(5a) Das Organ (Abs. 1) kann von der Einhebung einer Geldstrafe mit 
Organstrafverfügung absehen, wenn das Ausmaß und die Bedeutung der in der 
Verwaltungsübertretung liegenden Verletzung öffentlicher Interessen und das 
Verschulden des Beanstandeten gering sind; eine Anzeige an die Behörde ist in 
diesem Fall nicht zu erstatten. Das Organ kann jedoch den Beanstandeten in 
einem solchen Fall in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines 
Verhaltens aufmerksam machen.

(6) … Im Fall der Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages oder der 
Entgegennahme des Beleges (Abs. 2) ist die Anzeige an die Behörde zu erstatten. 
… 

(6) … Im Fall der Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages oder der 
Entgegennahme des Beleges (Abs. 2) ist innerhalb von sechs Wochen Anzeige an 
die Behörde zu erstatten. …

(7) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder 
nicht mittels Beleges (Abs. 2) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im 
Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens nach, so ist der Strafbetrag zurückzuzahlen 
oder anzurechnen.

(7) Wird der Strafbetrag erst nach Ablauf von sechs Wochen nach Beginn 
der Frist gemäß Abs. 6 oder nicht mittels Beleges (Abs. 2) bezahlt und weist der 
Beschuldigte die Zahlung im Strafverfahren nach, so ist der Strafbetrag 
zurückzuzahlen oder anzurechnen.

(8) … (8) … 
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5. Abschnitt: Rechtsschutz durch unabhängige Verwaltungssenate
Berufung  

§ 51. (1) Im Verwaltungsstrafverfahren steht den Parteien das Recht der 
Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat jenes Landes zu, in dem die 
Behörde, die den Bescheid erlassen hat, ihren Sitz hat. 

(2) Ob und inwieweit Verwaltungsbehörden Berufung erheben können, 
bestimmen die Verwaltungsvorschriften. 

(3) Die Berufung kann auch mündlich eingebracht werden und bedarf in 
diesem Fall keines begründeten Berufungsantrages. Die Behörde hat jedoch die 
Gründe des Beschuldigten für die Erhebung der Berufung in einer Niederschrift 
festzuhalten. 

(4) Der Beschuldigte kann während einer Anhaltung einen 
Berufungsverzicht (§ 63 Abs. 4 AVG) nicht wirksam abgeben. 

(5) Hat der Beschuldigte innerhalb der Berufungsfrist die Beigebung eines 
Verteidigers beantragt, so beginnt für ihn die Berufungsfrist mit dem Zeitpunkt zu 
laufen, in dem der Bescheid über die Bestellung des Rechtsanwalts zum 
Verteidiger und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der 
rechtzeitig gestellte Antrag auf Beigebung eines Verteidigers abgewiesen, so 
beginnt die Berufungsfrist mit der Zustellung des abweisenden Bescheides an den 
Beschuldigten zu laufen. 

(6) Auf Grund einer vom Beschuldigten oder auf Grund einer zu seinen 
Gunsten erhobenen Berufung darf in einer Berufungsentscheidung oder 
Berufungsvorentscheidung keine höhere Strafe verhängt werden als im 
angefochtenen Bescheid. 

(7) Sind in einem Verfahren seit dem Einlangen der Berufung gegen ein 
Straferkenntnis 15 Monate vergangen, so tritt das Straferkenntnis von Gesetzes 
wegen außer Kraft; das Verfahren ist einzustellen. Die Zeit eines Verfahrens vor 
dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften ist in diese Frist nicht einzurechnen.
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Verfahrenshilfeverteidiger  
§ 51a. (1) Ist der Beschuldigte außerstande, ohne Beeinträchtigung des für 

ihn und Personen, für deren Unterhalt er zu sorgen hat, zu einer einfachen 
Lebensführung notwendigen Unterhaltes die Kosten der Verteidigung zu tragen, 
so hat der unabhängige Verwaltungssenat auf Antrag des Beschuldigten zu 
beschließen, daß diesem ein Verteidiger beigegeben wird, dessen Kosten der 
Beschuldigte nicht zu tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse der 
Verwaltungsrechtspflege, vor allem im Interesse einer zweckentsprechenden 
Verteidigung, erforderlich ist. 

(2) Der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers kann schriftlich oder 
mündlich gestellt werden. Er ist ab Erlassung des Bescheides bis zur Vorlage der 
Berufung bei der Behörde, ab Vorlage der Berufung beim unabhängigen 
Verwaltungssenat einzubringen. Wird der Antrag innerhalb der Berufungsfrist 
beim unabhängigen Verwaltungssenat eingebracht, so gilt er als rechtzeitig 
gestellt. In dem Antrag ist die Strafsache bestimmt zu bezeichnen, für die die 
Beigebung eines Verteidigers begehrt wird. 

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat hat über den Antrag durch 
Einzelmitglied zu entscheiden. Hat der unabhängige Verwaltungssenat die 
Beigebung eines Verteidigers beschlossen, so hat er den Ausschuß der nach dem 
Sitz des unabhängigen Verwaltungssenates zuständigen Rechtsanwaltskammer zu 
benachrichtigen, damit der Ausschuß einen Rechtsanwalt zum Verteidiger 
bestelle. Dabei hat der Ausschuß Wünschen des Beschuldigten zur Auswahl der 
Person des Verteidigers im Einvernehmen mit dem namhaft gemachten 
Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entsprechen. 

(4) Die Bestellung eines Verteidigers erlischt mit dem Einschreiten eines 
Bevollmächtigten. 

(5) In Privatanklagesachen sind die Abs. 1 bis 4 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers auch gestellt 
werden kann, wenn der Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen 
worden ist. Er kann frühestens gleichzeitig mit dem Devolutionsantrag gestellt 
werden und ist beim unabhängigen Verwaltungssenat einzubringen.
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Besetzung  
§ 51c. Wenn in dem mit Berufung angefochtenen Bescheid weder eine 

primäre Freiheitsstrafe noch eine 2 000 € übersteigende Geldstrafe verhängt 
wurde, entscheiden die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern durch 
Einzelmitglied. Ansonsten entscheiden sie, abgesehen von den gesetzlich 
besonders geregelten Fällen, durch Kammern, die aus drei Mitgliedern bestehen.

 

Parteien  
§ 51d. Partei des Berufungsverfahrens ist auch die Behörde, die den 

angefochtenen Bescheid erlassen hat, Partei des Verfahrens über den 
Devolutionsantrag auch die Unterbehörde.

 

Öffentliche mündliche Verhandlung (Verhandlung)  
§ 51e. (1) Der unabhängige Verwaltungssenat hat eine öffentliche mündliche 

Verhandlung durchzuführen. 
(2) Die Verhandlung entfällt, wenn 

 1. der Antrag der Partei oder die Berufung zurückzuweisen ist oder bereits 
auf Grund der Aktenlage feststeht, daß der mit Berufung angefochtene 
Bescheid aufzuheben ist; 

 2. der Devolutionsantrag zurückzuweisen oder abzuweisen ist. 
(3) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von einer 

Berufungsverhandlung absehen, wenn 
 1. in der Berufung nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet 

wird oder 
 2. sich die Berufung nur gegen die Höhe der Strafe richtet oder 
 3. im angefochtenen Bescheid eine 500 € nicht übersteigende Geldstrafe 

verhängt wurde oder 
 4. sich die Berufung gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet 
und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat. Der 
Berufungswerber hat die Durchführung einer Verhandlung in der Berufung zu 
beantragen. Etwaigen Berufungsgegnern ist Gelegenheit zu geben, einen Antrag 
auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung 
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien 
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zurückgezogen werden. 
(4) Der unabhängige Verwaltungssenat kann ungeachtet eines Parteiantrages 

von einer Verhandlung absehen, wenn er einen verfahrensrechtlichen Bescheid zu 
erlassen hat, die Akten erkennen lassen, daß die mündliche Erörterung eine 
weitere Klärung der Sache nicht erwarten läßt, und dem nicht Art. 6 Abs. 1 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. 
Nr. 210/1958, entgegensteht. 

(5) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von der Durchführung 
(Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf 
verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) 
Verhandlung erklärt werden. 

(6) Die Parteien sind so rechtzeitig zur Verhandlung zu laden, daß ihnen von 
der Zustellung der Ladung an mindestens zwei Wochen zur Vorbereitung zur 
Verfügung stehen. 

(7) Die gemeinsame Durchführung der Verhandlung in verschiedenen 
Verfahren ist zulässig, wenn dies auf Grund des sachlichen Zusammenhangs der 
den Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsübertretungen zweckmäßig ist. 
Die Entscheidung über die gemeinsame Durchführung ist von den zuständigen 
Organen des unabhängigen Verwaltungssenats einvernehmlich zu treffen. Die die 
Verhandlung betreffenden Anordnungen und Entscheidungen sind im Falle der 
gemeinsamen Durchführung einer Verhandlung in Verfahren, die einerseits in die 
Zuständigkeit einer Kammer fallen, andererseits in die Zuständigkeit eines 
einzelnen Mitglieds, von der Kammer zu treffen, in Verfahren, die in die 
Zuständigkeit verschiedener Kammern oder verschiedener einzelner Mitglieder 
fallen, von dem in der Geschäftsordnung des unabhängigen Verwaltungssenats 
für diesen Fall bestimmten Organ. Die Leitung der Verhandlung obliegt dem nach 
landesrechtlichen Vorschriften zuständigen Organ.

§ 51f. (1) Die Verhandlung beginnt mit dem Aufruf der Sache. Zeugen 
haben daraufhin das Verhandlungszimmer zu verlassen. 

(2) Wenn eine Partei trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht erschienen ist, 
dann hindert dies weder die Durchführung der Verhandlung noch die Fällung des 
Erkenntnisses. 

(3) Zu Beginn der Verhandlung ist der Gegenstand der Verhandlung zu 
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bezeichnen und der bisherige Gang des Verfahrens zusammenzufassen. Sodann 
ist den Parteien Gelegenheit zu geben, sich zu äußern.

Beweisaufnahme  
§ 51g. (1) Der unabhängige Verwaltungssenat hat die zur Entscheidung der 

Sache erforderlichen Beweise aufzunehmen. 
(2) Außer dem Verhandlungsleiter sind die Parteien und ihre Vertreter, 

insbesondere der Beschuldigte, im Verfahren vor einer Kammer auch die übrigen 
Mitglieder berechtigt, an jede Person, die vernommen wird, Fragen zu stellen. 
Der Verhandlungsleiter erteilt ihnen hiezu das Wort. Er kann Fragen, die nicht 
der Aufklärung des Sachverhaltes dienen, zurückweisen. 

(3) Niederschriften über die Vernehmung des Beschuldigten oder von 
Zeugen sowie die Gutachten der Sachverständigen dürfen nur verlesen werden, 
wenn 
 1. die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind, ihr Aufenthalt 

unbekannt ist oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, 
wegen Krankheit oder Behinderung oder wegen entfernten Aufenthaltes 
oder aus anderen erheblichen Gründen nicht verlangt werden kann oder 

 2. die in der mündlichen Verhandlung Vernommenen in wesentlichen 
Punkten von ihren früheren Aussagen abweichen oder 

 3. Zeugen, ohne dazu berechtigt zu sein, oder Beschuldigte die Aussage 
verweigern oder 

 4. alle anwesenden Parteien zustimmen. 
(4) Sonstige Beweismittel, wie Augenscheinsaufnahmen, Fotos oder 

Urkunden, müssen dem Beschuldigten vorgehalten werden. Es ist ihm 
Gelegenheit zu geben, sich dazu zu äußern.

 

§ 51h. (1) Das Verfahren ist möglichst in einer Verhandlung abzuschließen. 
Wenn sich die Einvernahme des von der Verhandlung ausgebliebenen 
Beschuldigten oder die Aufnahme weiterer Beweise als notwendig erweist, dann 
ist die Verhandlung zu vertagen. 

(2) Wenn die Sache reif zur Entscheidung ist, dann ist die Beweisaufnahme 
zu schließen. 

(3) Nach Schluß der Beweisaufnahme ist den Parteien Gelegenheit zu ihren 
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Schlußausführungen zu geben. Dem Beschuldigten steht das Recht zu, sich als 
letzter zu äußern. Niederschriften im Verfahren vor den unabhängigen 
Verwaltungssenaten bedürfen nicht der Unterschrift der Zeugen. 

(4) Hierauf ist die Verhandlung zu schließen. Im Verfahren vor einer 
Kammer zieht sich diese zur Beratung und Abstimmung zurück. Der Spruch des 
Bescheides und seine wesentliche Begründung sind nach Möglichkeit sofort zu 
beschließen und zu verkünden. 

Unmittelbarkeit des Verfahrens  
§ 51i. Wenn eine Verhandlung durchgeführt wurde, dann ist bei der Fällung 

des Erkenntnisses nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in dieser Verhandlung 
vorgekommen ist. Auf Aktenstücke ist nur insoweit Rücksicht zu nehmen, als sie 
bei der Verhandlung verlesen wurden, es sei denn, der Beschuldigte hätte darauf 
verzichtet, oder als es sich um Beweiserhebungen handelt, deren Erörterung 
infolge des Verzichts auf eine fortgesetzte Verhandlung gemäß § 51e Abs. 5 
entfallen ist.

 

6. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden 5. Abschnitt: Abänderung von Bescheiden und Entscheidungspflicht 
Wiederaufnahme des Verfahrens zum Nachteil des Beschuldigten Wiederaufnahme des Verfahrens zum Nachteil des Beschuldigten 

§ 52. Die Wiederaufnahme eines durch Einstellung abgeschlossenen 
Strafverfahrens ist nur innerhalb der in § 31 Abs. 2 bezeichneten Frist zulässig.

§ 52. Die Wiederaufnahme eines durch Einstellung abgeschlossenen 
Strafverfahrens ist nur innerhalb der in § 31 Abs. 1 bezeichneten Frist zulässig. 

Abänderung und Aufhebung von Amts wegen Abänderung und Aufhebung von Amts wegen 
§ 52a. (1) Von Amts wegen können der Berufung nicht oder nicht mehr 

unterliegende Bescheide, durch die das Gesetz zum Nachteil des Bestraften 
offenkundig verletzt worden ist, sowohl von der Behörde als auch in Ausübung 
des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde 
aufgehoben oder abgeändert werden. …

§ 52a. (1) Von Amts wegen können der Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht nicht mehr unterliegende Bescheide, durch die das Gesetz 
zum Nachteil des Bestraften offenkundig verletzt worden ist, sowohl von der 
Behörde als auch in Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht 
kommenden Oberbehörde aufgehoben oder abgeändert werden. …

(2) … (2) … 
Entscheidungspflicht Entscheidungspflicht 

§ 52b. § 73 AVG ist nur in Privatanklagesachen anzuwenden. Örtlich 
zuständig ist der unabhängige Verwaltungssenat des Landes, in dem die 
Unterbehörde ihren Sitz hat. 

§ 52b. § 73 Abs. 1 AVG ist in Privatanklagesachen und auf 
verfahrensrechtliche Bescheide anzuwenden. 
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Vollzug von Freiheitsstrafen 
§ 53. (1) Die Freiheitsstrafe ist im Haftraum der Behörde zu vollziehen, die 

in erster Instanz entschieden hat oder der der Strafvollzug gemäß § 29a 
übertragen worden ist. ... 

Vollzug von Freiheitsstrafen 
§ 53. (1) Die Freiheitsstrafe ist im Haftraum der Behörde oder jener Behörde 

zu vollziehen, der der Strafvollzug gemäß § 29a übertragen wurde. … 

(2) … (2) … 
Zuständige Behörde Zuständige Behörde 

§ 53a. Alle Anordnungen und Entscheidungen im Zusammenhang mit dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe obliegen bis zum Strafantritt der Behörde, die in erster 
Instanz entschieden hat oder der der Strafvollzug gemäß § 29a übertragen worden 
ist. … 

§ 53a. Alle Anordnungen und Entscheidungen im Zusammenhang mit dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe obliegen bis zum Strafantritt der Behörde oder jener 
Behörde, der der Strafvollzug gemäß § 29a übertragen wurde. … 

Vollstreckung von Geldstrafen Vollstreckung von Geldstrafen 
§ 54b. (1) Rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder sonstige in Geld 

bemessene Unrechtsfolgen sind zu vollstrecken. 
§ 54b. (1) Rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder sonstige in Geld 

bemessene Unrechtsfolgen sind binnen zwei Wochen nach Eintritt der 
Rechtskraft zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, ist sie durch 
Zustellung eines Mahnschreibens unter Setzung einer angemessenen Frist von 
höchstens zwei Wochen einzumahnen. Nach Ablauf dieser Frist ist die 
Unrechtsfolge zu vollstrecken. Von der Zustellung eines Mahnschreibens kann 
abgesehen werden, wenn mit Grund anzunehmen ist, dass der Bestrafte zur 
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist; in diesem Fall 
ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

 (1a) Im Fall einer Mahnung gemäß Abs. 1 ist ein pauschalierter 
Kostenbeitrag in der Höhe von fünf Euro zu entrichten. Der Kostenbeitrag fließt 
der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu tragen hat.

(2) … (2) … 
(3) Einem Bestraften, dem aus wirtschaftlichen Gründen die unverzügliche 

Zahlung nicht zuzumuten ist, hat die Behörde auf Antrag einen angemessenen 
Aufschub oder Teilzahlung zu bewilligen. 

(3) Einem Bestraften, dem aus wirtschaftlichen Gründen die unverzügliche 
Zahlung nicht zuzumuten ist, hat die Behörde auf Antrag einen angemessenen 
Aufschub oder Teilzahlung zu bewilligen. Die Entrichtung der Geldstrafe in 
Teilbeträgen darf nur mit der Maßgabe gestattet werden, dass alle noch 
aushaftenden Teilbeträge sofort fällig werden, wenn der Bestrafte mit mindestens 
zwei Ratenzahlungen in Verzug ist.
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Tilgung der Strafe Tilgung der Strafe 
§ 55. (1) Ein wegen einer Verwaltungsübertretung verhängtes 

Straferkenntnis zieht, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, keinerlei 
Straffolgen nach sich und gilt nach Ablauf von fünf Jahren nach Fällung des 
Straferkenntnisses als getilgt. 

(2) …

§ 55. (1) Ein wegen einer Verwaltungsübertretung verhängtes 
Straferkenntnis zieht, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, keinerlei 
Straffolgen nach sich und gilt mit Ablauf von fünf Jahren nach seiner Erlassung 
als getilgt. 

(2) … 
Privatanklagesachen Privatanklagesachen 

§ 56. (1) und (2) … 
(3) Dem Privatankläger steht gegen die Einstellung das Recht der Berufung 

zu. 

§ 56. (1) und (2) … 
(3) Der Privatankläger hat das Recht, gegen die Einstellung Beschwerde 

beim Verwaltungsgericht zu erheben.
(4) Widerruft der Privatankläger den Strafantrag nach Fällung des 

Straferkenntnisses, so kann die Berufungsbehörde die verhängte Strafe in eine 
mildere Strafe umwandeln oder ganz nachsehen, auch wenn die Berufungsfrist 
bereits verstrichen ist. 

 

Entscheidung über privatrechtliche Ansprüche Entscheidung über privatrechtliche Ansprüche 
§ 57. (1) und (2) … 
(3) Der Beschuldigte kann die Entscheidung über die privatrechtlichen 

Ansprüche nur mit der gegen das Straferkenntnis zulässigen Berufung anfechten.

§ 57. (1) und (2) … 
(3) Der Beschuldigte kann die Entscheidung über die privatrechtlichen 

Ansprüche nur mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht anfechten.
Kosten des Strafverfahrens Kosten des Strafverfahrens 

§ 64. (1) In jedem Straferkenntnis und in jeder Entscheidung eines 
unabhängigen Verwaltungssenates, mit der ein Straferkenntnis bestätigt wird, ist 
auszusprechen, daß der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens 
zu leisten hat.

§ 64. (1) In jedem Straferkenntnis ist auszusprechen, daß der Bestrafte einen 
Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu leisten hat. 

 
(2) Dieser Beitrag ist für das Verfahren erster Instanz mit 10% der 

verhängten Strafe, für das Berufungsverfahren mit weiteren 20% der verhängten 
Strafe, mindestens jedoch mit je 1,50 Euro zu bemessen; bei Freiheitsstrafen ist 
zur Berechnung der Kosten ein Tag Freiheitsstrafe gleich 15 Euro anzurechnen. 
Der Kostenbeitrag fließt der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der 
Behörde zu tragen hat. 

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(2) Dieser Beitrag ist für das Verfahren erster Instanz mit 10% der 

verhängten Strafe, für das Berufungsverfahren mit weiteren 20% der verhängten 
Strafe, mindestens jedoch mit je 10 Euro zu bemessen; bei Freiheitsstrafen ist zur 
Berechnung der Kosten ein Tag Freiheitsstrafe gleich 100 Euro anzurechnen. Der 
Kostenbeitrag fließt der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu 
tragen hat. 
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[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(2) Dieser Beitrag ist für das Verfahren erster Instanz mit 10% der 

verhängten Strafe, für das Berufungsverfahren mit weiteren 20% der verhängten 
Strafe, mindestens jedoch mit je 10 Euro zu bemessen; bei Freiheitsstrafen ist zur 
Berechnung der Kosten ein Tag Freiheitsstrafe gleich 100 Euro anzurechnen. Der 
Kostenbeitrag fließt der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der Behörde zu 
tragen hat.

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
(2) Dieser Beitrag ist für das Verfahren erster Instanz mit 10% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit je 10 Euro zu bemessen; bei 
Freiheitsstrafen ist zur Berechnung der Kosten ein Tag Freiheitsstrafe gleich 
100 Euro anzurechnen. Der Kostenbeitrag fließt der Gebietskörperschaft zu, die 
den Aufwand der Behörde zu tragen hat.. 

(3) … (3) … 
 [Fassung ab 1. Jänner 2013] 

(3a) Einem nach § 51a beigegebenen Verfahrenshilfeverteidiger sind die 
Kosten eines Dolmetschers, soweit dessen Beiziehung zu den Besprechungen 
zwischen dem Verteidiger und dem Beschuldigten notwendig war, von jenem 
Rechtsträger, in dessen Vollziehungsbereich der unabhängige Verwaltungssenat 
in der Angelegenheit gehandelt hat, in der Höhe der für Dolmetscher geltenden 
Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136/1975, zu 
vergüten. Die Gebühr ist beim unabhängigen Verwaltungssenat, der über den 
Antrag auf Beigebung eines Verteidigers entschieden hat, geltend zu machen. Der 
unabhängige Verwaltungssenat hat über den Antrag durch Einzelmitglied zu 
entscheiden. 

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
(3a) Einem nach § 51a beigegebenen Verfahrenshilfeverteidiger sind die 

Kosten eines Dolmetschers, soweit dessen Beiziehung zu den Besprechungen 
zwischen dem Verteidiger und dem Beschuldigten notwendig war, von jenem 
Rechtsträger, in dessen Vollziehungsbereich der unabhängige Verwaltungssenat 
in der Angelegenheit gehandelt hat, in der Höhe der für Dolmetscher geltenden 
Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136/1975, zu 
vergüten. Die Gebühr ist beim unabhängigen Verwaltungssenat, der über den 
Antrag auf Beigebung eines Verteidigers entschieden hat, geltend zu machen. Der 
unabhängige Verwaltungssenat hat über den Antrag durch Einzelmitglied zu 
entscheiden.

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
 

(4) … (4) … 
(5) Die §§ 14 und 54b Abs. 1 sind sinngemäß anzuwenden. (5) Die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a sind sinngemäß anzuwenden.
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(6) … (6) … 
§ 65. Die Kosten des Berufungsverfahrens sind dem Berufungswerber nicht 

aufzuerlegen, wenn der Berufung auch nur teilweise Folge gegeben worden ist.
 

§ 66. (1) Wird ein Strafverfahren eingestellt oder eine verhängte Strafe 
infolge Berufung oder Wiederaufnahme des Verfahrens aufgehoben, so sind die 
Kosten des Verfahrens von der Behörde zu tragen, falls sie aber schon gezahlt 
sind, zurückzuerstatten. 

(2) …

§ 66. (1) Wird ein Strafverfahren eingestellt oder eine verhängte Strafe 
infolge Wiederaufnahme des Verfahrens aufgehoben, so sind die Kosten des 
Verfahrens von der Behörde zu tragen, falls sie aber schon gezahlt sind, 
zurückzuerstatten. 

(2) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 66b. (1) bis (18) … § 66b. (1) bis (18) …
 (19) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten in 

Kraft: 
 1. § 26 Abs. 2 mit 1. September 2012; 
 2. § 1 Abs. 2 in der Fassung der Z 1, § 19 Abs. 1, § 22 samt Überschrift, 

§ 25 Abs. 3, § 27 Abs. 2a, § 28, § 30 Abs. 3 erster Satz, § 31 samt 
Überschrift, § 32 Abs. 2, § 34, § 37 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 37a, § 43 
Abs. 2, § 45 Abs. 1, § 47, § 48 Abs. 2, § 49 Abs. 1 und 3a, § 49a Abs. 1, 
2, 6 und 9, § 50 Abs. 1, 5a, 6 und 7, § 52, § 54b Abs. 1, 1a und 3, § 55 
Abs. 1, § 64 Abs. 2 in der Fassung der Z 58, § 64 Abs. 3a und § 64 
Abs. 5 mit 1. Jänner 2013; gleichzeitig tritt § 21 samt Überschrift außer 
Kraft. 

 3. § 1 Abs. 2 in der Fassung der Z 2, § 24 zweiter Satz, § 26 in der Fassung 
der Z 2, § 30 Abs. 3 zweiter Satz, § 37 Abs. 3, § 39 Abs. 6, § 45 Abs. 2 
erster Satz, § 46 Abs. 1, die Überschrift zum neuen 5. Abschnitt des 
II. Teiles, § 52a Abs. 1, § 52b, § 53 Abs. 1 erster Satz, § 53a erster Satz, 
§ 56 Abs. 3, § 57 Abs. 3, § 64 Abs. 1, § 64 Abs. 2 in der Fassung der 
Z 59 und § 66 Abs. 1 mit 1. Jänner 2014; gleichzeitig treten § 23, der 
5. Abschnitt des II. Teiles samt Überschrift, § 56 Abs. 4, § 64 Abs. 3a 
und § 65 außer Kraft.
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Artikel 8 
Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991 

Allgemeine Grundsätze Allgemeine Grundsätze 
§ 1. (1) Vorbehaltlich des § 3 Abs. 3 obliegt den 

Bezirksverwaltungsbehörden 
§ 1. (1) Vorbehaltlich des § 3 Abs. 3 obliegt den 

Bezirksverwaltungsbehörden
 1. und 2. … 1. und 2. …
  3. die Vollstreckung der von den Verwaltungsgerichten mit Ausnahme des 

Bundesfinanzgerichtes erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse;
 3. die Einbringung von Geldleistungen, für die durch besondere 

Vorschriften die Einbringung im Verwaltungsweg (politische Exekution) 
gewährt ist. 

 4. die Einbringung von Geldleistungen, für die durch besondere 
Vorschriften die Einbringung im Verwaltungsweg (politische Exekution) 
gewährt ist.

(2) Abs. 1 Z 1 und 2 gilt auch für die Landespolizeidirektionen innerhalb 
ihres Wirkungsbereiches. 

(2) Abs. 1 Z 1 und 3 gilt auch für die Landespolizeidirektionen, insoweit 
diese zugleich Sicherheitsbehörden erster Instanz sind.

(3) … (3) … 
 § 1a. (1) Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung von 

Verpflichtungen, deren Erfüllung im öffentlichen Interesse gelegen ist, von Amts 
wegen einzuleiten. Die Vollstreckung von Verpflichtungen, auf deren Erfüllung 
ein Anspruch besteht, ist auf Antrag des Berechtigten (betreibender Gläubiger) 
einzuleiten. 

(2) Die Vollstreckung ist von Amts wegen durchzuführen.
Eintreibung von Geldleistungen Eintreibung von Geldleistungen 

§ 3. (1) … 
(2) Bescheide und Rückstandsausweise, die von der erkennenden oder 

verfügenden Stelle oder von der Vollstreckungsbehörde mit der Bestätigung 
versehen sind, daß sie einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht 
unterliegen, sind Exekutionstitel im Sinne des § 1 EO. Einwendungen gegen den 
Anspruch im Sinne des § 35 EO sind bei der Stelle anzubringen, von der der 
Exekutionstitel ausgegangen ist. 

§ 3. (1) … 
(2) Die zu vollstreckenden Bescheide und Rückstandsausweise bzw. 

Erkenntnisse und Beschlüsse müssen mit einer Bestätigung der Stelle, von der sie 
erlassen oder ausgestellt wurden, oder der Vollstreckungsbehörde versehen sein, 
dass sie einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht mehr 
unterliegen (Vollstreckbarkeitsbestätigung). Einwendungen gegen den Anspruch 
im Sinne des § 35 EO sind bei der Stelle anzubringen, von der der Exekutionstitel 
ausgegangen ist.
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(3) … (3) … 
c) Anwendung unmittelbaren Zwanges c) Anwendung unmittelbaren Zwanges 

§ 7. Sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen, kann der einem Bescheid 
entsprechende Zustand durch Anwendung unmittelbaren Zwanges hergestellt 
werden, wenn dies auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig möglich ist. … 

§ 7. Sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen, kann der einem Bescheid 
bzw. Erkenntnis oder Beschluss entsprechende Zustand durch Anwendung 
unmittelbaren Zwanges hergestellt werden, wenn dies auf andere Weise nicht 
oder nicht rechtzeitig möglich ist. …

Verfahren Verfahren 
§ 10. (1) Auf das Vollstreckungsverfahren sind, soweit sich aus diesem 

Bundesgesetz nicht anderes ergibt, der I. Teil, hinsichtlich der 
Rechtsmittelbelehrung die §§ 58 Abs. 1 und 61, § 61a und der IV. Teil mit 
Ausnahme der §§ 67a bis 67h des AVG sinngemäß anzuwenden. Im Verfahren 
vor dem unabhängigen Verwaltungssenat sind ferner die §§ 51 bis 51i VStG und, 
soweit sich aus dem VStG nicht anderes ergibt, die für dieses Verfahren 
geltenden Bestimmungen des AVG anzuwenden. 

§ 10. (1) Auf das Vollstreckungsverfahren sind, soweit sich aus diesem 
Bundesgesetz nicht anderes ergibt, der I. Teil, hinsichtlich der 
Rechtsmittelbelehrung die §§ 58 Abs. 1 und 61 und der 2. und 3. Abschnitt des 
IV. Teiles des AVG sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Berufung gegen eine nach diesem Bundesgesetz erlassene 
Vollstreckungsverfügung kann nur ergriffen werden, wenn 

(2) Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen eine nach diesem 
Bundesgesetz erlassene Vollstreckungsverfügung kann nur ergriffen werden, 
wenn 

 1. die Vollstreckung unzulässig ist oder 
 2. die Vollstreckungsverfügung mit dem zu vollstreckenden Bescheid nicht 

übereinstimmt oder 
 3. die angeordneten oder angewendeten Zwangsmittel im Gesetz nicht 

zugelassen sind oder mit § 2 im Widerspruch stehen.

 1. die Vollstreckung unzulässig ist oder 
 2. die Vollstreckungsverfügung mit dem zu vollstreckenden Bescheid bzw. 

Erkenntnis oder Beschluss nicht übereinstimmt oder 
 3. die angeordneten oder angewendeten Zwangsmittel gesetzlich nicht 

zulässig sind oder mit § 2 in Widerspruch stehen.
(3) Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung. Sie geht (3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

 1. in einer Angelegenheit der Sicherheitsverwaltung an die 
Landespolizeidirektion, 

 2. in einer sonstigen Angelegenheit der Bundesverwaltung an den 
Landeshauptmann und 

 3. in einer Angelegenheit der Landesverwaltung an die Landesregierung, 
 4. im Verfahren wegen Verwaltungsübertretungen jedoch an den 

unabhängigen Verwaltungssenat (§ 51 VStG).
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Die demnach zuständige Behörde entscheidet endgültig.
Kosten Kosten 

§ 11. (1) … 
(2) Im Fall der Uneinbringlichkeit sind sie von der Partei zu tragen, auf 

deren Antrag und in deren Interesse die Vollstreckungshandlungen vorgenommen 
wurden. Hierüber ist von der Vollstreckungsbehörde nach dem AVG zu 
entscheiden. Die Berufung geht an die nach § 10 Abs. 3 zuständige Behörde, die 
endgültig entscheidet. 

§ 11. (1) … 
(2) Im Fall der Uneinbringlichkeit sind sie von der Partei zu tragen, auf 

deren Antrag und in deren Interesse die Vollstreckungshandlungen vorgenommen 
wurden. Hierüber ist von der Vollstreckungsbehörde nach dem AVG zu 
entscheiden. 

(3) … 
(4) Soweit der Verpflichtete die Kosten der Vollstreckung für Maßnahmen 

nach § 4 nicht vor der Durchführung der Ersatzvornahme entrichtet hat (§ 4 
Abs. 2) und die Durchführung der Ersatzvornahme unaufschiebbar ist, zählen zu 
den Kosten der Vollstreckung auch angemessene Finanzierungskosten, die ab 
dem Zeitpunkt entstanden sind, in dem die Behörde in Vorlage getreten ist. Diese 
Kosten sind jedenfalls angemessen, wenn sie jährlich den jeweils geltenden 
Basiszinssatz um nicht mehr als 2% übersteigen. Maßgebend ist der Zeitpunkt der 
Erlassung der Vollstreckungsverfügung durch die Behörde erster Instanz.

(3) … 
(4) Soweit der Verpflichtete die Kosten der Vollstreckung für Maßnahmen 

nach § 4 nicht vor der Durchführung der Ersatzvornahme entrichtet hat (§ 4 
Abs. 2) und die Durchführung der Ersatzvornahme unaufschiebbar ist, zählen zu 
den Kosten der Vollstreckung auch angemessene Finanzierungskosten, die ab 
dem Zeitpunkt entstanden sind, in dem die Behörde in Vorlage getreten ist. Diese 
Kosten sind jedenfalls angemessen, wenn sie jährlich den jeweils geltenden 
Basiszinssatz um nicht mehr als 2% übersteigen. Maßgebend ist der Zeitpunkt der 
Erlassung der Vollstreckungsverfügung.

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 13. (1) bis (6) … § 13. (1) bis (6) …
 (7) In der Fassung des Art. 8 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 

treten in Kraft: 
 1. § 1 Abs. 2 in der Fassung der Z 3 mit 1. September 2012; 
 2. § 1a mit 1. Jänner 2013; 
 3. § 1 Abs. 1, § 1 Abs. 2 in der Fassung der Z 4, § 3 Abs. 2 erster Satz, § 7, 

§ 10 und § 11 Abs. 4 letzter Satz mit 1. Jänner 2014; gleichzeitig tritt 
§ 11 Abs. 2 letzter Satz außer Kraft.
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Artikel 9 
Änderung des EU-Verwaltungsstrafvollstreckungsgesetzes 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 
§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bezeichnet der Begriff § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bezeichnet der Begriff

 1. bis 7. … 1. bis 7. …
 8. „Bescheinigung“ die Bescheinigung nach Art. 4 des Rahmenbeschlusses. 8. „Bescheinigung“ die Bescheinigung nach Art. 4 des Rahmenbeschlusses; 
  9. „Rahmenbeschluss 2009/299/JI“ den Rahmenbeschluss 2009/299/JI zur 

Änderung der Rahmenbeschlüsse 2002/584/JI, 2005/214/JI, 2006/783/JI, 
2008/909/JI und 2008/947/JI, zur Stärkung der Verfahrensrechte von 
Personen und zur Förderung der Anwendung des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen, die im Anschluss an 
eine Verhandlung ergangen sind, zu der die betroffene Person nicht 
erschienen ist, ABl. Nr. L 81 vom 27.03.2009 S. 24.

Unzulässigkeit der Vollstreckung Unzulässigkeit der Vollstreckung 
§ 5. (1) … § 5. (1) …
(2) Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung der Entscheidung zu 

verweigern, wenn 
 1. der Bestrafte im Inland nicht über Vermögen verfügt oder Einkommen 

bezieht, oder sich nicht in der Regel im Inland aufhält bzw. dort seinen 
Sitz hat,

(2) Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckung der Entscheidung zu 
verweigern, wenn 
 1. der Bestrafte im Inland weder über Vermögen verfügt noch Einkommen 

bezieht, oder sich nicht in der Regel im Inland aufhält bzw. dort seinen 
Sitz hat,

 2. bis 8 … 2.  bis 8 …
 9. laut Bescheinigung der Bestrafte 
 a) im Fall eines schriftlichen Verfahrens nicht persönlich oder über einen 

nach innerstaatlichem Recht befugten Vertreter von seinem Recht, die 
Entscheidung anzufechten, und von den Fristen, die für dieses 
Rechtsmittel gelten, gemäß den Rechtsvorschriften des 
Entscheidungsstaats unterrichtet worden ist, oder 

 b) im Verfahren nicht persönlich erschienen ist, es sei denn, aus der 
Bescheinigung geht hervor, dass der Bestrafte 

 aa) persönlich oder über einen nach innerstaatlichem Recht befugten 

 9. laut Bescheinigung der Bestrafte im Fall eines schriftlichen Verfahrens 
nicht persönlich oder über einen nach dem Recht des 
Entscheidungsstaates befugten Vertreter von seinem Recht, die 
Entscheidung anzufechten, und von den Fristen, die für dieses 
Rechtsmittel gelten, gemäß den Rechtsvorschriften des 
Entscheidungsstaats unterrichtet worden ist, 
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Vertreter gemäß den Rechtsvorschriften des Entscheidungsstaats 
über das Verfahren unterrichtet worden ist oder 

 bb) angegeben hat, dass er die Entscheidung nicht anficht,
  10. laut Bescheinigung der Bestrafte zu der Verhandlung, die zu der 

Entscheidung geführt hat, nicht persönlich erschienen ist, es sei denn, aus 
der Bescheinigung geht hervor, dass der Bestrafte im Einklang mit 
weiteren verfahrensrechtlichen Vorschriften des einzelstaatlichen Rechts 
des Entscheidungsstaates 

 a) rechtzeitig 
 aa) entweder persönlich vorgeladen wurde und dabei von dem 

vorgesehenen Termin und Ort der Verhandlung in Kenntnis 
gesetzt wurde, die zu der Entscheidung geführt hat, oder auf 
andere Weise tatsächlich offiziell von dem vorgesehenen Termin 
und Ort dieser Verhandlung in Kenntnis gesetzt wurde, und zwar 
auf eine Weise, dass zweifelsfrei nachgewiesen wurde, dass er 
von der anberaumten Verhandlung Kenntnis hatte und 

 bb) davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass eine Entscheidung auch 
dann ergehen kann, wenn er zu der Verhandlung nicht erscheint 

  oder 
 b) in Kenntnis der anberaumten Verhandlung ein Mandat an einen 

Rechtsbeistand, der entweder vom Bestraften oder vom Staat bestellt 
wurde, erteilt hat, ihn bei der Verhandlung zu verteidigen, und bei der 
Verhandlung von diesem Rechtsbeistand tatsächlich verteidigt worden 
ist oder 

 c) nachdem ihm die Entscheidung zugestellt und er ausdrücklich von 
seinem Recht auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein 
Berufungsverfahren in Kenntnis gesetzt worden ist, an dem der 
Bestrafte teilnehmen kann und bei dem der Sachverhalt, einschließlich 
neuer Beweismittel, erneut geprüft werden und die ursprünglich 
ergangene Entscheidung aufgehoben werden kann 

 aa) ausdrücklich erklärt hat, dass er die Entscheidung nicht anficht 
oder 

bb) innerhalb der geltenden Frist keine Wiederaufnahme des 
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Verfahrens bzw. kein Berufungsverfahren beantragt hat,
  11. laut Bescheinigung der Bestrafte nicht persönlich erschienen ist, 

es sei denn, aus der Bescheinigung geht hervor, dass er nach 
ausdrücklicher Unterrichtung über das Verfahren und die 
Möglichkeit, bei der Verhandlung persönlich zu erscheinen, 
ausdrücklich erklärt hat, dass er auf das Recht auf mündliche 
Anhörung verzichtet, und ausdrücklich mitgeteilt hat, dass er die 
Entscheidung nicht anficht,

 10. die verhängte Geldstrafe oder Geldbuße unter 70 Euro oder dem 
Gegenwert dieses Betrags liegt oder

 11. die verhängte Geldstrafe oder Geldbuße unter 70 Euro oder dem 
Gegenwert dieses Betrags liegt oder

 11. Grundrechte oder allgemeine Rechtsgrundsätze gemäß Art. 6 des 
Vertrags über die Europäische Union verletzt wurden.

 12. Grundrechte oder allgemeine Rechtsgrundsätze gemäß Art. 6 des 
Vertrags über die Europäische Union verletzt wurden.

(3) … (3) … 
(4) Bevor die Vollstreckungsbehörde in den in Abs. 1 und Abs. 2 Z 4, 9 und 

11 genannten Fällen die Vollstreckung einer Entscheidung ganz oder teilweise 
verweigert, hat sie auf geeignete Art und Weise die zuständige Behörde des 
Entscheidungsstaats zu konsultieren und diese gegebenenfalls um die 
unverzügliche Übermittlung aller erforderlichen zusätzlichen Angaben zu bitten.

(4) Bevor die Vollstreckungsbehörde in den in Abs. 1 und Abs. 2 Z 4, 9, 10, 
11 und 13 genannten Fällen die Vollstreckung einer Entscheidung ganz oder 
teilweise verweigert, hat sie auf geeignete Art und Weise die zuständige Behörde 
des Entscheidungsstaats zu konsultieren und diese gegebenenfalls um die 
unverzügliche Übermittlung aller erforderlichen zusätzlichen Angaben zu bitten. 

(5) … (5) … 
Anrechnung geleisteter Zahlungen Anrechnung geleisteter Zahlungen 

§ 7. Kann der Verpflichtete den Nachweis für eine teilweise oder vollständig 
geleistete Zahlung in einem Staat erbringen, so hat die Vollstreckungsbehörde 
nach dem Verfahren des § 5 Abs. 4 die zuständige Behörde des 
Entscheidungsstaats zu konsultieren. …

§ 7. Kann der Bestrafte den Nachweis für eine teilweise oder vollständig 
geleistete Zahlung in einem Staat erbringen, so hat die Vollstreckungsbehörde 
nach dem Verfahren des § 5 Abs. 4 die zuständige Behörde des 
Entscheidungsstaats zu konsultieren. …

Beendigung der Vollstreckung Beendigung der Vollstreckung 
§ 8. Unterrichtet die zuständige Behörde des Entscheidungsstaats die 

Vollstreckungsbehörde über eine Entscheidung oder Maßnahme, auf Grund derer 
die Vollstreckbarkeit der Entscheidung erlischt oder die Vollstreckung Österreich 
aus anderen Gründen wieder entzogen wird, so ist die Vollstreckung zu beenden.

§ 8. Unterrichtet die zuständige Behörde des Entscheidungsstaats die 
Vollstreckungsbehörde über eine Entscheidung oder Maßnahme, auf Grund deren 
die Vollstreckbarkeit der Entscheidung erlischt oder die Vollstreckung Österreich 
aus anderen Gründen wieder entzogen wird, so ist die Vollstreckung zu beenden. 

Beendigung der Vollstreckung Beendigung der Vollstreckung 
§ 14. (1) Die Strafbehörde hat die zuständige Behörde des § 14. (1) Die Strafbehörde hat die zuständige Behörde des 
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Vollstreckungsstaats unverzüglich über jede Entscheidung oder Maßnahme zu 
unterrichten, auf Grund derer die Vollstreckbarkeit der Entscheidung erlischt.

Vollstreckungsstaats unverzüglich über jede Entscheidung oder Maßnahme zu 
unterrichten, auf Grund deren die Vollstreckbarkeit der Entscheidung erlischt. 

(2) … (2) … 
Folgen der Übermittlung Folgen der Übermittlung 

§ 15. (1) … § 15. (1) …
(2) Die Vollstreckung ist wieder zulässig, (2) Die Vollstreckung ist wieder zulässig,

 1. nachdem der Vollstreckungsstaat die Strafbehörde davon unterrichtet hat, 
dass bei Anwendung von Art. 7, ausgenommen dessen Abs. 2 Buchstabe 
a, von Art. 11 Abs. 1 oder von Art. 20 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses die 
Vollstreckung der Entscheidung in ihrer Gesamtheit oder in Teilen nicht 
erfolgt ist oder die Entscheidung nicht anerkannt wurde, oder 

 1. nachdem der Vollstreckungsstaat die Strafbehörde davon unterrichtet hat, 
dass bei Anwendung von Art. 7 des Rahmenbeschlusses in der Fassung 
des Rahmenbeschlusses 2009/299/JI, ausgenommen dessen Abs. 2 
Buchstabe a, von Art. 11 Abs. 1 oder von Art. 20 Abs. 3 des 
Rahmenbeschlusses die Vollstreckung der Entscheidung in ihrer 
Gesamtheit oder in Teilen nicht erfolgt ist oder die Entscheidung nicht 
anerkannt wurde, oder

 2. … 2. … 
(3) … (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 18. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 2008 in Kraft. Auf 

Übertretungen, die vor diesem Datum begangen wurden, ist dieses Gesetz jedoch 
nicht anzuwenden.

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 2008 in Kraft. Auf 
Übertretungen, die vor diesem Datum begangen wurden, ist dieses Gesetz jedoch 
nicht anzuwenden.

 (2) § 2 Z 8 und 9, § 5 Abs. 2 Z 1, 9, 10, 11, 12 und 13, § 5 Abs. 4, § 7, § 8, 
§ 14 Abs. 1, § 15 Abs. 2 Z 1 und Buchstabe h Z 3 der Anlage 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 

Anhang 2 Anhang 2 
h) Art der Entscheidung über die Zahlung einer Geldstrafe oder Geldbuße h) Art der Entscheidung über die Zahlung einer Geldstrafe oder Geldbuße
 1. und 2. … 1. und 2. …
 3. Bitte geben Sie an, ob die betreffende Person im Verfahren persönlich 

erschienen ist: 
 3. Geben Sie an, ob die betroffene Person zu der Verhandlung, die zu der 

Entscheidung geführt hat, persönlich erschienen ist:
 □ a) Ja, ist erschienen. 
 □  b) Nein, ist nicht erschienen. Es wird bestätigt, 
 □ dass die betreffende Person persönlich oder über einen nach 

 1. □ Ja, die Person ist zu der Verhandlung, die zu der Entscheidung 
geführt hat, persönlich erschienen. 

 2. □ Nein, die Person ist zu der Verhandlung, die zu der Entscheidung 
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innerstaatlichem Recht befugten Vertreter gemäß den 
Rechtsvorschriften des Entscheidungsstaats über das Verfahren 
unterrichtet worden ist 

 oder 
 □  dass die betreffende Person angegeben hat, dass sie die 

Entscheidung nicht anficht. 

geführt hat, nicht persönlich erschienen.
 3. Bitte geben Sie zu der unter Nummer 2 angekreuzten Möglichkeit an, 

dass eine der folgenden Möglichkeiten zutrifft: 
 □ 3.1a. Die Person wurde am … (Tag/Monat/Jahr) persönlich 

vorgeladen und dabei von dem vorgesehenen Termin und Ort der 
Verhandlung in Kenntnis gesetzt, die zu der Entscheidung geführt 
hat, sowie davon in Kenntnis gesetzt, dass eine Entscheidung auch 
dann ergehen kann, wenn sie zu der Verhandlung nicht erscheint; 

 ODER 
 □ 3.1b. die Person wurde nicht persönlich vorgeladen, aber auf 

andere Weise tatsächlich offiziell von dem vorgesehenen Termin 
und Ort der Verhandlung, die zu der Entscheidung geführt hat, in 
Kenntnis gesetzt, und zwar auf eine Weise, dass zweifelsfrei 
nachgewiesen wurde, dass sie von der anberaumten Verhandlung 
Kenntnis hatte, sowie davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass eine 
Entscheidung auch dann ergehen kann, wenn sie zu der 
Verhandlung nicht erscheint; 

 ODER 
 □ 3.2. die Person hat in Kenntnis der anberaumten Verhandlung ein 

Mandat an einen Rechtsbeistand, der entweder von der 
betroffenen Person oder vom Staat bestellt wurde, erteilt, sie bei 
der Verhandlung zu verteidigen, und ist bei der Verhandlung von 
diesem Rechtsbeistand tatsächlich verteidigt worden; 

 ODER 
 □ 3.3. der Person wurde die Entscheidung am … (Tag/Monat/Jahr) 

zugestellt, und sie wurde ausdrücklich von ihrem Recht auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein Berufungsverfahren 
in Kenntnis gesetzt, an dem die Person teilnehmen kann und bei 
dem der Sachverhalt, einschließlich neuer Beweismittel, erneut 
geprüft werden und die ursprünglich ergangene Entscheidung 
aufgehoben werden kann, und 

 □ die Person hat ausdrücklich erklärt, dass sie diese 
Entscheidung nicht anficht;
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 ODER 
 □ die Person hat innerhalb der geltenden Frist keine 

Wiederaufnahme des Verfahrens bzw. kein 
Berufungsverfahren beantragt; 

 ODER 
 □ 3.4. die betroffene Person hat nach ausdrücklicher Unterrichtung 

über das Verfahren und die Möglichkeit, bei der Verhandlung 
persönlich zu erscheinen, ausdrücklich erklärt, dass sie auf das 
Recht auf mündliche Anhörung verzichtet, und hat ausdrücklich 
mitgeteilt, dass sie die Entscheidung nicht anficht. 

 4. Bitte geben Sie zu der unter Nummer 3.1b, 3.2, 3.3 oder 3.4 
angekreuzten Möglichkeit an, wie die entsprechende Voraussetzung 
erfüllt wurde: 
.................................................................................................................
.................................................................................................................
.................................................................................................................
..........

 4. … 4. … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 18. … § 18. (1) …
 (2) § 2 Z 8 und 9, § 5 Abs. 2 Z 1, 9, 10, 11, 12 und 13, § 5 Abs. 4, § 7, § 8, 

§ 14 Abs. 1, § 15 Abs. 2 Z 1 und Buchstabe h Z 3 der Anlage 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 

Artikel 10 
Änderung des Zustellgesetzes 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 
§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten die Begriffe: § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten die Begriffe:

 1. „Empfänger“: die von der Behörde in der Zustellverfügung (§ 5) 
namentlich bezeichnete Person, in deren Verfügungsgewalt das 
zuzustellende Dokument gelangen soll;

 1. „Empfänger“: die von der Behörde in der Zustellverfügung (§ 5) 
namentlich als solche bezeichnete Person; 
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 2. bis 5. … 2. bis 5. …
 6. „Post“: die Österreichische Post AG (§ 2 Z 2 des Postgesetzes 1997, 

BGBl. I Nr. 18/1998); 
 6. „Post“: die Österreichische Post AG (§ 3 Z 1 des Postmarktgesetzes – 

PMG, BGBl. I Nr. 123/2009);
 7. „Zustelldienst“: die Post oder ein anderer Universaldienstbetreiber 

gemäß § 5 Abs. 1 bis 3 des Postgesetzes 1997 im Anwendungsbereich 
des 2. Abschnitts sowie ein elektronischer Zustelldienst im 
Anwendungsbereich des 3. Abschnitts;

 7. „Zustelldienst“: ein Universaldienstbetreiber (§ 3 Z 4 PMG); 

 8. und 9. … 8. und 9. …
Besondere Fälle der Zustellung Besondere Fälle der Zustellung 

§ 11. (1) … § 11. (1) …
(2) Zur Vornahme von Zustellungen an Ausländer oder internationale 

Organisationen, denen völkerrechtliche Privilegien und Immunitäten zustehen, ist 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder Sitz die Vermittlung des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten in Anspruch zu nehmen. 

(2) Zur Vornahme von Zustellungen an Ausländer oder internationale 
Organisationen, denen völkerrechtliche Privilegien und Immunitäten zustehen, ist 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder Sitz die Vermittlung des 
Bundesministeriums für europäische und internationale Angelegenheiten in 
Anspruch zu nehmen.

(3) … (3) … 
Zurückstellung an die Behörde Zurückstellung an den Absender 

§ 19. (1) Dokumente, die weder zugestellt werden können noch 
nachzusenden sind oder die zwar durch Hinterlegung zugestellt, aber nicht 
abgeholt worden sind, sind der Behörde zurückzustellen.

§ 19. (1) Dokumente, die weder zugestellt werden können noch 
nachzusenden sind oder die zwar durch Hinterlegung zugestellt, aber nicht 
abgeholt worden sind, sind dem Absender zurückzustellen.

(2) … (2) … 
Zustellnachweis Zustellnachweis 

§ 22. (1) … § 22. (1) …
(2) … Der Zustellnachweis ist der Behörde unverzüglich zu übersenden. (2) … Der Zustellnachweis ist dem Absender unverzüglich zu übersenden. 
(3) … (3) … 
(4) … Die die Beurkundung der Zustellung betreffenden Daten sind der 

Behörde unverzüglich zu übermitteln.
(4) … Die die Beurkundung der Zustellung betreffenden Daten sind dem 

Absender unverzüglich zu übermitteln.
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

§ 25. (1) Zustellungen an Personen, deren Abgabestelle unbekannt ist, oder § 25. (1) Zustellungen an Personen, deren Abgabestelle unbekannt ist, oder 
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an eine Mehrheit von Personen, die der Behörde nicht bekannt sind, können, 
wenn es sich nicht um ein Strafverfahren handelt, kein 
Zustellungsbevollmächtigter bestellt ist und nicht gemäß § 8 vorzugehen ist, 
durch Anschlag an der Amtstafel, daß ein zuzustellendes Dokument bei der 
Behörde liegt, vorgenommen werden. Findet sich der Empfänger zur 
Empfangnahme des Dokuments (§ 24) nicht ein, so gilt, wenn gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, die Zustellung als bewirkt, wenn seit dem Anschlag an der 
Amtstafel der Behörde zwei Wochen verstrichen sind.

an eine Mehrheit von Personen, die der Behörde nicht bekannt sind, können, 
wenn es sich nicht um ein Strafverfahren handelt, kein 
Zustellungsbevollmächtigter bestellt ist und nicht gemäß § 8 vorzugehen ist, 
durch Kundmachung an der Amtstafel, daß ein zuzustellendes Dokument bei der 
Behörde liegt, vorgenommen werden. Findet sich der Empfänger zur 
Empfangnahme des Dokuments (§ 24) nicht ein, so gilt, wenn gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, die Zustellung als bewirkt, wenn seit der Kundmachung an 
der Amtstafel der Behörde zwei Wochen verstrichen sind.

(2) … (2) … 
Ausstattung der Dokumente; Zustellformulare; Zustellnachweise Ausstattung der Dokumente; Zustellformulare; Zustellnachweise 

§ 27. Soweit dies erforderlich ist, hat die Bundesregierung durch 
Verordnung nähere Bestimmungen über

§ 27. Soweit dies erforderlich ist, hat die Bundesregierung durch 
Verordnung nähere Bestimmungen über

 1. … 1. … 
 2. die bei der Zustellung zu verwendenden Formulare und 2. die bei der Zustellung verwendbaren Formulare und
 3. … 
zu erlassen.

 3. … 
zu erlassen. 

Leistungen der Zustelldienste Leistungen der Zustelldienste 
§ 29. (1) … Die Zustellleistung umfasst folgende, nach dem jeweiligen 

Stand der Technik zu erbringende Leistungen:
§ 29. (1) … Die Zustellleistung umfasst folgende, nach dem jeweiligen 

Stand der Technik zu erbringende Leistungen:
 1. bis 6 … 1. bis 6…
 7. die Protokollierung von Daten im Sinn des § 35 Abs. 3 vierter Satz und 

die Übermittlung dieser Daten an die Behörde; 
 7. die Protokollierung von Daten im Sinn des § 35 Abs. 3 vierter Satz und 

die Übermittlung dieser Daten an den Absender; 
 8. die unverzügliche Verständigung der Behörde, wenn ein Dokument nicht 

abgeholt wird; 
 8. die unverzügliche Verständigung des Absenders, wenn ein Dokument 

nicht abgeholt wird;
 9. und 10 … 9. und 10 …
 11. sofern der Zustelldienst diese Leistung anbietet, die Weiterleitung eines 

zuzustellenden Dokuments zur elektronischen Übermittlung nach den 
§§ 89a ff GOG auf Verlangen des Empfängers sowie die Mitteilung an 
die Behörde, wann das zuzustellende Dokument in den elektronischen 
Verfügungsbereich des Empfängers (§ 89d GOG) gelangt ist.

 11. sofern der Zustelldienst diese Leistung anbietet, die Weiterleitung eines 
zuzustellenden Dokuments zur elektronischen Übermittlung nach den 
§§ 89a ff GOG auf Verlangen des Empfängers sowie die Mitteilung an 
den Absender, wann das zuzustellende Dokument in den elektronischen 
Verfügungsbereich des Empfängers (§ 89d GOG) gelangt ist.
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Zustellung mit Zustellnachweis durch einen Zustelldienst Zustellung mit Zustellnachweis durch einen Zustelldienst 
§ 35. (1) und (2) … § 35. (1) und (2) …
(3) … Der Zustelldienst hat alle Daten über die Verständigungen gemäß 

Abs. 1 und 2 und die Abholung des Dokuments zu protokollieren und der 
Behörde unverzüglich zu übermitteln; die Gesamtheit dieser Daten bildet den 
Zustellnachweis.

(3) … Der Zustelldienst hat alle Daten über die Verständigungen gemäß 
Abs. 1 und 2 und die Abholung des Dokuments zu protokollieren und dem 
Absender unverzüglich zu übermitteln; die Gesamtheit dieser Daten bildet den 
Zustellnachweis.

(4) bis (9) … (4) bis (9) …
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 40. (1) bis (7) … § 40. (1) bis (7) …
 (8) § 2 Z 1, 6 und 7, § 11 Abs. 2, die Überschrift zu § 19, § 19 Abs. 1, § 22 

Abs. 2 und 4, § 25 Abs. 1, § 27 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 7, 8 und 11 und § 35 Abs. 3 
letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 
1. Jänner 2013 in Kraft.

 (8) § 2 Z 1, 6 und 7, § 11 Abs. 2, die Überschrift zu § 19, § 19 Abs. 1, § 22 
Abs. 2 und 4, § 25 Abs. 1, § 27 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 7, 8 und 11 und § 35 Abs. 3 
letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 
1. Jänner 2013 in Kraft.

Artikel 11 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

ARTIKEL III. 
Bestimmungen für den Bereich des landesgesetzlichen und 

kommunalsteuerlichen Abgabenstrafrechts 

ARTIKEL III. 
Bestimmungen für den Bereich des landesgesetzlichen und 

kommunalsteuerlichen Abgabenstrafrechts 

§ 254. (1) Für den Bereich des landesgesetzlichen und 
kommunalsteuerlichen Abgabenstrafrechts gelten § 29 und das 
Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52, mit folgenden Maßgaben: 
 1. Die Verjährungsfrist gemäß § 31 Abs. 2 erster Satz VStG beträgt ein 

Jahr.

§ 254. (1) Für den Bereich des landesgesetzlichen und 
kommunalsteuerlichen Abgabenstrafrechts gelten § 29 und das 
Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52/1991, mit der Maßgabe, dass 
dessen § 52b sinngemäß anzuwenden ist. 
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 2. Die §§ 37, 39 und 50 VStG sind von den Organen der Gemeinden mit 
Ausnahme der Städte mit eigenem Statut nicht anzuwenden. 

 3. Die §§ 51a Abs. 5 und 52b VStG sind sinngemäß anzuwenden. 
 4. Die Wiederaufnahme eines durch Einstellung abgeschlossenen 

Strafverfahrens gemäß § 52 VStG ist nur innerhalb der in der Z 1 
genannten Frist zulässig. 

(2) … (2) … 
§ 265. (1) bis (1q) … § 265. (1) bis (1q) …
 (1x) § 254 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 

tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
(2) bis (6) … (2) bis (6) …

Artikel 12 
Änderung der Exekutionsordnung 

Erster Theil. 
Execution. 

Erster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Erster Titel. 
Execution aus inländischen Acten und Urkunden. 

Executionstitel.

Erster Theil. 
Execution. 

Erster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Erster Titel. 
Execution aus inländischen Acten und Urkunden. 

Executionstitel.
§. 1. 

Executionstitel im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes sind die nachfolgenden 
im Geltungsgebiete dieses Gesetzes errichteten Acte und Urkunden: 
 1. bis 9. …

§. 1. 
Executionstitel im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes sind die nachfolgenden 

im Geltungsgebiete dieses Gesetzes errichteten Acte und Urkunden: 
1. bis 9. …

 10. Entscheidungen über privatrechtliche Ansprüche, welche von 10. Entscheidungen der Verwaltungsbehörden über privatrechtliche 
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Verwaltungsbehörden oder anderen hiezu berufenen öffentlichen 
Organen gefällt wurden und einem die Execution hemmenden 
Rechtszuge nicht mehr unterworfen sind, sofern die Execution durch 
gesetzliche Bestimmungen den Gerichten überwiesen ist;

Ansprüche, soweit sie nach den dafür geltenden Vorschriften 
vollstreckbar sind und die Exekution durch gesetzliche Bestimmungen 
den ordentlichen Gerichten überwiesen ist; 

 11. … 11. … 
 

 12. in Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes ergangene rechtskräftige 
Erkenntnisse des Reichsgerichtes, der Verwaltungsbehörden oder anderer 
hiezu berufener öffentlicher Organe, sofern die Execution durch 
gesetzliche Bestimmungen den Gerichten überwiesen ist; 

[Fassung ab 1. Jänner 2013] 
 12. Bescheide der Verwaltungsbehörden sowie Erkenntnisse und Beschlüsse 

des Verwaltungsgerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes, soweit 
sie nach den dafür geltenden Vorschriften vollstreckbar sind und die 
Exekution durch gesetzliche Bestimmungen den ordentlichen Gerichten 
überwiesen ist;

 
[Fassung ab 1. Jänner 2013] 

 12. Bescheide der Verwaltungsbehörden sowie Erkenntnisse und Beschlüsse 
des Verwaltungsgerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes, soweit 
sie nach den dafür geltenden Vorschriften vollstreckbar sind und die 
Exekution durch gesetzliche Bestimmungen den ordentlichen Gerichten 
überwiesen ist; 

[Fassung ab 1. Jänner 2014] 
 12. Bescheide der Verwaltungsbehörden sowie Erkenntnisse und Beschlüsse 

der Verwaltungsgerichte, des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, soweit sie nach den dafür geltenden 
Vorschriften vollstreckbar sind und die Exekution durch gesetzliche 
Bestimmungen den ordentlichen Gerichten überwiesen ist;

 13. …  13. … 

 14. rechtskräftige Entscheidungen der in Z 10 und 12 genannten Behörden 
und öffentlichen Organe, durch welche Geldstrafen oder Geldbußen 
verhängt werden oder der Ersatz der Kosten eines Verfahrens auferlegt 
wird, soferne die Execution durch gesetzliche Bestimmungen den 
Gerichten überwiesen ist; 

 14. Entscheidungen der in Z 10 und 12 genannten Verwaltungsbehörden und 
Gerichte, mit denen Geldstrafen, Geldbußen oder der Ersatz der Kosten 
eines Verfahrens auferlegt wird, soweit sie nach den dafür geltenden 
Vorschriften vollstreckbar sind und die Exekution durch gesetzliche 
Bestimmungen den ordentlichen Gerichten überwiesen ist;

 15. bis 17. … 15. bis 17. …
§ 405. (1) und (2) … § 405. (1) und (2) …
 (3) § 1 Z 10, § 1 Z 12 in der Fassung des Art. 12 Z 2 und § 1 Z 14 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft. § 1 Z 12 in der Fassung des Art. 12 Z 3 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
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Artikel 13 
Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986 

 

§ 16a. … § 17. … 
§ 17. (1) (Entfällt; Abschnitt A Art. III der Kundmachung) 
(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1973 treten alle die Zahl, den allgemeinen 

Wirkungsbereich und die Einrichtung der Bundesministerien regelnden 
bundesgesetzlichen und als Bundesgesetze geltenden Rechtsvorschriften sowie 
die in Durchführung dazu erlassenen Bestimmungen außer Kraft; insbesondere 
verlieren die nachstehenden Rechtsvorschriften, soweit sie noch in Kraft stehen, 
ihre Wirksamkeit:

 

 1. Der Ministerialerlaß vom 17. März 1848, Pol. Ges. Slg. Nr. 30, über die 
Bildung eines verantwortlichen Ministerrates. 

 2. Das Schreiben des k. k. Finanzministeriums vom 19. Mai 1848, Pol. Ges. 
Slg. Nr. 69, an sämtliche Landesstellen und Camerial-Gefällen-
Verwaltungen, betreffend Auflösung der k. k. Allgemeinen Hofkammer 
und Organisierung des Ministeriums der Finanzen. 

 3. Die kaiserliche Verordnung vom 5. Dezember 1848, RGBl. Nr. 8/1849, 
an den Präsidenten des General-Rechnungsdirektoriums, durch welche 
die Direktion der administrativen Statistik dem Ministerium des Handels 
untergeordnet wird. 

 4. Die Entschließung vom 12. April 1852 betreffend die Wirkungskreise der 
Ministerien. 

 5. Die Verordnung der Minister des Innern und der Finanzen vom 2. Juni 
1853, RGBl. Nr. 103, die Teilung der im Wirkungskreise des aufgelösten 
Ministeriums für Landeskultur und Bergwesen gelegenen Geschäfte 
betreffend. 

 6. Die Verordnung der Ministerien des Äußern, des Innern und der 
Finanzen und für Kultus und Unterricht und der Obersten 
Rechnungskontrollbehörde vom 20. Oktober 1859, RGBl. Nr. 193, 
womit die durch Allerhöchste Entschließung vom 12. September 1859 
angeordnete Teilung der Agenden des aufzulösenden Ministeriums für 
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Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten kundgemacht wird.
 7. Die Verordnung des Ministeriums des Äußern, des Staatsministeriums, 

der Ministerien der Finanzen, des Handels und der Volkswirtschaft und 
der Obersten Rechnungskontrollbehörde vom 20. April 1861, RGBl. 
Nr. 49, womit die durch Allerhöchste Entschließung vom 10. April 1861 
getroffene Bestimmung über den Wirkungskreis des Ministeriums für 
Handel und Volkswirtschaft kundgemacht wird. 

 8. Z 1 der Verordnung des Staatsministeriums und des Justizministeriums 
vom 25. Oktober 1865, RGBl. Nr. 109, womit die mit Allerhöchster 
Entschließung vom 16. Oktober 1865 angeordnete Übernahme der 
Leitung und Verwaltung des Gefängniswesens in das Ressort des 
Justizministeriums kundgemacht wird. 

 9. Die Verordnung des Ministeriums des Innern vom 11. März 1867, RGBl. 
Nr. 49, wodurch die Aufhebung des mit Allerhöchstem Handschreiben 
vom 20. Oktober 1860 errichteten Staatsministeriums und die Errichtung 
eines „Ministeriums des Innern“ zur obersten Leitung der politisch-
administrativen Angelegenheiten der nicht zur ungarischen Krone 
gehörigen Länder der Monarchie bekanntgegeben wird. 

 10. Die Verordnung des Ministeriums für Landesverteidigung und 
öffentliche Sicherheit vom 8. Jänner 1868, RGBl. Nr. 11, wodurch die 
Aufhebung der mit Allerhöchster Entschließung vom 2. März 1867 
errichteten Polizeiabteilung des Ministerratspräsidiums und die 
Errichtung eines Ministeriums für Landesverteidigung und öffentliche 
Sicherheit zur obersten Leitung der bezüglichen Angelegenheiten in den 
im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern bekanntgegeben 
wird. 

 11. Die Verordnung des Ackerbauministeriums vom 29. Jänner 1868, RGBl. 
Nr. 12, womit der Wirkungskreis dieses Ministeriums kundgemacht 
wird. 

 12. Die Kundmachung des Ackerbauministeriums vom 24. Jänner 1869, 
RGBl. Nr. 15, betreffend den Übergang der k. k. Staatsgestüte und 
Hengstendepots aus dem Wirkungskreis des Reichskriegs- in jenen des 
Ackerbauministeriums. 

 13. Die Kundmachung des Ackerbauministeriums vom 14. Feber 1869, 
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RGBl. Nr. 22, betreffend dessen Wirkungskreis in Jagd-, Feldpolizei-
und Fischereiangelegenheiten. 

 14. Die Kundmachung des Ackerbauministeriums vom 27. August 1869, 
RGBl. Nr. 144, betreffend dessen Wirkungskreis bei den auf die 
Zusammenlegung und Zerstückelung von Grundstücken 
bezugnehmenden legislativen Verhandlungen. 

 15. Die Verordnung des Ministers des Innern vom 15. Feber 1870, RGBl. 
Nr. 12, betreffend die Übertragung der Angelegenheiten der öffentlichen 
Sicherheit in den Wirkungskreis des Ministeriums des Innern. 

 16. Die Kundmachung des Finanzministeriums und des 
Ackerbauministeriums vom 14. April 1872, RGBl. Nr. 52, in Betreff der 
Ausscheidung der obersten Verwaltung der Staatsforste, der 
Staatsdomänen und Montanwerke in Ausschluß der Salinen, dann der 
Religions- und Studienfondsgüter aus dem Ressort des 
Finanzministeriums und Überweisung derselben an das 
Ackerbauministerium. 

 17. Die Kundmachung des Handelsministers und des Eisenbahnministers 
vom 9. Jänner 1896, RGBl. Nr. 16, betreffend die Errichtung eines 
Eisenbahnministeriums und die Erlassung eines neuen 
Organisationsstatuts für die staatliche Eisenbahnverwaltung für die im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder. 

 18. Die Verordnung des Ministers des Innern und des Leiters des 
Handelsministeriums vom 23. September 1905, RGBl. Nr. 151, 
betreffend die Bestimmung des Wirkungskreises in gewerblichen 
Angelegenheiten. 

 19. Die Verordnung des Ministers des Innern und des Ackerbauministers 
vom 5. August 1906, RGBl. Nr. 174, betreffend die Bestimmung des 
Wirkungskreises des Ministeriums des Innern bzw. des 
Ackerbauministeriums in Veterinärangelegenheiten. 

 20. Das Gesetz vom 27. Juni 1908, RGBl. Nr. 123, womit anläßlich der 
Errichtung des Ministeriums für öffentliche Arbeiten gesetzliche 
Bestimmungen über den Wirkungskreis einzelner Ministerien abgeändert 
werden. 

 21. Die Kundmachung des Gesamtministeriums vom 6. Juli 1908, RGBl. 
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Nr. 124, betreffend die Errichtung eines Ministeriums für öffentliche 
Arbeiten für die im Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder. 

 22. Das Gesetz vom 22. Dezember 1917, RGBl. Nr. 499, womit anläßlich 
der Errichtung des Ministeriums für soziale Fürsorge gesetzliche 
Bestimmungen über den Wirkungskreis einzelner Ministerien abgeändert 
werden. 

 23. Die Kundmachung des Gesamtministeriums vom 27. Dezember 1917, 
RGBl. Nr. 504, betreffend die Errichtung des Ministeriums für soziale 
Fürsorge. 

 24. Das Gesetz vom 27. Juli 1918, RGBl. Nr. 277, womit anläßlich der 
Errichtung des Ministeriums für Volksgesundheit gesetzliche 
Bestimmungen über den Wirkungskreis einzelner Ministerien abgeändert 
werden. 

 25. Die Kundmachung des Gesamtministeriums vom 8. August 1918, RGBl. 
Nr. 297, betreffend die Errichtung des Ministeriums für Volksgesundheit.

 26. § 12 Abs. 2 und § 13 des Beschlusses der Provisorischen 
Nationalversammlung vom 30. Oktober 1918, StGBl. Nr. 1, über die 
grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt. 

 27. § 11 Abs. 1 und § 12 des Gesetzes vom 19. Dezember 1918, StGBl. 
Nr. 139, womit einige Bestimmungen des Beschlusses der Provisorischen 
Nationalversammlung für Deutschösterreich über die grundlegenden 
Einrichtungen der Staatsgewalt vom 30. Oktober 1918, StGBl. Nr. 1, 
abgeändert oder ergänzt werden. 

 28. Art. 9 und Art. 10 des Gesetzes vom 14. März 1919, StGBl. Nr. 180, 
über die Staatsregierung. 

 29. Das Bundesgesetz vom 20. Juli 1922, BGBl. Nr. 527, über die 
Auflassung des Bundesministeriums für Volksernährung. 

 30. Die Verordnung der Bundesregierung vom 9. April 1923, BGBl. Nr. 199, 
über die Besorgung der Geschäfte der obersten Bundesverwaltung. 

 31. Art. I und Art. II des Bundesgesetzes vom 2. August 1927, BGBl. 
Nr. 264, über die Errichtung eines Bundesministeriums für Justiz. 

 32. Die Verordnung der Bundesregierung vom 16. August 1933, BGBl. 
Nr. 375, betreffend die Übernahme von Angelegenheiten der 
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gärtnerischen Verwaltung in den Wirkungskreis des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft. 

 33. Die Verordnung der Bundesregierung vom 23. März 1934, BGBl. I 
Nr. 181, betreffend die Übernahme der Angelegenheiten der 
Staatsdruckerei in den Wirkungskreis des Bundeskanzleramtes. 

 34. Die Verordnung der Bundesregierung vom 27. April 1934, BGBl. I 
Nr. 250, betreffend die Übernahme der Angelegenheiten des 
Bundesamtes für Statistik in den Wirkungsbereich des 
Bundeskanzleramtes. 

 35. Das Bundesgesetz vom 9. Mai 1934, BGBl. II Nr. 27, betreffend die 
Übernahme von Angelegenheiten der körperlichen Ertüchtigung in den 
Wirkungskreis des Bundeskanzleramtes. 

 36. Die Verordnung des Bundespräsidenten vom 22. August 1934, BGBl. II 
Nr. 206, betreffend die Übernahme der Angelegenheiten der 
montanistischen Hochschule Leoben in den Wirkungskreis des 
Bundesministeriums für Unterricht. 

 37. § 1 und § 2 des Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1934, BGBl. II Nr. 308, 
betreffend die Errichtung der „Österreichischen Verkehrswerbung – 
Werbedienst des Bundesministeriums für Handel und Verkehr“. 

 38. Die Verordnung des Bundespräsidenten, BGBl. Nr. 298/1936, betreffend 
die Übernahme der Angelegenheiten der sozialen Frauenschulen in den 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Unterricht. 

 39. Die Verordnung des Bundespräsidenten, BGBl. Nr. 309/1936, betreffend 
die Änderung des Wirkungsbereiches des Bundeskanzleramtes und des 
Bundesministeriums für Finanzen. 

 40. Die die Zahl, den allgemeinen Wirkungsbereich und die Einrichtung der 
Bundesministerien betreffenden Bestimmungen des Behörden-
Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 94/1945. 

 41. Das Bundesgesetz vom 1. Feber 1946, BGBl. Nr. 56, über die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Vermögenssicherung und 
Wirtschaftsplanung. 

 42. Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr. 120, über die Besorgung 
der Geschäfte der obersten Bundesverwaltung.
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 43. Das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949, BGBl. Nr. 24/1950, über die 
Auflösung von Bundesministerien und die Neuordnung des 
Wirkungsbereiches einiger Bundesministerien. 

 44. Das Bundesgesetz vom 22. November 1950, BGBl. Nr. 244, über die 
Neuordnung des Wirkungsbereiches des Bundesministeriums für Handel 
und Wiederaufbau und des Bundesministeriums für Verkehr und 
verstaatlichte Betriebe in den Angelegenheiten der Luftfahrt. 

 45. Das Bundesgesetz vom 22. Juni 1955, BGBl. Nr. 142, womit der 
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes in Angelegenheiten der 
Landesverteidigung festgesetzt wird. 

 46. Das Bundesgesetz vom 11. Juli 1956, BGBl. Nr. 134, über die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Landesverteidigung und über die 
Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundesministerien. 

 47. Das Bundesgesetz vom 22. Juli 1959, BGBl. Nr. 172, über die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten. 

 48. Das Bundesgesetz vom 22. Juli 1959, BGBl. Nr. 173, mit dem der 
Wirkungsbereich der Bundesregierung und der Bundesministerien 
hinsichtlich verstaatlichter Unternehmungen neu bestimmt wird und 
sonstige organisatorische Maßnahmen im Bereich der Bundesverwaltung 
getroffen werden. 

 49. Das Bundesgesetz vom 16. April 1963, BGBl. Nr. 76, über die 
Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundesministerien. 

 50. §§ 1 bis 5, § 6 Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 und 3, §§ 7 bis 15 und 
§§ 18 bis 28 des Bundesgesetzes vom 25. Mai 1966, BGBl. Nr. 70, über 
die Errichtung eines Bundesministeriums für Bauten und Technik und 
über die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundesministerien. 

 51. §§ 1, 2 und 3, § 4 Z 1 und Z 2 lit. a, b und d, §§ 5, 6 und 7 sowie § 8 
Abs. 1 lit. a des Bundesgesetzes vom 9. Juli 1970, BGBl. Nr. 205, über 
die Errichtung eines Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung und über die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger 
Bundesministerien sowie § 11 dieses Bundesgesetzes, soweit er sich auf 
die genannten Paragraphen bezieht. 

 52. Artikel 1 §§ 1 bis 3 des Bundesgesetzes vom 21. Jänner 1972, BGBl. 
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Nr. 25, über die Errichtung eines Bundesministeriums für Gesundheit 
und Umweltschutz. 

(3) § 58 Abs. 8 des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, bleibt unberührt.
§ 17b. (1) bis (19) … § 17b. (1) bis (19) …
(20) Für das Inkrafttreten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2009, 

BGBl. I Nr. 3/2009, neu gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das 
Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz aufgehobener Teile dieses 
Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 und 
16a sowie die folgenden Bestimmungen: 
 1. § 1 Abs. 1, § 7 Abs. 6 und 10, § 8 Abs. 1, Z 3 und 7 des Teiles 1 der 

Anlage zu § 2 sowie Abschnitt A Z 6, Abschnitt C (neu), die 
Bezeichnungen der neuen Abschnitte D bis I, Abschnitt D (neu) Z 2, die 
Überschriften der Abschnitte E (neu) und L, Abschnitt F (neu) Z 1, 
Abschnitt H (neu), Abschnitt I (neu) Z 7 und 17, Abschnitt J Z 5, 
Abschnitt K Z 13, Abschnitt L Z 21 lit. i und 34 bis 41 wie auch 
Abschnitt M Z 3 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten mit 1. Februar 
2009 in Kraft. Zugleich treten § 7 Abs. 7 sowie Abschnitt A Z 17, 
Abschnitt E (neu) Z 7 bis 13 und der bisherige Abschnitt I des Teiles 2 
der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

 2. und 3. …

(20) Für das Inkrafttreten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2009, 
BGBl. I Nr. 3/2009, neu gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das 
Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz aufgehobener Teile dieses 
Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 und 
16a sowie die folgenden Bestimmungen: 
 1. § 1 Abs. 1, § 7 Abs. 6 und 10, § 8 Abs. 1, Z 3 und 7 des Teiles 1 der 

Anlage zu § 2 sowie Abschnitt A Z 6, Abschnitt C (neu), die 
Bezeichnungen der neuen Abschnitte D bis I, Abschnitt D (neu) Z 2, die 
Überschriften der Abschnitte E (neu) und L, Abschnitt F (neu) Z 1, 
Abschnitt H (neu) samt Überschrift, Abschnitt I (neu) Z 7 und 17, 
Abschnitt J Z 5, Abschnitt K Z 13, Abschnitt L Z 21 lit. i und 34 bis 41 
wie auch Abschnitt M Z 3 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten mit 
1. Februar 2009 in Kraft. Zugleich treten § 7 Abs. 7 sowie Abschnitt A 
Z 17, Abschnitt E (neu) Z 7 bis 13 und der bisherige Abschnitt I des 
Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

2. und 3. …
(21) und (22) … (21) und (22) …
 (23) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten in 

Kraft: 
 1. Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 mit 25. April 2012; 
 2. die neue Paragraphenbezeichnung des § 16a (§ 17 neu), Abschnitt A Z 3 

des Teiles 2 der Anlage zu § 2 und Abschnitt D Z 2a des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 mit 1. Jänner 2013; gleichzeitig tritt § 17 außer Kraft. 
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Anlage zu § 2

TEIL 2 
A. BUNDESKANZLERAMT 

Anlage zu § 2 

TEIL 2 
A. BUNDESKANZLERAMT 

 1. … 
 2. Informationstätigkeit der Bundesregierung. 

Dazu gehören insbesondere auch: 
Angelegenheiten der Information der Regierung; Information der 
Öffentlichkeit über die Arbeit der Regierung. Pressedienst mit Ausnahme 
der Angelegenheiten der Presseattachés; Verbindungsdienst zu den 
allgemeinen Informationsmitteln Presse, Hörfunk und Fernsehen sowie 
audiovisionelle Berichterstattung. Angelegenheiten der Wiener Zeitung 
GmbH; Organisations- und Personalangelegenheiten des Amtes der 
Österreichischen Staatsdruckerei.

 1. … 
 2. Informationstätigkeit der Bundesregierung. 

Dazu gehören insbesondere auch: 
Angelegenheiten der Information der Regierung; Information der 
Öffentlichkeit über die Arbeit der Regierung. Pressedienst mit Ausnahme 
der Angelegenheiten der Presseattachés; Verbindungsdienst zu den 
allgemeinen Informationsmitteln Presse, Hörfunk und Fernsehen sowie 
audiovisuelle Berichterstattung. Angelegenheiten der Wiener Zeitung 
GmbH; Organisations- und Personalangelegenheiten des Amtes der 
Österreichischen Staatsdruckerei.

 3. Angelegenheiten der staatlichen Verfassung. 
Dazu gehören insbesondere auch: 
… 
Angelegenheiten der Verfassungs- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

 3. Angelegenheiten der staatlichen Verfassung. 
Dazu gehören insbesondere auch: 
… 
Angelegenheiten der Verfassungsgerichtsbarkeit; Angelegenheit der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit mit Ausnahme der Angelegenheiten des 
Bundesfinanzgerichtes.

… … 
 4. bis 16. … 4. bis 16. …
D. BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN D. BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN
 1. und 2. … 1. und 2. …
 2a. Angelegenheiten des Bundesfinanzgerichtes.
 3. bis 11. … 3. bis 11. …
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Artikel 14 
Änderung des Bundesgesetzblattgesetzes 

Bundesgesetzblatt III Bundesgesetzblatt III 
§ 5. (1) bis (3) … 
(4) Ist ein Staatsvertrag in mehr als zwei Sprachen authentisch festgelegt 

worden, reicht es aus, wenn 
 1. zwei authentischen Sprachfassungen und eine Übersetzung in die 

deutsche Sprache, 
 2. … 
kundgemacht werden. 

§ 5. (1) bis (3) … 
(4) Ist ein Staatsvertrag in mehr als zwei Sprachen authentisch festgelegt 

worden, reicht es aus, wenn 
 1. zwei authentische Sprachfassungen und eine Übersetzung in die deutsche 

Sprache, 
 2. … 
kundgemacht werden.

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 14. (1) bis (4) … § 14. (1) bis (4) …
 (5) § 5 Abs. 4 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 

tritt mit 1. Juli 2012 in Kraft.
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